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Einleitung 

I. 	 Ergebnis der ArbeIten der "- Konferenz für 
Intemetlonales l'rNab .....1 

1. Das Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte inter4 

nationaler Ki__hrung wurde sm 24. 0k10ber 1geO in der 
Plenarsitzung der VIerZehnten Tagung der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht durdl die anwesenden Staaten') ein­
stimmig allgellommen. Am 25. 0k10ber 1geO unterzeichne1en die 
Delegierten die SchIuBakie der VIerZehnten Tagung mil dem 
WorIIau1 des Übefeinkommens und _ Empfehlung für das 
MusterIormbiatt. das bei Antragen auf Rückgabe Wideiiechllich 
verbrechter oder zuriickgehaltener Kinder zu V8I Wet Iden ist. 

Bei d_ Gelegenheit ist die Haager Konferenz von ihrer Praxis 
abgewichen und hat die auf der Voerzehnten Tagung angen0m­

menen Übe<einkommensentWü unmittelbar nach der SchIu8si1· 
zung zur Unterzeichnung durch die Staaten aufgelegt. Voer Staa­
ten (Kanada, Frankreich, GriechenIaI1d und die Schweiz) .. ­
des Übereinkommen bei _ Gelegenheit unterzeichnet. so 
daß es das Datum vom 25. 0k10ber 1geO trägt. 

2. Hinsichtlich des Ausgangspunkts der Arbeiten, die .... 
Annahme des ÜbereinkommenS geführt haben, sowie der be<eits 
auf diesem Sachgebiet vorMndenen oder in un_ 
Zusammenhang dami1 steheriden anderen Übe<einkommen wird 
auf die Einleitung des Berichts der Sonderkommissio _ 
sen.') 

3. Die Voerzehnte Tagung der Konferenz, die vom 6. bis 
25. 0k10ber 1980 _and. beauftragte die Erste Kommission mit 
Professor A. E. Anton (Vereinigtes Königreich) als VOOIitz..-n 
und Dekan Leal (Kanada) als siel....b_1dem VOOIitzeriden mit 
der AusarbeitlIng des Übereinkommens; beide waren _ 
VOOIitzender bzw. sIeIlvertretender VOOIitzender der Sonderkom­
mission _. Au6erdem wurde Prof...... EÜS& perez·Vera in 
ihrem Amt als _no bestatigt. Mr. Adair Dyer, Erster 
SekretAr des Standigen Büros. der für die Arbeiten der Konferenz 
wichtige Schriftstüeke ausgearbeitet hatte. war mi1 der wissef>. 
schaftlichen Leitung des Sekretariats beaufbagl. 

4. In dreizehn Silzungan nahm die Erste Kommission eine erste 
Lesung des von der Sonderkommission ausgearbei1e1en VOfent· 
wurfs VOf. Gleichzeitig ernannte sie einen Redak1ionsausschuß, 

I) 	 0. I '.od, AusIraIien. Osteneich, Belgien, ~ 0AnemariI;, Spanien, v ..... 
nigee StaMen. FinnIInd. ~, Griec:henIencI, trtand. Japan. 1.uxenDJrg. 
Norwegen, NMdeillWide, Portugal, VereirIIgIrM KOnIgredI, ~, SchMiz,lad,..,..... ....,Venezuela und .. J ' 	 ioa. 

Oie V-..... da' AratIiechIIn ~ AgypMn. lsfaeII und ltaMns t'IIben ICh .n 
dar Abelimmung rucht bIMiIgI, obwohl _ ., den AtbMen dar Ersten KorrmISSion

*"" IeilgaG"'.' hIaM MMIIdlo, dar HIiIige &uhI und die Union dar ~ 
ac:n.n S j t ~ n..n a.ot.:hW.-d. Bei itnn ArbI1Wi und dar 
E~ KciI'nn'IiMion aJCtI die Wf8ftvoIIe ~ dar ~ des E~ 
des COI••O .....tt-SekretariIits und des ~ s.::m.......... ZU" v8l'fü­...... 

2) 	 BerittiI der SodlnkLiilniaaio..... 3 und 7 biB 15. 

Artikel31 bis 33 - AnwMdung des Übe<einkommen. im 
Hinblick auf Staaten mi1 mehr als einem 
Rechtssystem ......................... 141 

Artik~ 34 - Beziehungen zu anderen Übereinkommen 143 

Artikel35 - Dar zsittiche Anwendungsbereich des Über· 
einkommens ............... "......... 144 

Artikel 36 - Möglichkeit, durch Vereinbarung die Ein­
schrAnkungen für die Rückgabe des Kindes zu 
begrenzen ............................ 146 

Kapitel VI - Schlußbestimmungen ....... "... 147 


der entsprechend dem Fortschreiten der Arbeiten den Wortlaut 
formulierte.:!) Sieben weitere Sitzungen dienten der Beratung des 
vom Redaktionsausschuß vorbereiteten Textes~) sowie der 
Bestimmungen über die Anwendung des Übereinkommens in 
Staaten ohne einheitliches Rech1ssystern (.Application Clause.·) 
und des Musterformblatts. 5) die von Ad-hoc-Ausschüssen verlaßt 
won::Ien waren. ') Oie vom Ständigen Büro vorgeschlagenen 
Schlußbestirnrnungen wurden in den Vorentwurf übernommen. 
den der Redaktionsausschuß erstein hatte. 

•. _ ..... _ .... wrtleget-._ 

5. Dar Erläuternde Bericht zu einem Text. der dazu bestimmt ist, 
geltendes Recht ZU _. also zu einem Text, auf den man sich 
be<ufen _ und der angewandt werden soll, muß mindestens 
zwei __ Zielen entsprechen. Einmal muß der Bericht so 
getreu wie mOglich die Prinzipien. die dem Übereinkommen 
zugrunde liegen. und. wenn sich dies als notw .... clig erweis~ die 
E.-.ung der Gedanken hervo<I1eben. die zur Auswahl solcher 
Prinzipien unter den vorhandenen Möglichkeiten geführt haben. 
Es geht sicher nicht darum. erschöpfend die Stellungnahmen im 
Rahmen der Ausarbeitung des Übe<einkommens darzulegen. 
_ die Haltung, die das Übe<einkommen einnimmt. wird manch· 
mal in der Gegenüberstellung zu anderen vorgetragenen Gedan· 
ken leichter verstandlich. 

Allgesichts der Tatsache. daß der von der SoncIer1<ommission 
YOfbereitete Vorentwurf eineS Übereinkommens eine breite Unter­
stützung ') erfahren und der endgültige WO<Uaut dementspre­
chend im wesentlichen die Struktur und die Grundlagen des 
VOfentwurfs übernommen hat. wird dieser SchIuBbericht, insbe­
sondere In seinem ersten Teil. bestiniittte Abschnitte des Berichts 
der Sonderkommission wiederholen. der im April 1980 für die 
Voerzehnte Tagung vorbereitet _ ist. ') 

6. Dieser SchIuBberich1 soll auch einen anderen Zweck erfüllen, 
namlich det tjenigen, die das Übereinkommen anzuweriden 

3) 	 0. ~ ..... dem VorsitZ von ..... lai ........ti...."dtM .. 

Vcnitzenden dar Ersten Kommission bestMd .. den Herren SavoIeinen (Fnn­
1Md), ChI*t (Frankreich). JonM (V.....nge.~) und der BaiidiCasa.ne­
Rn. Mr. 0,. und mehrere Rad ewkniIIN Nben hn auBeiOidliMA:lI wert· 
volle Hilfe geIeiAIl 

~) 	~ Nr. 45, 66, 75, 78. 79 und 83. 

5) 	~ Nr. 59. 8f9InzI ciJrdI diIiri vcnchlag des ~ im Atbeds­
dokI.ment Nr. 11. Der l.InterauIxhu6 .APPIiCatiOn C\au8a. bMchIo8, den lohaI 
der hIerUbar von der ~ wege' , Att*eI ~ zu 
....., (ProeokoI Nr. 12). 

I) 	 Am lJnteraJsac:hu6 .Mustabiilblaa .... unter dem Vorsitz von Professor 
MüIIer·FreienfeIs (&..des I ibik Deutx:t11and) IM HemIn Deachenaux 
(5c:tNMiz). HIIfven (V8!1!Iinigtit Slaala"\l. BarboM (Portugal), MinamI (.-.n) und 
F1au PrW (Sc:twMden) tIIig. Dem ~ .AppIic:ation 0.-. gehOrten 
uneer dem VOfSltZ von Herrn .,., ~ (NiedelIIWid&) die Hemin HMu 
(kIr1aaa), t-IjcdI (~), CresweI (AuItraIien). SaIem ~) und MIM 
5*I~s..n) .... 

1) 	 Siehe i'" •• die sae. 9"111"., der RegIerungen. VOibae41e",dw Doku· 
ment (\IOfb. Dok.) Nr. 7 . 

., 	VOfb. Ook. Nr _ 6. 
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haben, eine ausführliche Kommentierung seiner Bestimmungen 
zur Verfügung zu stellen. Da diese Kommentierung im Prinzip 
dazu bestimmt isl, den wörtlichen Inhalt der Übereinkommensvor· 
schriften zu ertäutem. wird sie sich viel weniger darum bemühen. 
ihre Entstehungsgeschichte zu schildern, als ihren Inhalt darzule­
gen. 

7. Aus den vorstehenden Erwägungen kann gefolgert werden, 
daß die zwei angestrebten Ziele sich deutlich unterscheiden und 
selbst die angewandten Methoden der Analyse. um beide zu 
erreichen, ntcht identisch sein können. Ungeachtet dessen bringt 
die Bezugnahme in beiden Fällen auf einen einzigen Wortlaut. 
den des Übereinkomm,",s. gewisse Woedert1oIungen m~ sich. die 
unumgAnglich erscheinen. Trotz dieser Gefahr und angesichts 
des unterstrichenen dappenen Ziels ist der Bericht in zwei 
Abschnitte unterteilt: Der erste ist der Untersuchung der allgemei~ 
nen Prinzipien gewidmet. die dem Übereinkommen zugrunde 
liegen: der zweite dient der Untersuchung des Textes Artikel für 
Artikel. 

8. Wie Professor von Overbeck 1977 unterstrichen hat. ') 
erscheint es schließlich zweckma8ig. deran zu erinnern. daS 
dieser Bericht nach AbschIuS der VIerzehnten Tagung anhand der 
Protokolle und der Notizen der Beoichtetstenerin verfa8t wurde. Er 
ist daher von der Konferenz nichI genehmigt worden. und es ist 
mOglich. daß !rOtz des Bemühen8 der Berichte_nenn um eine 
objektive Beurteilung bestimmte Abschnitte eine teilweise subjek­
tive Beurteilung wiedergeben. 

Erster Teil ­
Allgemeine Grundzüge des Übeneinkommens 


9. Das Übereinkommen stel~ in seiner Gesamtheit einen Kom­
promiß zwischen zwei zum Teil unterschiedlichen Auffassungen 
über des zu erreichende Ziel dar. In den vortlereitendan Materia­
lien laBt sich in der Tat die SpannWlg erkennen. die zwischen dem 
Wunsch. bestehende. durch des widerrechtliche Verbringen oder 
Zurückhalten eines Kindes veränderte tatsächliche Situationen zu 
schützen. und der Sorge besteht. vor allem die Beachtung der 
rechtlichen Beziehungen zu gewlhr1eisten. die solchen Situatio­
nen zugru_11egen kOnnen. In dieser Hinsicht ist das durch das 
Übereinkommen ...-GIelchgeM:ht verhältnismäßig anfällig. 
Einerseits ist es klar. daS das Übereinkommen nicht das Beste­
hen des Sorgerechts _ (Arlikel19); andererseits ist es aber 
ebenso offenkundig. daß die Bezeichnung des Verbringens oder 
Zurückha~ens eines Kindes als widerrechtlich von dem Bestehen 
eines Sorgerechts abhängt. was der Situation. die durch die 
Handlungen verandert worden ist, die vermieden werden sollen. 
einen rechtlichen Gehan gibt. 

I. ZW8ck des o-nkommena 

10. Der Trtel dieses Kapitels ist ein Hinweis sowohl auf das in 
dem Übereinkommen behandelte Problem als auch auf die Ziele. 
die es sich setz\, um gegen die zunehmenden Ki-.enlführun­
gen zu kämpfen. Nach Enlrterung dieser beiden Punkte _den 
andere dam~ zusammenhängende Fragen untersucht. welche die 
Tragweite der angestrebten Ziele erheblich absMen: insbeson­
dere geht es um die dem Wohl des Kindes zukommende Bedeu­
tung und um die mOglichen Ausnahmen von _ sofortigen 
Rüci<gabe widerrechtlich _echter oder zurückgeha~ener Kin­
der. 

A. Abgrenzung des Gegenstends 

11. In beZug auf die Abgrenzung des Gegenstends des Überein­
kommens ''') wird es ausreichen. zusammenfassend daran zu 

') Erilutemder Bericht zu dem Cbninkornmen (i)er _ .." lIhIIIiche GüastInde 
......... Aectt, Ace. .. docurnenIa ct. .. T~ ...... Bel. 11, S. 329. 

10) Siehe ............ F~ und Bericht Ober m. ~ EntfUhrung eines 
Kindes durch .... Elternteil. v.fa8I von". Adair Dyer, Vorn. Dok. Nr. 1. Augwt 
1977, Ades et documents de .. CIuMorzi6me -o-a. Bel. 111. im folgenden ...AcMs 
XIV". S. 18-25 (Im ~ .. .Bertcht [),<er" zitiert) und Bericht Uber den von der 
SOOde.kOhM.iiUIOI'1 .'lf6io........ VOfel"ltwu1' .... ÜbeAJinkommens. Verb. 
Ook.. Nr. 6. Mal 1980, Ades XIV, 5.172-173. 

erinnern. daß die in Betracht gezogenen Situationen sich aus der 
Anwendung von Gewalt ergeben, um künstliche intemationale 
Zuständigkeitsverbfndungen in der Absicht zu schaffen, das Sor­
gerecht für ein Kind zu erhanen. Die unterschiedlichen Umstände. 
die in einem bestimmten Fall zusammentreffen können, lassen 
jeden Versuch schettem. zu ejner genaueren rechtlichen Defini· 
tion zu gelangen. In allen untersuchten Situationen treten jedOCh 
unausweichlich zwei Elemente zu Tage und bestätigen die ange­
deutele annähemda Charakterisierung. 

12. Erstens geht es in allen Fällen um das Verbringen eines 
t(jndes aus seinem gewöhnlichen Lebensraum heraus, wo es sich 
in der Obhut einer natürlichen oder juristischen Person befand. 
die ihm gegenüber rechtmäßig ein Sorgerecht ausübte. Wohlge· 
merkt ist einer solchen S~ation die Weigerung gleichzustellen. 
das t(jnd nach einem Auslandsaufenthalt, dem die das Sorgerecht 
ausübende Person zugestimmt hatte, in seine Umwelt wieder 
einzugliedem. In betden Fällen ist das Ergebnis in der Tat gleich: 
Das Kind wurde aus der familiären und sozialen Umgebung 
gerissen, in der sich sein Leben abspielte. Im übrigen ist in diesem 
Zusammenhang die Art des Rechtstitels von geringer Bedautung. 
auf Grund dessen das Sorgerecht gegenüber dem Kind ausgeübt 
wurde. Von diesem Standpunkt aus ist das Bestehen oder das 
Fehlen einer Entscheidung über das Sorgerecht ohne Einfluß auf 
die soziologischen Gegebenheilen des Problems. 

13. Zweilens haI die Person. die das Kind verbringt (oder für das 
Verbringen verantwortlich ist, wenn die T aillandlung durch einen 
Drinen durchgeführt wird). die Hoffnung. von den Behörden des 
Staates. in den das Kind gebracht wurde. das Sorgerecht für 
dieses zu erha~en. Es _ sich demnach um jemanden. dar­
in weiten Sinne des Wortes - dem Familienkreis des Kindes 
angehOf1; in der Tat ist die fragliche Person in den meisten Fällen 
der Vater oder die Mutter. 

14. HAuIig kommt es vor. daS die Person. die das Kind zunick­
hält, zu erreichen versucht. daß eine gerichtliche oder behördliche 
Entscheidung des ZuIIuchtsstaats die von ihr geschaffene tat­
sächfoche Situation zu einer gesetzlichen macht: falls sie sich aber 
Ober das Ergebnis der Entscheidung nicht sicher ist. ist es ebenso 
mOglich. daS sie sich zur Untätigkeil entschließt und som~ die 
Initiative der Person überläßt. der sie das Kind entzogen haI. 
Denn auch wenn diese schnell handelt, d. h. wenn sie vermeidet, 
daS sich die durch das Verbringen des Kindes geschaffene Lage 
auf Grund der verflossenen Ze~ stebilisiert. befindet sich der 
Entführer in einer vorteilhaften Position, denn er hat nunmehr das 
Gericht bestimmt. das über die Angelegenheit zu entscheiden 
haben wird. ein Gericht, das er grundsätzlich als das günstigere 
für seine Begehren ansieht. 

15. Zusammenfassend kann behauplet werden. daß das Pro­
blem. m~ dem sich das Übereinkommen beschäftigt - m~ allen 
seinen dramatischen Auswirkungen, die sich aus dem Umstand 
ergeben, daß es unmittelbar den Schutz der Kinder in den inter· 
nationalen Beztehungen betrifft -, seine ganze rechtliche Schärfe 
durch die dem einzelnen eröffnete Möglichkeil erhM. mehr oder 
weniger künstliche internationale Zustandigkeitsverbindungen zu 
schaffen. Der einzelne kann auf diesem Weg talsächlich das 
anzuwendende Recht verfälschen und eine für ihn günstige 
gerichtliche Entscheidung erlangen. Sicher hat eine soIcha Ent· 
scheidung nur eine geographisch beschränkte Wirksamkeit, ins­
besondere dann, wenn neben ihr andere, inhaltlich entgegen· 
gesetzte Entscheidungen sonstiger Gerichte vorliegen; sie stellt 
aber auf jeden Fall einen Rechtstitel dar, der für die "Legalisie· 
rung- einer Tatsachenlage ausreicht, die keines der betroffenen 
Rechtssysterne wünschte. 

B. Die Ziele des Übereinkommens 

16. Oie ~ des Übereinkommens, wie sie sich aus Artikel 1 
ergeben. kOnnten wie folgt zusammengefaßt werden: In Anbe­
tracht dessen, daß ein charakteristisches MerKmal der in Betracht 
gezogenen Situationen in dem Umstend besteht. daß der Entlüh­
rer geHend mechL seine Handlung sei durch die zuständigen 
Behörden des Zufluchtsstaats als gesetzmäßig bestätigt worden. 
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üegt ein wirl<sames Mittel, ihn davlln abzubringen, darin, seinen 
Handlungen jegliche praktische und rechtliche Wirl<ung zu neh­
men. Um cfteS zu erretchen. stellt das Überetnkommen die Wte­
derherslellung des status qua durch .die sofortige Rückgabe 
widerrechHich in einen Vertragsstaal verb<achter oder dort 
zurüc:l<ge/1a_ Kinder" an die erste Stolle seiner Ziele. Die 
unüberbnid<baren Schwietigkeiten, die sich einer Festlegung 
unmittelbarer Zustandigkeitsregoln auf diesem Gebiet in einem 
Überein_") emgege.1SIeIIen, _ in der Tal dazu 
geführt, d_Weg ZU wAhlen, der es, WMI1 auch auf U.--n, 
in der Mehrzahl der FAlle ermOgIichen wird, daß die endgültige 
Enlscheidung über das Sorgerecht von den BehOrden des 
gew<lI1nlichen AulenthaRs des Kindes vor seinem Verbringen 
getroffen wird. 

17. Obwohl übrigens das in Buchstabe b er1därte Ziel, .zu 
gewAhrteisten, daß das in einem Vertragsstaal bestehende Sor­
gerecht und Recht zum persOnlichen Umgang in den anderen 
Vertregsstaaten _Iich _ wird·, selbständige Bedeu­
tung aufweist, ist sein teleologischer Zusammenhang mit dem Ziel 
.Rückgabe des Kindes· nicht weniger offriundig. In Wirklichkeit 
kOnnte man annehmen, daß es sich um ein einziges Ziel mit zwei 
verschiedenen Aspekten handelt WAhrend die sofortige Rück­
gabe des Kindes dem Wunsch enlspticht, eine einseitig durch den 
Entführer gewaltsam _anderte Situation wiedert1erzustollen, ist 
die tatsachliehe Beachtung des Sot getechts und des Rechts zum 
persOnlichen Umgang insoweit vorbeugender Natur, als durch 
diese Beachtung eine der hAufigsten Ursachen des Vetoi"ge.,s 
von Kindern enffallen muß. 

Da aber das Übereinl<ommen nicht nAher bestimm~ welche Maß­
nahmen von jedem Staat anz'--' sind, um die Beachtung 
des in einem anderen Vertregsstaat bestehenden Sorgerechts zu 
gewAhrleislen, muß angenommen _, daß - abgesehen von 
dem mittelbaren Schutz, der sich aus der Verpflichtung ergibt. das 
Kind der Person zUriickzugeben, weiche die Sorge ausübte - die 
Beachtung des Sorgerechts sich fast ganz dem Übereinkom­
mensbereich entzieht. Im GegefIsatz dazu ist das Recht zum 
persOnlichen Umgang Gegens1aIId einer sicher unvollständigen 
Regel, die jedoch bezeichnend für das Interesse ist, das den 
regeima6igen KontaI<tan zwischen Eltern und Kindern entgegen­
gebracht wird, _ WMI1 die Sorge nur einem Ettemteil oder 
einem Dritten ~ wurde. 

1ß. Wird zugegeben, daß die dargestellten Erwagungen wohl 
beg~ sind, so ist daraus zu schließen, daß jeder Versuch, die 
Ziele des Übereinkommens einer bestimmten Rangordnung 
unterzuonlnen, nur von symbolischer Bedeutung sein kann. Tal­
sächlich erscheint es fast unmOglich, eine Rangordnung zwischen 
zwei Zielen herzustatlen, die ihren Ursprung in einem einzigen 
Anliegen _. Denn im Ergebnis l6uft es _ auf dasselbe 

hinaus. die Rückgabe anes Y81brachtee I Kindes zu erteichtem 
oder die zur Vermeidung eines """"*' Verbo ;Iget.. notwendigen 
Maßnahmen ZU ergreifen. 

WI8 im fotgenden festgestellt _ wird, ist die Frage, die das 
ÜbereinI<ommen grundlegend zu regeln versucht hat, diejenige 
der Rückgabe widerrechttich verbrachter oder zuriid<gehaltener 
Kinder. Der Grund hietfiir scheint offenkundig; Erst nach dem 
widerrech1lichen ZurückhaI1en eines Kindes entstehen die 
schmerzlichsten Situationen, nAmlich solche, die nicht einseitig 
durch jedes der betroff8fl8n Rechtssysteme gelöst werden kön­
nen, obwohl sie einer besonders dringeliden Lösung bedürfen. 
Insgesamt gesehen rechtfertigen unseres Erachtens alle diese 
Umstilnde die Entwicklung der Regelungen des Übereinkommens 
für die Rückgabe des Kindes und _ zugleich dem ange­
strebten Ziel grundsAtziich eine gewisse PrioritAI ein. Obwohl 
theo<etisch beide erwAhnton Ziele gleichzustellen sind, hat daher 
im Übereinkommen pt"_ der Wunsch Vorrang erhatten, die 
Wtederherstellung der durch den Entführer verfälschten Situation 
zu garantieren. 

11) 	 Eine SIOIcM MOgIichkeit wurde in dir ..., Sitzung der SonderkorrvnISS 
-.orten. Vgl. Ergebnilsl der ErOrtenJngen der ~ von Man 
1979 ut»r das 1egaI~. Z1JIS&i.i. U • cbI:h das St6ndIgeBüro, Vom. 
00II. Nr. 5. JunI 1979, AaeI XJV, S. 163-184. 

19. In einem abschlieBenden Bemühen, die Ziele des Überein­
kommens IdarzusleUen, ist zu unterstreichen. daß es nicht ver· 
such\, die Frage der Erteilung des Sorgerechts zu negein, wie sich 
insbesondere aus den Vorschriften des Artikels 1 ergibt. Hierzu 
geht der nicht ausgesprochene Grundsatz, auf dem das Überein­
kommen beruht. dahin, daß die Auseinandersetz in der Sache 
~ d. h. über das bestrittene Sotget~ggfs. vordenzustän­
digen BehOt den des Staates stattfindien muß, wo das Kind seinen 
gewöhnlichen AulenH1att vor dem Verbringen haffe, und zwar 
sowohl wenn das Verbringen vor dem EriaB einer En1scheidung 
über die Sorge erfolgt ist - einer Situation, in der das verletz1e 
Sotgetecht krall Gesetzes ausgeübt wurde - als auch wenn 
dieses Verbo Rogen unter Verletzung einer bereits vorher beste­
henden Entscheidung _gefunden hat. 

C. 	Bedeutung des Wohles des Kindes 

20. Vorab sind die Griinde zu rechtfertigen, die dazu Anlaß 
geben, die Untersuchung dieser Fr"!'" in den Zusammenhang der 
Erw6gungen über den Zweck des Ubereinkommen. einzufügen. 
Sie _ klar hervor, wenn man berücksichtigt, daß einerseits 
das Wohl des Kindes in dieser Beziehung htufig ins Feld geführt 
wird, und andererseits, daß man geftend machen kOnnte, der 
Zweck des Übereinkommens, die Rückgabe des Kindes, müsse 
immer der Berücksichtigung seines Wohles untergeordnet blei­
ben. 

21. In dieser Hinsicht wurde zu Racht hervo!gehoben, daß .der 
ReclJtsbeglilf des ,vorrangigen Wohles des Kindes' bei einer 
ersten Betrachtung SO ungenau ist, daß er _ einem sozialen 
Paradigma zu gleichen scheint als einem konkreten Rechts­
begriff. WI8 ist dieser Begriff auszustatten, ohne über das IetzHich 
maßgebelide Wohl des Kindes Mutmaßungen anzustellen, deren 
Ursprung nur aus dem sittlichen Rahmen einer bestimmten Kultur 
zu entwickeln ist? Der Begriff ,letzHich maßgebend' gib! Anlaß zu 
unmittatbaran Problemen, wenn er in die Gleichung aufgenom­
men wird, da die allgemeine Fessung des Begriffs nicht klar zu 
erkennen gi~ ob das ,Wohl' des Kindes, das es zu schützen gi~, 
dasjenige unmittelbar nach der Entscheidung oder das des Kin­
des ist, wenn es in jugendlichem, jungem Erwachsenen-, re~em 
oder Greisenatter steht. .,'! 

22. Andererseits darf nicht vergessen werden, daß unter Beru­
fung auf das .vorrangige Wohl des Kindes· in der Vergangenheit 
die nationalen Gerichte haufig _ich die streitige Sorge der 
Person übertregen haben, die das Kind -.rechtlich verbracht 
oder zuriid<gehaIten hat Es ~ sein, daß diese Entscheidung 
die gerechteste war; indeSsen kann die Tatsache nicht übersehen 
werden, daß die Berufung auf einen """"*' Begriff durch natio­
nale Behörden die Gefahr mrt sich bringt, kutturolle oder soziale 
-.rebungen einer gegebet IOn nationalen Gemeinschaft 
zum Ausdruck zu bringen und daher im Grunde genommen 
sutJjeI<tiw Werturteile über die.andere nationale Gemeinschaft zu 
fAllen, aus der das Kind soeben herausgerissen _ ist. 

23. Unter anderem aus diesen Gründen enthält der entschei­
_ Teil des Übereinkommens keinerlei ausdrüddiche Bezug­
~me auf das Wohl des Kindes als bei ichtiget Ides Element des 
Ubereinkommensziels, das darauf abstellt, die sofortige Rück­
gabe -.rechtlich verbrachter oder zurüc:l<ge/1attener Kinder 
sicherzustellen. Aus diesem Schweigen soItte jedoch nicht der 
Schluß gezogen werden, daß das Übereinkommen das soziale 
Paradigma außer acht läßt, das die Notwendigkeit der Berücksich­
tigung des Wohles der Kinder bei der Regelung aller sie betreffen­
den Probleme verkündet. Oie Unterzeic:hnerstaaten erklären im 
Gegenteil baretts in der Präambel, sie seien .der festen Überzeu· 
gung, daß das Wohl des Kindes in allen Angelegenheiten des 
Sorgerechts von vorrangiger Bedeutung is!"; gerade in dieser 
Uberzeugung haben sie das Übereinkommen ausgearbeitet .in 
dem Wunsch, das Kind VOf den Nachteilen eines -.rechtlichen 
Verbringen. oder ZurückhaJtens international zu schützen". 

24.•Diese beiden Absätze der Präambel geben die Einstellung 
des Ubereinkommens in dieser Beziehung recht klar wieder, eine 

12) 	 Bericht Dyef, ActBs XIV, s. 22-23. 
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Einstellung, die man folgendermaßen bestimmen könnte: Der 
Kampf gegen die Zunahme internationaler Entführungen von Kin­
dem muß immef von dem Wunsch bestimmt sein, die Kinder zu 
schOI:zen, indem man sich zum Mittler ihres wirklichen Wohles 
macht. Zu den objektivsten Erscheinungsform das Wohles das 
Ki~ gehOrt das Racht, nid1I auf Grund mehr oder weniger 
zweifelhafter _ in bezug auf seine Person an einen anderen 
Ort verbracht oder dort zurückgehalten zu _. tn dieser 
Hinsicht erscheint es angebracht, auf die Empfehlung 874 (1979) 
der Parlamentarischen Versammlung des EuroparalS hinzuwei­
sen, deren erster allgemeiner Grundsatz sagt, da8 ,die Kinder 
niclrt mehr als Eigentum ihrer Eltern. sondern als Einzelpersonen 
mH eigenen Rachten und Bedürfnissen anzusehen sind'. '') 

Tatsächlich wird, wie bereHs Mr. Dyer ~h~t, in der 
Literatur bei der Untersuchung dieses Problems ..at~n die 
Vermutung aufgesteltt, daß das wirkliche Opfer einer ,Kindesent· 
führung' das Kind selbst ist, das unter der plötzlichen Erschütt .. 
rung seines GieichgewichlS, dem traumatischen Kontaktverlust zu 
dem Ettemteil, der für seine Erziehung verantwortlich war, und der 
Unsicherheit und Frustration -. die sich aus dem Zwang 
ergeben, sich einer fremden Sprache, ungewohnten kutturellen 
Beding~ und unbeI<annten Lehrern und Verwandten anzu­
passen".14) 

25. Es ist daher legitim zu behaupten, daS die beiden Ziele des 
Übereinkommens - das eine vorbeugender Art, das andere auf 
die sofortige W_ngliederung des Kindes in seine gewohnte 
Umgebung gerichtet - insgesamt einer bestimmten Auffassung 
des ,vorrangigen Wohles des Kindes' entsprec:Mn. Auch bei 
dieser Betrachtungswei ware incIesoen einzuraumen, daS das 
Verbringen eines Kindes gelegentlich aus objektiven Gründ«! 
gerechHertigt sein kann, die ~ seine Person oder seine 
nächste Umgebung berühren. Daher l4BI das Übereinkommen 
bestimmte Ausnahmen von der aligetnei '"" senens der Staaten 
eingegangenen Verpflicht1Jng zu, die sofortige ROd<gabe der 
widerrechtlich verbrachten oder zurüd<geha/teroen Kinder sicher­
zustellen. Meistens sind diese ~ nur konkrete Bekun­
dungen des zu ungenauen Grundsatzes, wonach das Wohl des 
Kindes der Leitgedanke auf _ Gebiet ist. 

26. Im übrigen entspricht auch die Regelung des RechlS zum 
persönlichen Umgang dem Anliegen, den Kindern so vollständige 
Familienbeziehungen wie mOglich zu _en, um eine ausge­
glichene Entwicklung ihrer _Iichkeit zu fOrdern. Jedoch 
besteht auch _ keine einheitlich& Auffassung, wodurch der 
zweideutige Charakter des Grundsatzes des Kindeswohls noch 
einmal hervorgehoben wird. Tatsächlich gibt es im Gegensatz zu 
dem im Übereinkommen aneriulnnten Ansatz eine gew;sse Ten­
denz zu der Annahme, es sei für das Kind vorteilhaft, keinen 
Kontakt zu seinen beiden Ettern zu haben, wenn das Paar recht­
lich oder tatsächlich getrennt lebt. In dieser Hinsicht war sich die 
Konferenz bewußt, daß sich eine solche LOsung gelegentlich als 
die wün_este erweisen kann. Unter Wahrung des der 
richterlichen Beurteilung zukommenden Spielraums bei der 
Abwägung der Umstände in jedem konkreten Fall hat die Konf .. 
renz die andere MOglichkeit vorgezogen, und das Übereinkom· 
men räumt eindeutig dem Gedanken Vorrang ein, daß das Racht 
zum persönlichen Umgang das selbstverständliche Gegenstück 
zum Sorgerecht ist, ein Gegenstück, das demzufolge grundsätz· 
lich dem Ettemteil zuzusprechen ist, dem die Sorge für das Kind 
nicht zusteht. 

D. 	 Ausnahmen von der VerpflichhJng, die sofortige Rückgabe 
des Kindes sicherzustellen 

27. Angesichts der TalSeche, daß die Rückgabe das Kindes in 
gewissem Sinn den Grundgedanken das Übereinkommens bilde!, 
sind die Ausnahmen von der aIIgerneio '"" Verpfliclrtung, sie 
sicherzustellen. ein wesenHicher Aspekt für das genaue Verständ­
nis ihrer Tragwerte. Es geht offensichtlich nid1I darum, die Bestim­

13) 	 Partamenlanache VersammlU"Igdel EUJOpInIes. 31. aIIgemeine~. 
Empfehlung __ E~ Charta lbW die RechIe des Kindes. Text ange­
nommen am ... OIoctober 1979 

") 	 Bencht Dyer, Actas XIV, S. 21. 

mungen, die diese Ausnahmen enthalten, hier im einzelnen zu 
untersuchen, sondern darum, ihre Rolle zu skizzieren und dabei 
besonders die Gründe zu unterstreichen, die zu ihrer Einfügung in 
das Übereinkommen geführt haben. Von _ Standpunkt aus 
lassen sich Ausnahmen erkennen, deren RechHertigung auf drei 
verschiederoen Grundsatzen beruht. 

28. EinerseiIS erkennt _ 13 Buchstabe a an, daS die 
GericIrte oder VerwaltungsbehOrden des ersuchten Staatas nicht 
verpfliclrtet sind, die ROd<gabe des Kindes anzuordnen, wenn der 
Antragsteller vor dem angeblich widerrechtliche Verbringen das 
Soogetech~ das er nunmehr geltend macht, tatsächlich nicIrt 
ausgeülll oder ~ er die von ihm .,..., beanstandete Handlung 
nachträglich genehmigt hat. Demzufolge handelt es sich um 
Situationen, in deroen entweder die Vorbedingungen für das Ver· 
bringen eines der wesenHichen Merkmale der Beziehungen, die 
das Übereinkomrroen schützen will, niclrt enthielten (die tatsächli­
che Ausübung des SorgerechlS) oder das nechträgliche Verhatten 
das berauillen Etternteils eine Annahme der neuen so geschaff .. 
nen Situation erkennen 1äBt, was sie schwieriger angreifbar 
macht. 

29. AndererseHs enthalten Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 
desselben Artikels 13 Ausnahmen, die deutlich davon bestimmt 
sind, das Wohl des Ki~ zu berücksichtigen. WI9 bereilS 
bemerkt, hat das Übereinkommen diesem Begriff einen genauen 
Inhatt gegeben. So ist das Interesse das Kindes, von seinem 
gewöhnlichen Aufenthalt niclrt ohne ausreichende Garantien für 
eine neue stabile Situation verbrecht zu _, dem primären 
Interesse jeder Person nachzuordnen. ntcht der schwerwiegen­
den Gefahr eines kOrperlichen oder seelischen Schadens ausg.. 
setzt oder in eine unzumutbare Lege gebracht zu werden. 

30. Es kommt hinzu, daS nach dem Übereinkommen die Ansicht 
das Kindes über die wesen~iche Frage seiner Rückgabe oder 
Nicht·ROd<gabe entscheidend sein kann, wenn es nach Meinung 
der zuständigen BehOrden ein aUS/eichet ides After und die nötige 
Reife erreicht hat. Auf diese Weise gibt das Übereinkommen den 
Kindern die MOglichkeit, ihre eigenen Interessen zu vertreten. 
Offensichtlich kann diese Bestimmung gefährlich _, wenn 
ihre Anwendung zu direkter Befragung von Jugendlichen führt, die 
sicher eine klare Vorstellung der Situation haben, die aber auch 
ernste seelische Schäden erleiden können, wenn sie glauben, 
daß sie gezwungen worden sind, zwischen ihren beiden Ettem zu 
wählen. Eine Bestimmung dieser Art war jedoch unerlä/llich, da 
der persönliche Anwendungsbereich des Übereinkomrroens Kin­
der bis zum sechzeIvlten Lebensjahr betrifft; es ist einzurAumen, 
daS die ROd<gabe eines zum Beiapiel fünfzehnjährigen Ki~ 
gegen seinen Willen nur schwer zu vertreten wäre. Im übrigen 
sind in dieser besoI-.n Frege die Bemühungen fehlgeschla­
gen, zu einer Einigung über ein MindestaHer zu gelangen, von 
dem an die Absicht des Ki~ berücksichtigt _ könnte, da 
alle Zahlen einen künstlichen, wenh niclrt gar willkürlichen Cha­
rakter haben; es erschien besser, die Anwendung dieser Bestim­
mung dem Ermessen der zuständigen Behörden zu überlassen. 

31. Drittens besteht nach Artikel 20 keine Verpfliclrtung zur 
Rückgabe das Kindes, ,wenn sie nach den im ersuchten Staat 
gettenden Grundwerten über den Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten unzulässig ist". Hier handelt es sich um eine 
in Übereinkommen zum Internationalen Privatrecht ungewöhnli­
che Bestimmung, deren genaue Tragweite sich nur schwer darle­
gen IäBt. Unter Verweisung auf die Kommentierung zu Artikel 20 
für den Versuch einer entsprechenden Darstellung erscheint es 
hier besonders wichtig, den Ursprung der Vorschrift zu betrach­
ten. Diese Regel ist das Ergebnis eines Kompromisses zwischen 
den Delegationen, welche die Einfügung einer Bestimmung über 
die öffentliche Ordnung in das Übereinkommen befürworteten, 
und denen, die sie ablehnten. 

Eine solche Mögltchkeit wurde mit unterschiecmchen Formulierun­
gen innerhalb der Ersten Kommission ausführttch beraten. Nach 
vier Abstimmungen ohne Ergebnis und mit einer Mehrheit von nur 
einer Stimme hat die Kommission schließlich die MOglichkeH der 
Ablehnung das Arttrags auf Rückgabe des Kindes zugelassen, 
und zwar unter Bezugnahme auf einen Vorbehalt, der eine Beru­
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fung auf die Ausnahme der Offentlichen Ordnung in einer ein· 
schränkenden Fonnulierung erlaubl. die auf eine Verbindung mtt 
dem Familien- und KiOOscha_ des ersuchten Staates 
abstel~. Dieser Vorbeha~ lautet wie folgt: .Contracting Slates may 
reserve the right not to retum the child when such retum would be 
mandestly incornpabble with the fundamental principles 01 the law 
relabng to the family and children in the State addressed·. ") 
Durch die Annahme dieses Textes wurde in die bis dahin für die 
Arbeit der Konferenz besbmmende Übereinstimmung eine 
schwere Btesche geechlagen; in dem Bewußtsein, daß eine aut 
breder Ebene annehmbare LOsung geIuOOen werden mußte, 
haben sich deshalb alle ,DeIega_ für diesen Weg als die 
sicherste Garantie für den Erfolg des Übereinkommens entschie­
den. 

32. Die behandelte Frage war besonders wichtig, denn sie gab 
in gewissem Umfang in bezug auf die Rüct<gabe des Kindes zwei 
zum Teil unterschiedliche Auffassungen über das Ziel des Über· 
einkommens wieder. In der Tat hane zu diesem Zeitpunkt der """ 
der Ersten Kommission ausgearbeitete Text (in Übereinstimmung 
mil dem """ der Sonderkommission vorbereiteten Vorentwurfj die 
möglichen Ausnahmen """ einer Rüct<gabe des Kindes auf die 
Berücksichtigung tatsächlicher Situa_ und des V_ans 
der Parteien oder auf eine besondere WürdiguOg des Wohles des 
Kindes beschränkt. Demgegenüber iet der soeben angenom. 
mene Vorbeha~ daraut hinaus, die MOglichked zuzulassen, auf 
Grund rein rechbicher Argumente aus dem im ersuchten Staat 
ge~enden innerstaatlichen Recht die Rückgabe des Kindes abzu­
lehnen. Ein innerstaaUiches Recht, das möglicherweise im 
Zusammenhang mil der dargelegten Bestimmung hätte zum Tra­
gen kommen können, um entweder den von dem beraubten 
E~emteil ~and gemachten Anspruch "abzuschatten" oder um 
die Handlung des Entführers _in zu beurteilen, ob sie 
rechUich begründet war. Sotche Fotgen _änderten jedoch in 
hohem Maß ein Verbagswerit, das auf dem Gedanken aufbaut, 
die Umgehung der nonnalen Zuständigked der BehOrden des 
gewOhnlichen Aufenthalts des Kindes durch GewaIttAtigked 
müsse vennieden werden. 

33. In _ Situation ateI~ die Amahme der in Artiket 20 
enthaltenen Formutierung durch eine beruhigende Mehrheit '") ein 
Ioben_ Bemühen um _ Kompromiß zwischen denu_Positionen dar, wobei die Rolle des innerstaat1i­
chen Rechts des Zufluchtsstaats -.an Bedeutung verloren 
hat. Einerseds bebiffI die BezugnIPne auf die G~ über 
den Schutz der Me...che..rechte und der Grundfreiheden ein 
Rech~ auf dem zahlreiche intemationaIe Übereinkünfte 
bestehen. ~ geht die Flegel des Artikels 20 in bezug 
auf den Grad derU_zwischen dem ~ gemach­
ten Recht und dem beabsichtigten Vorgehen auch weiter als die 
der herkOmmlichen Fonnulierungen der Klausel über die "Ollentt~ 
che Ordnung"; denn um die Rückgabe des Kindes wegen der in 
dieser Bestimmung enthaltenen Gründe "'" weigern zu kOmen, 
muß die belre_ BehOrde nicht "... das Bestehen eines sa!­
chen W-.pruchs feststellen, sondern auch den Umstand, daß 
die GrundMrte über den Schutz der Menschenrechte die bean· 
tragte Rüct<gabe untersagen. 

34. Zum Abschluß der Erwagungen über die in diesem Absatz 
behandelten Probleme erscheint es erfordertich zu unterstrej... 
chan, daß die drei Arten der Ausnahmen """ der Rüct<gabe des 
Kindes nur so und nicht anders anzuwenden sind. Dies bedeutet 
VO< allem, daß sie einschränkend auszulegen sind, wenn ~ie­
den werden soll, daß das Übereinkommen teler Buchstabe bteibt. 
In der Tat beruht das Übereinkommen insgesamt auf der einstim· 
migen Ablehnung des Vorgangs des -..chUichen Verbrin­
gens """ Kindern und auf der Überzeugung, daß die beste 
Methode, intemational dagegen anzugehen, darin besteht, ihm 
jede rechbiche Konsequenz zu _. Die Durchführung die­

ser Methode in der Praxis verlangt """ den Unterzeichnerstaaten 
des Übereinkommens die Überzeugung, daß sie, unbeschadet 

15) 	 Siehe ProIokoI P*. 9 und beigaIUgIe Ai' _. 

111) 	 Der Taxi wun:Ie 1IIIl14...stimmen. 8 Neln-StirnrIwI und 4 EnthaItungen.-.genom­
merI. ProIokoI P*. 13. 

ihrer Unterschiede, derselben rechtlichen Gemeinschaft angehö­
ren. I~nerhalb welcher d~ Behörden jedes Staates anerkennen. 
daß dte Behörden eines von ihnen - die des gewöhnlichen Aufent­
h~tts des Kindes - grundsätzlich am besten dazu in der Lage sind, 
eine gerechte Entschetdung über das Sorgerecht und das Recht 
zum persönlichen Umgang zu treffen. Auf diese Weise würde 
durch eine systemabsche Berufung auf die erwähnten Ausnah· 
men, wonach der Gerichtsstand des Aufenthalts des Kindes durch 
den """ dem Entführer gewäMen ersetzt wird, das ganze Ver· 
tr~ zum Einsturz gebracht. indem es des Geistes gegen­
seitigen Vertrauens beraub! wird, auf dem es beruht. 

n, Natur ... Oberelnkorn_ 

A. Ein Übereinkommen der behördlichen Zusammenarbeit 

35. Bei der Abgrenzung der von den Vertragsstaaten verfolgten 
Zwecke bestimmen die Ziele eines Übereinkommens letztlich 
seine Natur. So ist das Übereinkommen über die zivilrechtlichen 
Aspekte intemationaSer Kindesentführung vor allem ein Überein­
kommen, das versucht, das internationale Verbringen von Kin­
dern dadurch zu ~indern, daß eine enge Zusammenarbeil 
ZWischen den Gerichten und Verwa~ngsbehOrden der Vertrags· 
staaten herbeigeführt wird. Eine soiche Zusammenarbeit bezieht 
sic:h auf beide soeben untersuchten Ziele, einmal die sofortige 
Rückgabe des Kindes in die Umwelt zu erreichen, aus der es 
gerissen wurde, zum anderen das in einem der Vertragsstaaten 
bestehende Sorgerecht und Recht zum persönlichen Umgang 
tatsächlich zu beachten. 

36. Die Charakterisierung des Übereinkommens kann auch auf 
negati-.. Weg vorgenommen werden..So kann vor allem festge­
stel~ werden, daß es sich nicht um ein Ubereinkommen über das 
auf das Sooget echt für Kinder anzuwandende Recht handeK. 
Tatsächlich haben die Bezugnahmen auf das Recht des Staates 
des gewOhnlchen Aufenthalts des Kindes eine beschränkte Trag· 
weite, da das fragliche Recht nur bei der Feststellung des wider· 
rechbichen Charakters des Verboingens (z. B. in Artikel 3) berück· 
sichtigt winI. In ZWeder Hinsicht ist das Übereinkommen auch kein 
Verbag über die Anerkennung und Vollstreckung """ Entschei· 
dungen über das Sorgerecht. Diese MOglichked wurde bewußt 
vermiederl, _I sie in der ersten Silzung der Sonderkommis­
sion lange beraten wurde. Angesichts der sachlichen FQIgen der 
Aneri<ennung einer ausländischen Entscheidung ist <iies8 Rechts· 
Institution f1OfTll8-.e """ Garanben und Versagungsgründen 
umgeben, die das Verfahren ~ kOmen. Im Fall des 
V8Ibli"""," eines Kindes ist d8r Zeittaktor """ entscheidender 
Bedeutung. Tatsächlich kOnnten sich die psychologischen Störun­
gen. _, die das Kind durch eine solches Verbringen 
erleiden kam, wenn die Entscheidung über seine Rüct<gabe erst 
nach einer gewissen Frist getrqlfen würde. 

37. Da es sich hier, wie festgeatel~, um ein Übereinkommen 
handelt, dem der Gedanke der behOrdlichen Zusammenarbeil 
zugrunde liegt, ist !darzustellen,daß es nur versucht, die Siluetio­
nen zu AIgeIn, die in seinen An--rungsbereich fallen und zwei 
oder mehr Verbagsstaaten berühren. In der Tat laBt sich der 
~e eines "universellen" Übereinkommens (d. h. eines sol· 
chen, _ Bereich alle intemabonalen Falle erlaßt) auBerflalb 
der Ubereinkommen über das anwendbare Recht nur schwer 
vertreten. In dieser Hinsicht ist daran zu erinnern, daß sich die 
"CMQSSShenen Systeme. einerlei ob es sich dabei um die Rück­
gabe """ Kindern oder um die Sichersteltung der wirksamen 
Ausübung des Rechts zum persönlichen Umgang hande~, weit· 
gehend auf eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen BehOr­
den stOtzen, und zwar auf der Grundlage gegenseitiger Rechte 
und f>ftichten. Auch wenn Einzetpersonen sich unter Berufung auf 
das Ubereinkommen unmittelbar an Gerichte oder Verwa~ngs· 
behOrden eines Vertragsstaats W8flden, entspricht die Anwen­
dung der Begünstigungen durch das Übereinkommen dem 
Gedenken der Gegenseitigked, die im Prinzip seine ""-'dung 
auf AligellOl ige dritter Staaten ausschließt. 

Obwohl das Übereinkommen alle seine Ziele nur zwischen den 
Vertragsstaaten erreicht, haben im übrigen die Behclrden jedes 
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dieser Staaten durchaus das Rech~ sich bei der Lösung anderer 
ähnlich gelagerter Situationen vom Geist der Übereinkommen.. 
bestimmungen leiten ZU lassen. 

B. Eigenständigkeit des ÜbereinkommenS 

38. Das Übereinkommen. das zur Erreichung bestimmter Ziele 
auf den Begriff der behOrdliehen zusammenarbeit festgelegt ist, 
ist gegenOber den _ Übereinkommen Ober den 
Schutz Minderjähriger oder das Sorgetecht eigenständig. So war 
es eine der ersten von der SondeIkommissio getroffenen Ent­
scheidungen, ihre Arbeiteu auf ein unabhängiges Übereinkom­
men auszurichten, statt ein Protokoll zum ~ Übereinkom­
men vom 5. Oktober 1961 Ober die Zuständigkeit dei BehOrden 
und das anz~ Recht auf dem GeIJieI des Schutzes von 
Minderjährigen auszuarbeHen. Unter demselben Blickwinkel 
konnte sie sich auch nicht an die von den Übereinkommen Ober 
die Anerl<ennung und Vollstreckung von Entscheidungen Ober 
das Sorgerecht vorgeschlagenen Modele einschlieBlich desjeni­
gen des Übereinkommens des Europarats ") halten. 

39. Diese Eigenständigkeit bedeutet nicht, daß die Bestimmun­
gen den Anspruch erheben, alle mit lnIemationaJen EntfOhrungen 
von Kindern verbundenen Probleme ZU lOsen. Ganz im Gegenteil 
liegt, soweit die Ziele des Übereinkommens. obwohl sehr ehrgei­
zig, sehr konkrete Formen an_man, das sachliche Problem des 
Sorgerechts au8erhalb des _ungsbereichs des Überein­
kommens. Es ist daher unvermeidlich dazu aufgerufen, neben 
den VOfSChriffen eines jeden der Vertragsstaaten über das anzu­
wendende Recht und Ober die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Entscheidungen zu _, und zwar unabhängig 
davon, ob diese innerstaatlichen oder VOIkervertraglichen 
Uroprungs sind. 

Das Übereinkommen erhebt ~ sogar in seinem eige­
nen Anwendungsbereich keinen _lieBtichkeitsanspruch; es 
Wlinscht vor allem die Verwirklichung der ÜbereinkommenszieJe 
und erkennt daher ausdrücklich die MOglichkeit an, gleichzeitig 
mit dem Übereinkommen jede andere Rechtsnorm geHend zu 
machen, die es ertaubt, die Rücf<gabe eines widerrechtlich ver· 
brachten oder zurüc:kgehaHenen Kindes oder die AI.JsgestaItung 
eines Rechts zum persOnlichen Umgang ZU erreichen (Artikel 34). 

C. 	Beziehungen zu anderen Übereinkommen 

40. Das Übereinkommen steiH sich als ein Instrument dar, das 
eine schnelle LOSUng der Probleme bringen soll, um zu vermei­
dan, daß ursprünglich widerrechtliche Situationen, die durch das 
Verbringen oder Zurüdthalten eines Kindes hervorgerufen wur· 
den, sich rechtlich verfestigen. Soweit es vorm-. Ober die 
Rechte der Parteien sachrlCh zu entscheiden, drängt sich seine 
Vereinbarkeit mH anderen Übereinkommen auf. Ungeachtet das­
sen konnte eine solche Vereinber1ceit nur durch die vorrangige 
Anwendung von Bestimmungen gewahrfeistet _, die zur 
Her!Jeiführung einer schnellen und in gewissem Umfang vortaufi­
gen Lösung geeignet waren. So sind tatsächlieh die Fragen zum 
Sorgerecht erst nach der Rückkehr des Kindes an seinen 
gewöhnlichen AufenthaH vor den zuständigen Gerichten zu erhe­
ben. Insoweit bestimmt Artiket34: .Dieses Übereinkommen geht 
Im Rahmen seines sachlichen Ar1wendungsbereichs dem Über· 
einkommen vom 5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der 
Behörden und das anzuwendende Recht auf dem GeIJieI des 
Schutzes von Minderjährigen VOf", soweit die Staaten Vertragspar· 
teien beidar Übereinkommen sind: Da im übrigen versuicht 
wurde. eine VerzOgerung der _ung der Übereinkommens­
bestimmungen unter Beru1ung auf Bestimmungen zu vermeiden, 
die das Bestehen des Sorgerechts betreffen, mußte der in Artikel 
34 aufgenommene Grundsatz sich auf jede das Sorgerecht 
betreffende Bestimmung. gleich welchen Uroprungs, erstrecken. 

17) 	 EI MndeII: sich um dM Eumplische 0bereInk0rrmen (bar die A.nerkerwu"9 und 
Vollstreckung von EntscheiIbIgen über _ Sc:ItgMchI: fOr Kinder und die w.s.. 
hersteIung dei SorgewtmAItnise, das MI 30. ~ 1979 durd't das Mint­
Sl8rIaJrMM ..E~_""" .......... und MI 20. Mai 1980 in ~fürdie'" g' , '''M ZU' ~~ WOfden .. 

Die Parteien _ hingegen, wie im vorigen Absetz unterstri­
chen wurde, jede Bestimmung in Anspruch nehmen, die eine 
Verwirklichung der ÜbereilikommellszieJe erleichtert. 

D. 	MOglichkeit des Beitritts ZU dem Übereinkommen tor Staaten, 
die nicht Mitgfied der ~ Konferenz sind 

41. Auch in dieser Beziehung hat sich das Ü_ommen 
durch die Bestimmung seines halb offenen Charakters als ein 
Übereinkommen der Zusammenarbeit offenbart. Grundsätzlich 
kann jeder Staat dem Überainkommen _eten, aber sein _ 
.wirkt nur'., den Beziehungen zwischen dem beitretenden Staat 
und den Vertragsstaaten, die erkIanIn, den _ anzunehmen· 
(Artikel 38). Durch dieses VerhaHen haben die Vertragsstaaten 
verSUicht, das ""'-'<Iige Gleichgewicht zwischen dem Wunsch 
der Onnung nach aHen Seiten und der Überzeugung ZU sichem, 
daß ein auf Zusammenarbeit beruhendes System nur denn wirk­
sam ist, wenn zwischen den Parteien ein aUS! eichet!des Maß an 
gegenseitigem Vertrauen besteht. 

Darüber hinaus zeigt die Wehl des Systems einer ausdrücklichen 
Amahme des Beitritts durch jeden MHgliedstaal, damit dieser ihm 
gegenüber wirksam wird, ") gegenüber dem offeneren System, 
wonach der _ außer in den Beziehungen zu eiinern MHglied­
~ der itvn imerhaIb einer bestimmten Frist widerspricht, wirk­
sam ist, '') die Bedeutung, welche die Staaten der Auswehl der 
Vertragspar:tner auf dem Gebiet beigemessen haben, das Gagen­
stand des Ubereinkommens ist. 

'". 	EInrIchtungon für die ~ung .... ÜbereInkommen. 

A. 	 Die zentralen BehOrden 

42. Ein Übereinkommen über ZusammenarbeH wie das vorlie­
gende kann sich grundsätzlich nach ZWei unterschiedlichen Rich­
tungen OIientieten: die unmittelbare Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen Innerstaatlichen BehOoden im _ungsbe­
reich des Übereinkommens anzuordnen oder seine WirksarnkeH 
auf der Scheffung von zentralen BehOrden in jedem Vertragsstaat 
aufzubauen, um die gewünschte Zusarnmenarbeit zu koordinie­
ren und ZU kanalisieren. Der von der Sonderkommission erstelHe 
Vorentwurl bestatigt recht eindeutig die Wahl der zweiten Mög­
lichkeit, und das ü_kommen selbst beruht weiterhin in gro­
Bem Maß auf der ElnschaJtung und der Zustandigkeit der zentra­
len BehOodell. 

43. Ungeechtet dessen erhöht die uneingeschränkte Zulassung 
der den einzelinen zugestandenen MOglichkeiten, sich unmittelbar 
an die für die Anwendung des Übereinkommens zuständigen 
Gerichte oder VarwaHungsbehOrden zu """"" (Artikel 29), die 
Bedeutung der diesen BehOrden auferlegten Verpflichtung zur 
Zusarn~ und zwar in einem solchen Umfang, daß das 
von dem Übereinkommen befoigf'e System auf Grund der Tatsa­
che, daß es neben den Aufgaben der zentralen BehOrden eigens 
tor die Gerichte oder VerwaltungsbehOrden Zusätzliche Verpflich­
tungen einführt, als .gemischtes System" bezeichnet werden 
kann. 

44, Es wäre im übrigen ein Fehler, ein Übereinkommen zur 
Bekämpfung der internationalen Kindesentführung schaffen zu 
wollen, ohne der WIChtigen Rolle der innerstaatlichen Gerichte 
oder VerwaltungsbehOrdan in allen Fragen des Schutzes Minder· 
jähriger Rechnung zu tragen. In diesem Zusammenhang ist die 
Bezugnahme auf die VerwaHungsbehOrden als einfacher Reflex 
des Umstandes zu verstehen, daß in bestimmten MHgliedstaaten 
der Konferenz diese Aufgabe derartigen Behörden Obertragen ist, 
während in der Mehrzahl der Rechtssysterne die Gerichte auf 
diesem GeIJieI zuständig sind. Insgesamt überträgt das Überein· 
kommen den innerstaatlich tor die Entscheidung über das Sorge· 

") 	N.:I'I dem VortMkI von Artikel 19 des ~ Uber die Beweisaufnahme 
imAue6andinZMI- oder Hai 1 ' ' •• vorn 18. Man 1970, Stehe ~ Nr. 13. 

'81 	 Ein System, das. neben a'Ider8rr, in !lern Ubaeilrko""•• ZU' ErIeicheerung deI._.rabUi...... 2ugangI zu den GenchIren bestttIgt worden iIt, _ ..... 
wahtend der Vlerzetrneen Tagung der Konterenz _rger ........., wude. 
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rechl und den Schutz der Kinder veranlworlJichen Behö<den die 
Aufgabe, die gestellten ProbJeme zu lösen. ob es sich dabei um 
die Rüekgabe eines Widerrechtlich verbrachten oder zurückgehal­
tenen Kindes oder um die Ausgestaltung des Rechts zum persön­
lichen Umgang handeh. Somit macht sich das Übereinkommen 
das Verlangen nach Rechtssicherhei zu eigen, das auf diesem 
G_t allen innerstaaUichen Rechtsotdnungen zugrunde liegt. 
Obwohl die Entscheidungen über die RllCkführung der Kinder 
dem Bestehen des Sorgetechts nicht vorgreiten (Artikel 19), 
beeinflussen sie in der Tal das Leben der Kinder in start<em Maß; 
der Ertaß solcher Entscheidungen, die übernahme einer __ 
gen VerantwcfIUng ""I'l notwendigerweis den _ zufal­
len, die gemäß innerstaatlichem Recht normalerweise hierfür 
zustandig sind. 

45. In seinen großen Linien und in einer deuUichen Mehrzahl der 
Fälle wird indessen die Anwendung des Übereinkommens von 
der Funktionsfähigkeit der von ihm zu diesem Zweck geschaffe­
nen EinrichbJngen abhängen, d. h. der zentralen _. Hin­
sichtlich ihl8l' Regelung durch das Übereinkommen ist zunachst 
zu bemerken, daß die Konferenz sich der tiefgreilenden Unter­
schiede in der innerstaadichen VerwaJtungsorganisatiOn der MH­
gliedstaaten bewußt war; aus diesem Grund schreibt das Überein­
kommen keinerlei StnJkbJr und HandlungsOOf\Jgnisse der zentra­
len BehOrden vor, zwei Aspekte, die notwendtgerwetse dem inner· 
staatlichen Recht jedes Vertregsstaats untertiegen. Die Zugrun­
dalegung dieser Prämisse drückt sich im Übereinkommen durch 
die Anerkennung der Tatsache aus, daß die Aufgaben, die im 
einzelnen den zentralen _ übertragen sind, von diesen 
entweder unmittelbar oder mH HiWe anderer zu erfüllen sind 
(Artikel 7). Es liegt z. B. auf der Hand, daß das Auffinden eines 
Kindes die EinschaHung der PolIzei erlO<dern kann; ebenso kann 
der Ertaß VO<1aufiger Ma8naIrnen oder die Einleitung von 
Gerichtsverlahren über privatrechtliche Beziehungen auBerl1alb 
der Zustandiglteiten fallen, die in bestimmten innerstaatlichen 
Rechtsordnungen den Verwaltu/lgsbehOrde übertragen _ 
können. In allen Fällen bleib! ungeachtal dessen die zentrale 
BehO<de als ,Motor" der gewoIHen Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des WiderrechUichen Verbringens von Kindern Tri ­
ger der VerpflichbJngen, die daa Übereinkommen ihr auferlegt. 
Um den BesonderheiIen der verschiedenen Rechtsordnungen 
Rechnung zu tragen, lallt das Übereinkommen andererseits zu, 
daß die zentrale Behörde fO<dern kann, daß dem an sie gerichl ... 
ten Antreg eine ,schriftliche Vollmacht beigefügt wird, durch die 
sie ermAchtigt wird, für den ArVagsteiler tätig zu werden oder 
einen Vertreter zu bestellen, der für ihn tätig wird' (Artikel 28). 

46. Entsprechend _ fest einQebürgerten Tredition der Haa­
ger Konferenz "') sieht das Übereinkommen im übrigen vor, daß 
Bundesstaaten sowie Staaten mH mehl8l'en Rechtssysternen 
oder Staaten, die aus _ ~ften beste­
hen, auch mehrere zentrale _ bestimmen kOnnen. 
Gleichwohl haben die Probleme, die bei der ~ Anwen­
dung voo Übereinkommen festzustellen sind, welche mehl8l'9 
zentrale Behörden auf dem Gebiet eines einztgen Staates v0rse­
hen, sowie insbesondere die speZiellen Umstände des Gegen­
standes des vorliegenden Übereinkommens die Konferenz veran­
laßt, gemäß dem von der Sonderkommission bereits festgelegten 
Kriterium einen Schritt in Richtung einer Art .Hierarchisierung" 
der zentralen Behörden in diesen Staaten zu unternehmen. Wenn 
man sich auf den zweiten erwllhnten Aspekt beschränkt, könnten 
tatsächlich, falls die Person, die ein Kind verbracht oder zurückge­
hahen hat, sich die extrem leichten VerkehrsmOglichkeHen inner­
halb eines Staate. zunutze mecht. der Antragsteller oder die 
zentrale _ des ersuchenden Staates gezwungen sein, 

ihren Antreg auf Rüekgabe des Kindes mehl8l'e Male zu wieder­
holen; außerdem besteht die MOglichkeil. daß man, selbst wenn 
ernste Gnlnde dafür sprechen, daß sich das Kind in einem Ver­
Iragsstaat befinder, nicht Weiß, in welcher G_heH dieses 
Staates sein Aufenlhah ist. 

20) 	 Vgl. z. 8. Artikel 18 Atatz 3 des Cbninkommens Uber die Zustellung gerichtIt­
eher und ...... jjl6id,lLt. Sc:f'IriftstUc: '"' AuIIand in ZIvil- oder Ha; hin 
vom 15. NowJmber 1965. EbenIo die ArtNI24 uncI25 des ~ iJbeI' 
die Beweeaufnahme m AuINnd 1nZMI- oder '.d ' '6i vom 18. MArz 1970. 

47. Um in diesen und ähnlich gelagerten Fällen eine Lösung zu 
ermöglichen, bestimmt das Übereinkommen, daß d~ Staaten, die 
mehr als eine zentrale BehO<de einrichten, gleichzeitig ,die zen­
raJe Behörde" bestimmen, "an welche die Anträge zur Übermitt­
lung an die zuständige zentrale Behörde in diesem Staal gerichtel 
werden können' (Artikel 6). Oie Frage ist wichtig, da das Überein­
kommen die den Gerichten und VerwaibJngsbehörden des 
ersuchten Staates aufer1egte VerpflichbJng hinsichUich der soforti­
gen Rüekgabe des Kindes zeitlich beschränkt; ") ein Irrtum in der 
Auswahl der ersuchten zentralen Behörde kann daher entschei­
_ Folgen für die Begehren der Parteien haben. Um zu 
verhindern, daß ein im Übereinkommen nicht vorgesehener Fak­
tor seine normale Anwend'-"9 ändert, wird _ in Artikel 6 

erwähnte, ihl8l' Art nach ,übelg&Oldnate zentrale _' sich 
aktiv einschaften müssen. Tatsachltch wird sie sich. da sie als 
Brücke zwischen der in jedem Einzeffall zuständigen zentralen 
_ ihres eigenen Staates einerseits und den zentralen 
_ der anderen Vertregsstaaten andererseits dienen muß, 
gezwungen sahen zu entscheiden, ob sie selbst zur Feststellung 
des Autenlhalts des Kindes schreitet. um den Vorgang der ent­
sprechenden zentralen Behörde zuleiten zu können, oder ob sie 
allen zentralen Behö<den des betreffenden Staales eine Abschrift 
des Antrags zuleitet. was unvermeidlich zur Vervielfachung des 
bürokralischen Aufwandes führen wird. Es besteht jedoch kein 
Zw~, daß eine derartige zentrale Behörde bei der Anwendung 
des Übereinkommens in den Beziehungen. welche die oben 
erwähnten Staaten betreffen, eine grundlegende Rolle spielen 
wird. 

B. 	 Das Musterformblatt 

48. Unter Übernahme einer Entscheidung der Sonderkommis­
sion auf ihrer .zweiten Srtzung hat die Vierzehnte Tagung der 
Konferenz gleichzeitig mH dem Übereinkommen eine Empfehlung 
angelloll.llen, die ein Formblatt für Anträge auf RÜCkgabe wider­
rech1Iich verbrachter oder zurückgehaftener Kinder enthäh. Hierzu 
isI _ zu bemerken. Erstens geht es um die rechfliche 
Bedeutung der treglichen Empfehlung: Um diese darzulegen, er­
scheint es zwec;kmäßig, auf das allgemeine Recht der interna­
tionalen Organisationen zurückzugreifen. Aus diesem Blickwinkel 
ist eine Empfehlung ihl8l' Substanz nach eine Aufforderung ohne 
Zwingende Kraft, die eine internationale Organisation an einen, 
mehl8l'9 oder alle MHg_ten richtet. Demzufolge sind die 
Staaten nicht in strengem Sinn verpflichtet. das in der Empfehlung 
enthaltene Musterlormblatt zu verwenden; es wurde sogar s0rg­
fältig vermieden, diesas als An~ zu dem Übereinkommen zu 
bezeichnen. 

Die Gründe liegen auf der Hand. Vor allem mH Rüeksicht auf die 
fehlende internatiOnale Erfahrung auf dem Gebiet des Überein­
kommens kann man davoo aljS98hen, die praktische Anwandung 
der Vorschriften des Ubereinkommens werde nach einigen Jah­
ren dazu führen, daß bestimmte Anderungen des verabschied ... 
ten Formblatts ratsam erscheinen. ZweckmälligelWeise wird nun 
eine evenbJeIle Änderung des Wortlauts nicht den Formalitälen 
unterworfen, die das Völkerrecht für die Änderung internatiOnaler 
Verträge fordern würde. Es kann im übrigen angenommen wer­
den, daß, abgesehen voo einer künftigen konzertierten Aktion der 
Konferenz zu dieser Frage, die Anpassung des den Staaten 
empfohlenen Formblatts gemäß der in Artikel 7 Absatz 2 Buch­
stabe i enthaltenen allgemeinen VerpflichbJng auch Gagenstand 
bilateraler Kontakte Zwischen den zentralen _ sein kann. 

Andererseits ist eine direkte Folge der Entscheidung, die VelWen­
dung des Musterlormblatts nicht Zwingend vorzuschreiben, darin 
zu sahen, daß das Übereinkommen die Angaben aufzähh, die 
jeder an eine zentrale _ gerichtete Antrag errthalten muß 
(Artikel 8). 

49. Die zweite Berner1<ung betrifft den Anwendungsbereich und 
den Inhah des empfohlenen Formblatts. Obwohl das Ubereinkom­
men auch wesentliche Aspekte des Rechts zum persönlichen 
Umgang regelt. beschränkt sich das empfohlene Formblatt dar­
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auf, ein Antragsmuster anzubieten. um die Rückgabe des Kindes 
zu erreichen. Dies zetgt die Pofarisierung des Interesses der 
Konleren> an einer Lösung der nach dem Verbringen des I<Indes 
entstehenden Probleme. wobei die Originalität des Mittels ver· 
deutldrt wird. um zu diesem ~ zu gelangen. Gerade wegen der 
Neuheit dieses Mittels hie~ man es für zweckmäßig. einen Hin­
weis zu seiner Verwendung einzuschließen. 

SO. Der Wortlaut des Formbfans gibt sehr genau die Elemente 
wieder, die das Übereinkommen fordert; indessen sollte die Auf­
merksamkeit auf zwei unwesentliche Punkte gelenkt werden. 
Zunächst auf die Angabe .Datum und Ort der Eheschließung' der 
E~em des betreffenden l<lrides; soweit hier nicht der Ausdruck 
.falls vorhanden' in Parenthese folgt. scheint es. daß die Situation 
der nichtehelichen I<Inder auBergewOhnlich und diskriminienend 
behande~ wird. Im übrigen verträgt sich das Fehlen dieses selben 
Ausdrucks neben der Bezugnahme auf Geburtsdatum und -ort 
schlecht mrt der Genauigkeit. die Artikel 8 in diese< Hinsicht 
aufweist. wenn er in bezug auf das Geburtsdatum hinzufügt 
.sowert es festgestel~ werden kann". 

51. Andererseits läßt sich hinsichtlich der .Angaben über die 
Person. die das I<Ind angeblich verb<scht oder zurückgehalten 
hat", ein Mangel an Übereinstimmung zw;schen dem französi­
schen und englischen Wortlaut feststellen. In diese< Beziehung 
erscheint es angebracht. dem vollständigen englischen Text zu 
folgen. insbesondere soweit es um die Angabe der Staatsangehö­
rigkeit des vermeintlichen Enflührers geht. ein gelegentlich ent­
schetdender Umstand für das Auffinden des Kindes. 

IV. Struktur und Terminologie 

A. Die Struktur des Übereinkommens 

52. Die Artikel 1. 2. 3 und 5 grenzen den sachlichen Anwen­
dungsbereich des ÜbereinkOO1mens eb. indem sie seine Ziele und 
die notwendigen Voraussetzungen bezeichnen. um feststellen zu 
können. daß das Verbringen oder z..üddlahen des l<Jndes wider­
rechtlich ist Artikel 4 betrifft den persOnlichen Anwendungs­
bereich des ÜbereinkOO1mens, wah...oo Artikel 35 seine zeitliche 
Anwendung bestimmt. Die Artikel 6 und 7 sind der Errichtung der 
zentralen _ und ihrem Aufgabenbereich gewidmet. Die 
Artikel 8. 27 und 28 beziehen sich auf die Einreichung von 
AntrAgen bei den zentrelen _ und die Schriftstücke. die 
einem ihnen vorgelegten Antrag beigefügt __ oder ihn ergän­
zen kOnnen_ Die Artikel 9 bis 12 und 14 bis 19 behandeln die 
verschiedenen Möglichkeiten. die geboten werden. um die Rück­
gabe eines Kindes zu erwirken, sowie die rechtliche Tragweite 
einer diesbezüglichen Entscheidung. Die Artikel 13 und 20 befas­
sen sich mrt den Ausnahmen von der allgemeinen Verpflichtung 
zur Rückgabe des I<Indes. Artikel 21 legt die speziellen Aufgaben 
fest. welche die Staaten hinsichtlich des Rechts zum persönlichen 
Umgang übernommen haben. Die Artikel 22 bis 28 und 30 (sowie 
die schon arwl!hnten Artikel 27 und 28) beschaftigen sich mrt 
bestimmten technischen Aspekten in bezug auf das Verfahren 
und die Kosten. die sich aus den AntrAgen ergeben können. die in 
Anwendung des ÜbereinkOO1mens eingereicht werden. Die Artikel 
29 und 36 geben die nicht ausschlie8liche Sicht wieder. die bei 
der Ausarbeitung des ÜbereinkOO1mens im Vordergrund stand. 
indem sie einerseits die mögliche unmittelbare Inanspruchnahme 
der Gerichte oder Verwaltungsbehörden der V"'!ragsstaaten 
durch Einzelpersonen au8erhalb des Rahmens der UbereinkOO1­
mensbestimmungen und andererseits die den Vertragsstaaten 
zuerkannte Befugnis bestimmen. vertraglich von den Beschran­
kungen ebzuweichen. _ die Rückgabe des l<Jndes nach dem 
vorliegenden ÜbereinkOO1men unterliegen kann. Die Artikel 31 
bis 34 betreffen Staaten mn mehreren Rechtssystemen und die 
Beziehungen zu anderen Übereinkommen. Schließlich enthalten 
die Artikel 37 bis 45 die Schlu8bestimmungen. 

B. Im Übereinkommen verwendete TerminokJgte 

53. Gerna8 einer gut eingeführten Tradition der Haager Konfe­
renz hat das Übereinkommen es vermteden. die verwendeten 
Ausdrücke zu definieren, mit Ausnahme der in Artikel 5 enthahe­

nen Begriffe des Sorgerechts und des Rechts zum persönlichen 
Umgang. die bei der Abgrenzung des sachlichen Anwendungs· 
bereichs des ÜbereinkOO1mens unentbehrlich sind. Diese werden 
in ihrem Zusammenhang untersucht. Hier soll nur ein Aspekt 
betrachtet werden. der die TerminokJgie betrifft und nach unserer 
Auffassung eine kurze Erläuterung verdierrt. Es hande~ sich um 
die feh~ Übereinstimmung zw;schen der im Trtel des Überein· 
kommens und der in seinem Wortlaut verwee ldeten T erminoklgie. 
Im ersten wird in der Tat der Begriff Rintemationale Kindesentfüh­
rung" verwendet, während die Übereinkommensbestimmungen 
auf Umschreibungen oder jedenfalls weniger anschauliche Rede­
wendungen wie "Verbringen" oder "Zurückhalten" zurückgreifen. 
Die Erklärung steht in unmitteIberem Zusammenhang mrt der 
Abgrenzung des Anwenclungsbereichs des Übereinkommens. 
Wie bereits oben unterstrichen wurde (siehe Nr. 12 bis 16), ergibt 
eine Untersuchung des Gegenstandes des Übereinkommens zu 
diesem Punkt deutlich. daß man in bezug auf die normalerweise 
zwischen .Enflührer" und "I<Ind" bestehenden Beziehungen und 
die Absicht des ersten sehr weit entfernt ist von Delikten, die als 
"Entführung", "kidnapping" oder "secuestro" bezeichnet werden. 
Mn Rücksicht auf die sehr werte Entlernung von eigenständigen 
Probkmlen des Strafrechts ist venTIiOOen worden, im Wortlaut des 
Übereinkommens Bezeichnungen zu verwenden. die mehrdeutig 
sein können. 

Im Gegensatz dazu erschien es zweckmäßig. den Begriff .Enflüh­
rung" im Trtel des ÜbereinkOO1mens angesichts seiner gewöhn­
lichen Verwendung in den ..Massenmedien" und seiner Resonanz 
in der öffentlichen Meinung beizubeh~en. Um ungeachtet des­
sen jade Zweideutigkeit zu vermeiden. stel~ der Trtel selbst. wie 
es schon der Trtel des Vorentwurfs tat. klar. da8 das ÜbereinkOO1­
men nur die .,zivilrechtlichen Aspekte" dieses Phänomens zum 
Gegenstand het. Wenn der vorIiegendie Bericht von Zeit zu Zeit 
Begriffe wie .Enflührung" und .Enflührer" verwendeI. wie sie im 
übrigen auch im Musterformblatt vorkommen. geschieht dies. weil 
sie gelegentlich eine er1etchterte Formulierung erlauben; sie sind 
ober in jedem Fall mrt den Nuancen zu verstehen. die sich aus 
ihrer Anwendung auf das besondere Probiem ergeben. mrt dem 
sich das ÜbereinkOO1men beschäftigt. 

Zwe~er Teil-


Erläuterung der Artikel des Übereinkommens 


KapHel I - "'-ndungsberelch .... Oberelnkommena 

54. Das erste Kapitel definiert den Anwendungsbereich des 
ÜbereinkOO1mens in sachlicher und persönlicher Hinsicht (Anwen­
dungsbereich ratione materiae und ratione personae). Um einen 
umfassenden Überblick über den ÜbereinkOO1menSbereich zu 
bekommen. ist es Indessen notwendig. auch Artikel 34 über die 
Beziehungen zu anderen Überein~OO1men. Artikel 35 über seinen 
zeitlichen Geltungsbereich und die Artikel 31 bis 33 über die 
Anwendung des Übereinkommens in Staaten mit mehreren 
Rechtssystemen zu betrschten. 

Art i k e I 1 - Oie Ziele des Übereinkommens 

a) Allgemeine Bemerkungen 

55. Dieser Artikel legt in zwei Absätzen die Ziele des Überein­
kommens dar. die im ersten Teil dieses Berichts ausführlich 
behandelt worden sind. Es ist daher offensichtlich. daß die 
fehlende Übereinstimmung zwischen dem TrteI und dem Inha~ 
des Übereinkommens über die rein terminofogischen Fragen hin­
ausgeht.") Es ist jedoch auch anzuerkennen. daß die im Titel 
verwelldeten Begriffe trotz ihres Mangets an rechtlicher Genauig­
keit eine starke Aussegefähigkeit und. was wesentlich ist. eine 
Kraft _en. weiche die Aufmerksamkeit anzieht. 

56. In bezug auf die Art der geregelten Frag~en ist eine all­
gemeine Bemerfwng zu machen. 0bw0Il1 das UbereinkOO1men 
keine Bestimmung über den mtemationalen Charakter der ins 
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Auge gefaßten Situationen enthält, ergibt sich eine solche Schluß­
ftMgerung sowohl aus dem Triel als auch aus den einzelnen 
Artikeln. Im vorliegenden FaN ist nun der internationale Charakter 
das Ergebnis einer Tatsachenlage. nAmlich der zerstreuung der 
Mitglteder einer Familie auf verschtedene Staaten. Eine zunächst 
rein innerstaatliche Situation kann daher dadurch in den Ar-.. ­
dungsbereich des Übereinkornmet1s fallen. daß z. B. ein Mitglied 
der Familie mit dem Kind ins Ausland gereist ist. oder durch den 
Wunsch. ein Recht zum persOnlichen Umgang in einem anderen 
Staat wahrzunehmen. In dem die Person sich aufhAlt. die dieses 
Recht gellend macht. Die unterschiedliche StaatsangehOrigkeit 
der betreffenden ~ hingegen bedingt nicht notwendiger­
weise. daß ein intemalldnal gelagerter Fan vorliegt. auf den das 
Übereinkornn*1 anzuwaxIen ware. Obwohl es sich um ein klares 
Indiz eines möglichen int8mation8Ien Charakters im beschrieb&­
nen Sinn handelt. 

b) 	Buchstabe a 

57. Das Ziel. die soIottige RIldqjabe widerrechtlich verbrachter 
oder zu~ Kinder zu gewährleisten. ist bereits aus­
führlich behandelt _. Im übrtgen hat die Voerzehnte Tagung 
den _ Inha~ der von der Sonder1<ornmiss " ­
arbeiteten Formulierung in keiner Weise geanderl Hiat' sind daher 
nur zwei kurze lIemer1rungen zur Ertauterung ihres Wortlauts zu 
machen. Die erste betaßt sich mit der CharakIerisieru der 
Verhalte"aweisen. die man durch die Verwirkli<:h<Jng dieses Zie­
les vetmeiden woI~. ZusamrnengefaBt handelt es sich. wie 
bereits dargelegt. um jedes V_en. das die bestehenden Fami­
lienY_ "'" oder nach _ gerichtlichen Entscheidung 
verander\, .-., ein Kind als Instrument gebraIJcht und zum 
hauptsächlichen Opfer der _ gemacht wird. In diesem 

Zusammenhang soll die Bezugnahme auf _widerrechtlich zurück­
gehanene' Kinder auch die Fälle abdecken. in _ das Kind. 
das sich - md Zustimmung der Person. die normalerweise das 
Sorgerecht auSÜble - an einem anderen Ort als demjenigen 
seines gewOhnlichen Aufentheits betend. von der Person. bei der 
es sich betand. nicht zurücl<gesc/JicId wird. Dies ist die typische 
Sduation. die auftritt, wenn die Kindesentziehung die Folge eines 
Mißbrauchs das Rachts zum persOnlichen Umgang ist. 

58. Z_ens steIH der erläuterte Taxt klar. daß die Kinder. deren 
RIldqjabe gewährleistet werden 00II. solche sind. die ,in einen 
Vertragsataat' verbracht oder dort zurückgehalten _ sind. 

. Eine derartige Klarstellung hat zweifache Bedeutung. Einerseits 
beschrankt sie in bezug auf die In Artikel 4 enthaltene Bestim­
mung den persOnlichen ~ des Übereinkom­
mens auf Kinder. die ihren gewOIw1lichen Aufenthan in einem der 
Vertragsstaeten haben und auf das Gebiet eines anderen Ver­
trag_ verbracht oder dort zurückgehalten werden. 

59. Aber diese wenigen Worte haben euch eine ganz andere 
Bedeutung. In der Tat wird durch diese Formulierung das Ziel das 
untersuchten Übereinkommens. für sich allein oder in Zusammen­
hang mit der Bestimmung das Artikels 2 betrachtet. allgemeiner 
Art. d. h. es ist auf alle Kinder anwendbar. die sich unter den 
besch_ Umstaroen in einem Vertragsataat befinden. 
Indessen wird es ""'- einen Unterschied in der rechtlichen 
Situation zwischen den Kindern. die "'" dem Verb<ingen ihren 
g_lichen AlJIenthait in einem anderen Vertregsstaat hatten. 
und anderen Kindern geben. So muß die Sduation der zuerst 
erwAhnten durch die unmiUelbare Anwendung der Übereinkom­
mensbestimmungen geregellwerden. Im Gegensatz dazu ist die 
Verpnichtung der Staaten den anderen gegenüber in dem Maß 
abgestufter. als sie (\1011 der innerstaaUichen Gesetzgebung abge­
sehen) aus der in Artikel 2 festgelegten verpnichtung abgeleitet 
wird. die so beschrieben werden könnte. daß geeignete Maßnah­
men zu ergreifen sind. um zu vermeiden. daß ihr Gebiet zum 
Zunuchtsort für mögliche ,Entführer" wird. 

c) Buchstabe b 

60. Das tn diesem Buchstaben angestrebte Übereinkommens­
ziel ist in der Fassung klargestellt worden, die er bei der Vierzehn­

ten Tagung erha~en hat.~) Hinsichtlich seines Bereichs ist nun­
mehr offensichtlich. daß die betrachteten SituatiOnen dieselben 
sind wie diejenigen. auf weIcI1e das Übereinkommen anzuwenden 
ist, d. h. rnemationale Situationen. die zwei oder mehrere Ver­
lragsstaaten in Vert>indung bringen. Diese Feststellung ist nicht 
überflOSsig. insbesondere nicht wenn man den Umstand berücl<­
sichtigt, daß der Wortlaut des Vorentwurfs andere Auslegungen 
ertaubte. "'" allem die Bezugnahme auf innerstaatliche Sdua­
tionen. 

61. Hinsichtlich der TragWeite. die dem dalin erklärten Ziel bei­
gemessen werden soll. ist es erforderlich. zwischen dem Sorge­
recht und dem Racht zum persOnlichen Umgang zu unterschei­
den. Im Hinblick auf das Sorget echt kann gesagt werden. daß das 
Übereinkommen nicht versucht hat. dieses eigerlst4ndig zu erd­
wickeln. Daher ist die Konsequenz der uns insoweit beschäftigen­
den Bestimmung In der allgemeinen VerpHichtung aus Artikel 2 
sowie in der Regelung der Rückgabe das Kindes zu finden - die. 
wie in der Ertauterung zu Artikel 3 festzustellen sein wird. auf der 
Beachtung das _rich ausgeübten. durch das Recht des 
Staates das gewOhtllichen AlJIenthaIts zugesprochenen Sorge­
rechts beruht. Im Gegensatz hierzu ist das Recht zum persön­
lichen Umgang günsbger behandett worden. und die Grundlagen. 
auf _ seine tatsacl1liche Beachtung aufbauen muß. erschei­
nen zumindest in ihren groBen Zügen im Zusammenhang md 
Artikel 21 festgelegt. 

Ar Hk eI 2 - Allgemeine VerpHichtung der Vertregsstaaten 

62. In engem Zusammenhang mit den weiten und ~xiblen 
Zielen das Artikels 1 Buchstabe b legt dieser Artikel den Vertrags­
staaten eine allgemeine Verhaltenspflicht auf; demnach handeH 
es sich um eine Verpnichtung. die im Gegensatz zu den normaler­
weise in einem Übereinkommen enthattenen Verpflichtungen. zu 
einem Ergebnis zu gelangen. keine konkrete Verwirklichung. son­
dem eine bestimmte Verhaltensweise fordert, um dieses Ziel zu 
erreichen. Im vortiegetlden Fall findet die von den Staaten ver­
langte V_se ihren Ausdruck in dem Erfordemis••alle 
geetgneten Maßnahmen zu treffen, um in ihrem Hoheftsgebiet die 
Ziele des Übereinkommens zu verwirklichen'. Das Übereinkom­
men versucht hierdurch. unter Wahrung des Charakters seiner 
andenan Artikel als seH-executing. die Vertragsstaaten aufzufor­
dern. sich an diesen Normen bei der LOsung von Sduationen 
auszurtchlen. die _ vergleichbar sind. md _ es sich 

bescMftigt. die jedoch nicht in seinen persOnlichen oder zeitlichen 
Anwendungsbereich fallen. Dies muß einerseits zu einer aufmerk­
samen Beachtung der Übereii1k""",*,sbestimmungen führen. 
wenn ein _ eine Änderung seiner innerstaaUichen Gesetzge­

bung auf dem Gebiet das SorgetechIS oder des Rechts zum 
persOnlichen Umgang beabsichtigt; andererseits müßte die Erwei­
terung der Ziele des Übereinkommens auf Fälle. die von seinen 
Bestimmungen nicht erfaBt wehlen. das Verhalten der Gerichte 
beeinnussen und Ausdruck in einer Verringerung das Gebrauchs 
der Ausnahme der öffenUichet:I Ordnung bei der Entscheidung 
über in\emalionale Beziehungen finden. die außerhalb das 
Anwendungsbereichs das Übereinkommens fallen. 

63. Zusätzlich präzisiert der Artikel in seinem letzten Satz eine 
der in Erwägung gezogenen Maßnahmen. indem er die Bedeu­
tung UI,Iet Sbeicht, welche die Konferenz dem Gebrauch schneller 
Verfahren bei Streitigkeiten über das Sorgerecht oder das Recht 
zum persOnIIchen Umgang beigemessen hat. Diese Bestimmung 
verpftichtet jedoch die Vertragsstaaten nicht neue Verfahren in ihr 
innerstaaUiches Recht einzuführen; die zwischen dem engHschen 
und dem französischen Wortlaut hergesteme Übereinsbmmung 
bemüht sich. gerade eine solche Auslegung zu vermeiden. die der 
ursprüngliche französische Wortlaut ermöglichle. Sie beschrankt 
sich daher darauf. lfOI1 den Vertragsstaaten zu ve~angen. in allen 
den Gegenstand das Übereinkommens betreffenden Fragen die 
schnellstmöglichen Verfahren gern4ß ihrem Innerstaatlichen 
Recht anzuwenden. 

23) 	 v~_ Am. DoiI.. Nr. 2 (Vorschlag der Oe6egation des v.,.nigten ~) und 
Prt*JkoI Nr. 2. 
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Art i k e I 3 - Die Wodem!chUichkeit eines Verbringens 
ode< Zurückhaltens 

a) Allgemeine Bemet1wngen 

64. Artikel 3 nimmt als ganzes im Übereinkommen eine Schlüs­
selstellung ein. -., von seiner Anwendung hängt das 1ngangseI­
zen der Mechanismen des Übereinkommen. zur Rückgabe eines 
Kindes ab; in der Tat sieht das Übereinkommen eine Ve<pf\ich­
tung zur Rückgabe des Kindes nur vor, wenn ein Verbringen oder 
Zurückhalten YOI1iegt. das es als widetlechtlich ansieht. Durch die 
Aufzählung der Voraussetzungen. unter denen die einseitige 
Änderung einer Situation als widerrachUich SI Igesehen werden 
kann. macht nun dieser Artikel indirekt deutlich. we~Beziehun­
gen das Übereinkommen ZU schützen beabsichtigt; diese Bezie­
hungen beruhen auf zwei Vorausselzungen: erstens dem Beste­
hen eines Sorgerechts. das der Staat des gewöhnlichen Aufent­
halls des Kindes einräumt; zweitens der tatsachlichen Ausübung 
dieser Sorge vor dem Verbringen. Oie Bedeutung der erwähnten 
Voraussetzungen soll näher untersucht _den. 

b) Das rechtliche Element 

65. In bezug auf das Element der angesprochenen Situationen. 
das als rechtlich bezeichnet _ kOnnte. zielt das Überein­
kommen auf den Schutz von Beziehungen. die zumindest dem 
Anschein nach durch einen gültigen Rechtstitel über das S0rge­
recht im Staat des gewöhnlichen Aufenthalls des Kindes bereits 
geschützt sind; d. h. durch das Recht des Staates. in dem diese 
Beziehungen sich vor dem Verbringen des Kindes abspielten. 
Diese Feststellung bedarf in zwei Punkten der Klarstellung. Der 
erste zu betrec:htende Aspekt beIriIft das Recht. dessen Ver1eI­
zung ein Ve<bI.ogen ode< Zu~ im Sinn des Übereinkom­
mens widen'echUich macht. W18 geeagt. handelt es sich um das 
Sorgerecht; _I im Verlauf der Voerzehnten Tagung die PJO. 
bIeme zur Sprache _. die sich aus der Verletzung eines 
Rechts zum gewöhnlich18n Umgang ergeben können. in.besotl­
dere wenn der Inhaber des Sorgerechts das Kind ins Ausland 
verbringt. _ die Mehrheit in der Tat der Auffassung. daß eine 
soiche Situation den Fillien -...chtIicI1en Verbringen. nicht 
gleichgestellt _ kann. die ""',,_, _ sollen.") 

Dieses Beispiel und ähnliche. in denen die Verletzung des Rechts 
zum persOnlich18n Umgang das durch eine Entscheidung geschaf­
fene Gleichgewicht tiefgreifend beeintrachtigt, sind sicher der 
Beweis dafür. daß die Entscheidungen über das Sorgerecht für 
Kinder immer einer Überprüfung unterliegen soI~en. Dieses Pro­
blem entzieht sich jedoch dem Koordinierungsversuch. den die 
Haager Konferenz unternommen hat; man wäre zu angreifbaren 
Ergebnissen gelangt. wenn durch den gleichwertigen Schutz des 
Sorgerechts und des Rechts zum persOnlich18n Umgang die 
Anwendung des Übereinkommens im Ergebnis dazu geführt 
hane. die Inhaber des einen durch die des anderen zu ersetzen. 

66. Die zweite zu untersuchende Frage betrifft die Wahl des 
Rechts. das über die ursprüngliche Gültigkeif des ge~ 
gemechten Rechtstitels entscheidet. Hier soll zum Begriff des 
gewöhnlichen Aulentha~ nichts Näheres dargelegt _; es 
hande~ sich in der Tat um einen Begriff. welcher der Haager 
Konferenz geläufig ist. wo er als rein tatsachlicher Begriff verstan­
den wird. der sich insbesondere von demjenigen des Wohnsitzes 
unt~. Im übrigen ist die Weh! des Rechts des gewöhnli­
chen Aufentha~ als Kriteri\l'n logisch. das über die Rechtrnä8ig­
keit der Situation et ,~ die durch die Entführung verletzt 
worden ist. Zu den Gründen. die dazu geführt haben. diesem 
Begriff in Fragen des Schutzes von Minderjährigen wie im Haager 
Übereinkommen von 1961 eine überregende Rolle beizumessen. 
kommt noch die dem Übereinkommen eigene Natur hinzu. d. h. 
seine eingeschrlnk1e Tragweite. In _ Sinn sind zwei 
Betrachtungen anzustellen: Einerseits YefSUCht das Übereinkom­
men nicht. die Frage des Sorgerechts von Kindern endgültig zu 
rageIn. was die Gründe für die Anwendung des Heimetrachts 
betrAchttich vermindert; andererseits beruhen die Übereinkam­

2<1) 	 Y~. Arb. Ook. Nr. 5 (VcnchIag der kanadischen 0eIegaö0n) und P'rt*IkOI Hf. 3. 

men_mmungen weitgehend auf dem Grundgedanken. daß 
es in einem Rechtsstreit über das Sorgerecht eines Kindes eine 
Art selbslverslandllcher Zuständigkert der Gerichte seines 
gewöhnlichen Auf~ gibt. 

Au. einem anderen Blickwinkel ist auch euI den Umstand hinzu­
weisen. daß das Übereinkommen von dem .Recht (droit)" des 
Staates des gewöhnlichen Aufenthalts spricht und sich so von der 
fest __Tradition der seil 1955 ausgearteitaten Haager 
Übereinkommen über das anzu_"""ide Recht entfernt. weIcI1e 
die Regelung der von ihnen behande~ Fragen einem bestimm­
ten innerstaatlich18n Recht (b) unterwerfen. In diesen Fillien ist 
sicher der Begriff .Recht" in _ weitesten Sinn zu ve<stehen. 
der sowohl geschriebenes und ~heitsrecht - welchen 
Rang es auch haben mag - wie dessen Ausfüllung durch gericht­
liche Auslegung einschließt. Die Verwendung des Adjel<tivs 
.innerstaatlich" bedeulet indessen den Ausschluß jeglicher Be­
zugnahme auf die Kollisionsnormen des bezeichneten Rechts. 
Wenn demnach das Übereinkommen auf die her1<Ommliche For­
mulierung verzichte! he~ um von dem .Recht des Staates des 
gewöhnlich18n Aufenthalts" zu sprechen. kann dieser Unterschied 
nicht rein terminologisch sein. W18 die vorbereitenden Materialien 
zeigen. ") bestend in der Tat von Anfang an die Absich~ den 
Umfang der Besbmmungen beträchtlich zu erweifern. die in die­
sem Zusammenhang zu berücksichtigen sind. Tatsächlich gab es 
während der Voerzehnten Tagung sogar einen Vorschleg. wonach 
in diesem ArtikeIIdargesteI~ _ soI~. daß die Bezugnahme 
euI das Recht des gewöhnlich18n Aufenthalts diese Nonnen des 
Internationalen PrIvatrechts einschließt; wenn der Vorschlag 
abgelehnt wurde. 50 deshalb. weit die Konferenz der Überzeu­
gung war. daß eine soiche EinbeZiehung überflüssig sei und sich 
in dem Augenblick unausgesprochen ergebe. in dem der Wortlaut 
derer1ige Regeln _ unmittelbar noch mittelbar eusschließt. ") 

67. Oie IIOrSI-.:ten Betrechtungen zeigen. daß die Verwei­
sung auf das Recht des gewöhnlich18n Auf~ des Kindes 50 
weil wie rnOgIich zu .etstehen ist. Auch sind die Quellen. aus 
denen das Sorgerecht hergeleitet _ kann. das geschützt 
_ ~. sarntIich soiche. die einen Anspruch im Rahmen des 
betreffenden Rec:htssysterns begründen kOnnen. In dieser Hin­
sicht berücksichtigt Artikel 3 Absatz 2 veschiedene - ohne Zweifel 
die _ntfichsteI1 - dieser Quellen. untetSlieicht jedoch den nicht 
ausschliaßlich18n Charakter der Aufzählung; dieser Absatz 
bestimmt namtich: .Das unter Buchstabe a genannte Sorgerecht 
kann insbesolldet e ... bestehen ..." und unterstreicht so. daß 
daneben andere. im Wortlaut nicht angeführte Rechte bestehen 
können. Wie in den folgenden Absätzen festgestel~ werden wird. 
umfassen die etWähnten Quellen ein weit getachertes rechlliches 
~; ihr nicht erschOpfender Charakter muß daher vor allem SO 
verstanden _. daß eine _e Auslegung der verwendeten 
Begriffe begünstigt wird. die es erlauben soll. die größtmögliche 
Anzahl von Fillien zu berücksichtigen. 

68. Oie erste der Quellen. auf die Artikel 3 hinweist. ist das 
Gesetz. wenn gesagt wird. das SoIgetecht kann .insbesondere 
kraIt Gesetzes" bestahen. Dies veraniaßt dazu. eines der beson­
deren Merkmale dteses Übereinkommens zu unterstretchen, 
namlich seine _eif zum Schutz des Sorgerechts. das 
vor dem Ertaß irget ideinet Entscheidung hierzu ausgeübt wird. 
Dies ist ein wichtiger Punkt, -., es kann nicht darüber hinweg­
gesehen _. daß statistisch gesehen die Filile recht häufig 
vorkommen. in denen das Kind \101' dem Erlaß einer Entscheidung 
über das Sorgerecht verbracht wird. Im übrigen bestehen in 
solchen Situationen für den E~ernteil. dem das Kind en1zogen 
wurde. fast keine Möglichkeiten. es auBerhalb des Übereinkom­
mens wieder in seine Obhut ZU bekommen, es sei denn, er nimmt 
ebenfalls Zuflucht zu Gewa~ten. die sich für das Kind immer 
schädlich euswir1<en. Durch die Einbeziehung solcher Filile in 
seinen Anwendungsbereich het das Übereinkommen in dieser 
Hinstcht einen entschetdenden Schrrtt in Richtung zu einer 

25) 	 v~. den Senc::hI: dIIr Sonderkomrnissi, Nr.62, Ades XIV, 5.90. 

2111) 	 V~. MI. Oe*.. Nr. 2 (Vorschlag der De6egatiM deI V...-.gten KOnigretchs) und 
ProIokoI Nr. 2. 
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Lösung der wirklichen Probleme getan, die vorher weitgehend 
den herkömmlichen Mechanismen des Internationalen Privat· 
rechts entgingen. 

In der Frage. welches Rechlssystem gemäß dem Ubereinkom­
men das zu schützende Sorgerecht gewähren kann, ist auf die 
Ausführungen des vorstehenden Absatzes zurückzukommen. 
Danach kann das Sorgerecht kraft Gesetzes seine Grundlage 
entweder im innerstaaUtehen Recht des Staates des gewöhnlt .. 
chen Aufenthalts des Kindes oder in dem Recht finden, das die 
Kollisionsnormen dieses Staates bestimmen. Die Wirkung der 
ersten MOglichkeit Ist ganz klar; was die zweite anlangt, liefe sie 
z. B. darauf hinaus. datJ das Verbringen eines "ichtehelichen 
Kindes durch seinen französischen Vater, das seinen gewöhnli­
chen Aufenthalt bei seiner Mutter in Spanien ha~ wobei beide 
ebenfalI' die franzOSische Staatsangehörigkeit besitzen, kraft 
Anwendung des franzOSischen Rechts, das durch die spanische 
Kollisionsnorm auf dem Gebiet des Sorgerechts für zuständig 
erklärt wird, unabhängig von dem Umstand als widerrechtlich im 
Sinn des Übereinkommens zu gelten häUe, daß die Anwendung 
des innerstaatlichen spanischen Rechts wahrscheinlich zu einem 
anderen Ergebnis führen würde. 

69. Die zweite Quelle des Sorgerechts, die Artikel 3 erwähnt, ist 
das Vomandensein einer gerichtlichen oder behördlichen Ent­
scheidung. Da das Übereinkommen zu diesem Punkt keine nähe­
ren Angaben enthält, ist davon auszugehen, daß einerseits der 
Begriff "Entscheidung" in seinem weitesten Sinn geb<aucht i~ SO 
daß er jede (gerichtliche oder behördliche) Entscheidung oder 
Teilentscheidung über das Sorgerecht für ein Kind einschließt; 
andererseits, daß diese Entscheidungen sowohl von den Gerich­
ten des Staates des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes als 
auch von den Gerichten eines dritten Staates erlassen worden 
sein kOnnen. ") Bei der letzten MOglichkeit, d. h. wenn das Sorge­
recht im Staat des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes kran 
einer ausllndischen Entscheidung auagetlbt wurde, ve<tangt das 
Übereinkommen n~ daß diese fOrmlich anerkannt worden ist. 
Folglich muß es für die beabsichtigten Zwecke genügen, daß 
diese EntscI1ei<KJng eine solche gemäß den Bestimmungen des 
Staates des gewOt1nlichen Aufenthalts ist, d. h. grundsätzlich die 
Mindesteigenschanen aufweist, um ein HomoIogations- oder 
Anerkennungsvetfahnln einleiten zu kOnnen; ") diese weite Aus­
legung wird im übrigen durch den Wortlaut des Artikels t 4 des 
ÜbereinkomrrW1s besWigt. 

70. Schließlich kann das SoIgetecht "aufgrund einer nach dem 
Recht des bebeI"" Iden Staates wirksamen Vereinbarung beste­
hen". Im Prinzip kOnnen die fraglichen Vereinberungen einfache 
private Abmachungen zwischeli den P"'-' über das S0rge­
recht für Kinder sein. Die Vor8U86efzung, nach dem Recht des 
Staates des gewOt1nlichen Aufenthalts "wirksam" ZU sein, wurde 
während der Voerzehnten Tagung anstelle _des Erfordernisses 
einge~ "Gesetzeskran" zu haber.. Die Anderung entspricht 
einem Wunsch nach KIarsIeIlung, _ auch nach mOglichst weit­
gehender Auflockerung der Voraussetzungen, die ve<tangt war­
den, damit eine Vereinbarung als Grundlage des vom Überein­
kommen geschützten So<gerechts dienen kam. Um genau zu 
wissen, was eine nach einem bestimmten Recht ..wirksame" 
Vereinbarung ist, scheint es, daß unter dieser Bezeichnung jede 
Vereinbarung zu verstehen ist, die durch ein solches Recht nicht 
verboten wird und al. Grundlage ...... rechtlichen Begehrens vor 
der zustandigen BehOrde dienen kam. Unter Rüct<griff auf den 
weiten Sinn, den der Begrift "Recht des Staates des gewöhnli­
chen Aufenthalts des Kindes" in Artikel 3 erfahren ~ kann das 
fragliche Recht sowoI1I das innerstaatliche Recht dieses Staates 
als auch das Recht sein, das durch seine KoIlisionsnormen 
bestimmt wird; es wird Sache der _ des beb effet Iden 
Staates sein, zwischen beiden Möglichkeiten zu entscheiden, 
obwohl der Geist des Übereini<omrnen für diejenige zu spo echet I 

V} 	 0.... AuIIIIgung stUtzt lieh u die AtbeiIIen dir SUdliif"'iW"iaaiOil, die zu der 
~ __ dem pItZigen ~T'" geQwt t.ben. SieM BencI1: der 
Sondli ....."iwoil ~_ 54. ~ XIV, S. 191-182. 

:MI (.tJer _ ......... daß das ~ -..::tI einen KIk:hen F.. 1IinactWe8l. 
__ Alb_Doll. Nr. 58, .~ DoIunent dir ....""'""•• 0eIegeö0n". 

scheint, die in ;ectem Einzelfall das tatsächlich ausgeübte Sorge­
recht legitimiert. Anderersefts enthalt das Ubere.nkommer. keiner­
lei Vorschriften über die sachl.chen oder formellen Voraussetzun­
gen, dte diese Vereinbarungen erfullen mussen; sie wechseln 
somit je nach dem Inhan des maßgeblIChen Rechts. 

71. Unter Zurückstellung der Frage, welche Person Inhaber 
eines Sorgerechts sein kann, die erst bei der Kommentierung des 
Artikels 4 über den parsönllchen Anwendungsbereich des Uber­
einkommens behandelt Wird, ist hier der Umstand hervorzuheben, 
daß alle Arten der Ausübung des Sorgerechts fur Kinder 
geschützt werden sollen. Gemäß dem Wortlaut von Artikel 3 kann 
das Sorgerecht tatsächlich allein oder gemeinsam der Person 
zustehen, die nunmehr beantragt, die Ausübung dieses Rechts zu 
gewähr1eisen. Dtes konnte in einer Zeit nicht anders sein, in der 
die jeweiligen innerstaatlichen Gesetzgebungen zunehmend die 
Modalität des gemeinsamen Sorgerechts einführen, die als dieje· 
ntge angesehen wird, die dem allgemeinen Grundsatz der Nicht· 
diskriminierung auf Grund des Geschlechts am besten entspricht. 
Im übrigen ist das gemeinsame Sorgerecht nicht immer ein 
gesetzliches Sorgerecht. und zwar in dem Maß, wie die Gerichte 
immer mehr dazu neigen, die mit dem Sorgerecht verbundenen 
Verpflichtungen zwischen betden Eltem zu teilen, falls die 
Umstände es erlauben. Vom Standpunkt des Übereinkommens 
aus ist jedoch das Verbringen eines Kindes durch einen der 
Inhaber des gemeinsamen Sorgerechts ohne die Genehmigung 
des anderen Inhabers ebenfalls widerrechtlich; diese Widerrecht· 
lichkeit ist in dtesem bestimmten Fall nicht das Ergebnis einer 
gesetzwidrigen Handlung, sondem des Umstandes, daß dieses 
Verhalten die durch das Gesetz ebenfalls geschützten Rechte des 
anderen Elternteils mißachtet und ihre normale Ausübung unter· 
bricht. Die wir1t;liche Natur des Übereinkommens tritt in solchen 
S~u.tionen klarer zutage: Es beabsichtigt weder festzustellen, 
wem künftig das Sorgerecht für das Kind zustehen soll, noch ob 
es sich als notwendig erweisen wird, eine Entscheidung über 
gemeinsames Sorgerecht abzuändern, die auf Grund von Anga­
ben erlassen worden ist, die sich nachträglich verändert haben; es 
versuchl- einfacher - zu vermeiden, daß eine spätere Entschei­
dung hierüber durch eine Veränderung der Umstände beeinflußt 
werden kann, die von einer der Parteien einseitig herbeigeführt 
worden Ist. 

c) Das tatsächlicha Element 

72. Das zweite Element, das die Beziehungen kennzeichnet, die 
das Übereinkommen schützt, besteht darin, daß das Sorgerecht, 
dessen Verletzung durch das .Verbringen des Kindes geltend 
gemacht wird, tatsächlich durch seinen Inhaber ausgeübt wurde. 
In der Tal hat das Übereinkommen dadurch, daß eine Behandlung 
seines Gegenstands gewähn wurde, die sich von der schlichten 
und einfachen internationalen Anerkennung des den Enem zuge­
sprochenen Sorgerechts unterocheidet, den Schutz des Rechts 
der Kinder auf Beachtung ihres Lebensgleicl1gewichts besonders 
hervorgehoben; d. h. des Rechts der Kinder darauf, daß die 
emotionalen, sozialen und anderen Bedingungen, unter denen 
sich Ihr Leben abspien, nicht beeinträchtigt werden, es sei denn, 
die Stabilität einer neuen Situation würde aus rechtlichen Grün­
den gewährleistet. Diese Behandlung wird durch die Beschrän­
kung des Anwendungsbereichs des Übereinkommens auf das 
tatsachlich ausgeübte Sorgerecht bestätigt. Eine derartige Auffas­
sung wird im Rahmen der internationalen Beziehungen außerdem 
durch einen zusätzlichen Grund gerechHertigt, und zwar durch 
den Umstand, daß in diesem Zusammenhang häufig widerspre­
chende Entscheidungen vorliegen, die als Grundlagen für den 
Schutz der Stabilität des Lebens eines Kindes wenig geeignet 
sind. 

73. Diese Auffassung wurde wirklich kaum beanstandat. Meh­
rere Vorschläge ") wurden jedoch m~ dem Ziel vorgelegt, aus 
Artikel 3 jede Bezugnahme auf die tatsächliche AuSÜbung der 
Sorge zu entlernen; der Grund hierfür war, daß auf diesem Wag 
dem Antragsteller die Bewetslast in einem Punkt auferlegt wurde, 

21) 	 V~. Nb. DoIl_ Nt. 1 (Vorschlafil dar 0eIegab0n der verengten StaaIao) und Nt. 10 
(VcnchIag der finnischen Delegation) SOWIII ProIokoI Nr. 3. 
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def manchmal nur _ darzulegen ist. Die Situation erschien 
noch komplizierter, wenn man den Umstand berücksichtigte, daß 
Mikel 13, def die mogIichen Ausnalvnen von der Ve<pfIicI1IUng 
zur Rückg_ des Kindes behandelt. - diesmal \/OITI .Entführe<"­
den Beweis torder1, daß die Person, def das Kind entzogen 
wurde, die Sorge tatsächlich nicht ausgeübt hat, die sie nunmehr 
beansprucht. Aber ge'- beim Betrachten _ Bestimmungen 
wird die tatsächliche Natur def in Ar1Ikel3 enthaUenen Vorausset­
zung voll ersichtlich. Dadurch daß diese Voraussetzung den 
Anwendungsbereich des Übereinkommens abgrenzt, torder1 sie 
von dem Antragsteller nur einen ersten Anschein dafOr, daß er die 
Sorge für die Person des Kipdes wirklich ausübte; dieser Umstand 
wird im allgemeinen relativ leicht darzulegen sein. Im übrigen wird 
def nicht tormelle Charakter dieses Erfordemisses ii1 Mikel 8 
hervorgehoben, def bei def AulzAhlung def Angaben, die def bei 
den zentralen Beh6rden eingereichte Antrag enthaUen muß, in 
Buchstabe c nur vermerkt: .die Griinde, die def Antragsteller für 
seinen Anspruch auf Rückg_ des Kindes gellend macht". 

Demgegenüber erlegt Mikel 13 des Übereinkommens (12 des 
Vorentwurfs) dem .Entführer" eine wirkliche Beweislast auf; um 
die R~ des Kindes zu vemlldam, muß er in der Tat 
darlegen, daß def Sorgeberechligte das Sorgerecht tatsächlich 
nicht ausgeübt hat. Daraus kann geschlossen _, daß das 
Übereinkom..- insgesamt auf der nicht ausgesprochenen Ver­
mutung aufgebaut ist, daß die Person, der die Sorge für das Kind 
zusteh~ das Sorgerecht tatsächlich ausilbt; dieser Gedanke muß 
durch die Umkehr def _eislast entkräftet _, die jeder 
Vermutung eigen ist (durch den .Entführer", wenn er die Rück­
~ des Kindes verhindern will). 

74. In den Bereich, den es schützen will, schließt das Überein­
kommen i-..en ausdrücklich die Situation ein, die dadurch 
entsteht, daß die Sorge tatsächlich nicht ausgeübt_ konnte, 
und zwar gerada wegen des Verbl ingens des Kindes; in diesem 
Sinn entscheidet der letzte Halbsatz des Buchstabens b des 
Mikels 3. Theoretisch stimmt der unterschwellige Gedanke mit 
dem Geist des Übereinkom"*'5 voIkom"*l überein; aus prakti­
schen ErwAgungen kann daher die Fnage gesIelU _den, ob ein 
solcher Zusatz notwendig war.") Von diesem ~ aus 
betreffen die Hypothesen, die durch diesen Zusatz geschützt 
_ sollen, zwei ArIen möglicher Situationen, von danen die 
eine eindeutig in den Anwendungsbereich des Übereinkommens 
fiele, wahrend die andere in Ermangelung dieser Bestimmung 
wahrscheinlich eine allzu gezwungene Auslegung sei_ Vor­
schritten ertoodem würde. Einer.leils handeft es sich um die Falle, 
die dadurch entstehen, daß eine erste Entscheidung Ober die 
Sorge durch das Verblfilg8f1 des KIndes ins lMre geht; soweit 
eine solche Entscheidung dem Bruch des gemeinsamen Fami­
lienlebens innerhalb _ vernünftigen FrislloIgt, kam angenom­
..- werden, daß der Inhaber der Sorge diese vorher ausgeübt 
haUe und daß folglich die beschriebene Situation alle innerhalb 
des Anwendungsberei des Übereinkommens geforderten Vor­
aussetzungen erfülU. Handelt es sich jedoch um eine von den 
Gerichten des gewOhnlichen AufenthaHs des Kindes erlassene 
Sorgerechtsentscheidung, die eine frühere durch das VerhaUen 
des Entführers nicht zu vollziehende Entscheidung abanderI, 
kann es vorkommen, daß def neue Sorgenschtsinl1aber die Sorge 
wAhrend eines längeren Zeitraums nicht ausgeübt hat; die 
Schwierigkeiten, sich in solchen Situationen und möglicherweise 
in anderen, hier ntcht erwähnten auf das Übereinkommen zu 
berufen, liegen auf def Hand. Zusammenfassend und obwohl 
ntcht damit zu rechnen ist. daß diese Bestimmung oft zur Anwen­
dung kommt. muß gesagt werden. daß sich ihre Einfügung in das 
Übereinkommen als nützlich erweisen kann. 

A rI i k el 4 - Der persönliche Anwendungsbereich 
des Übereinkommens 

75. Dieser Mikel betrifft den persönlichen Anwendungsbereich 
des Übereinkommens nur in bezug auf die geschützten Kinder. 

30) 	 VrJ. Am. 00II. Nf. 2 (Vcnt:hIag der Delegation des V_1IJIen KOoIgreichs) und 
die Ber.wngen zu diesem Punkt 1'1 den Prot:IkoIen Nr. 3 l6Id 13. 

Aus systernetischen Gründen werden indessen in diesem Zusam­
menhang auch die anderen Aspekte des Problems behandeU, 
d. h. die möglichen Inhaber des Sorgerechts und des Rechts zum 
persörlM;hen Umgang und die Personen, dje im Sinn des Überein­
kommens als .Entführer" angesehen werden konnten. 

a) Die geschützten Kinder 

76. Das Übereink~ ist auf Kinder unter 16 Jahren anzu­
wenden, die .unmittelbar vor _ Verletzung des Sorgerechts 
oder des Rechts zum persönlichen Umgang ihren gewöhnlichen 
AufenthaH in einem Vertragsstaal haUen·. In bezug auf das 
Erfordernis des gewöhnlichen Aufenlt1aHs ist auf die früher zum 
Ausdruck gebrechten Überlegungen zum Charakter des Überein­
kommens zurückzukom..-, die zu dem Schluß führen, daß ein 
Ü_kom..- über die Zusammenarbeit von Behörden nur 
dann voU wirksam werden kann, wenn die behandelten Beziehun­
gen sich zwischen Vertragsstaaten entwickeln. 

n. Die Altersgrenze für die Anwendung des Übereinkommens 
wirft zwei wichtige Fregen auf. Die erste, die Frage des Alters im 
strengen Sinn des Wortes, ist keum erörtert worden. Das Überein­
kom..- behAlt das Alter von 16 Jahren bei und beschrankt damrt 
den Begriff des Kindes stärker als andere Haager Über~nkorn­
men.~) Der Grund ergibt sich aus def Zielsetzung des Uberein­
kom"*'5 seIbet; tatsächlich hat eine Person über 16 Jehre im 
allgemeinen einen eigenen Willen, def nur _ von dem einen 
oder anderen seiner Ehern oder von einem Gericht oder ei_ 
VerwaltungsOOhörde außer echt gelassen werden kann. 

Bei der Bestimmung des Augenblicks, von dem an dieses Alt", 
die Anwendung des Übereinkommens untersagt, behAh dieses 
unter den __ Möglichkeiten die eingeschrAnkteste 
bei; demzufolge kenn keine Maßnahme oder Entscheidung auf 
der Grundlage der Bestimmungen des Übereinkommens mehr in 
bezug auf ein Kind nech seinem 16. Geburtstag getroffen_. 

78. Das zweite Problem bezieht sich auf die Lage von Kindern 
unter 16 Jahren, die das Recht haben, ihren Aufenthaltsort zu 
bestimmen. Unter Berücksichtigung def Tetseche, daB dieses 
Recht im allgemeinen Teil des Sotgetechts i~ wurde vorgeschla­
gen, des Übereinkom..- in solchen Fällen nicht anzuwenden.")
Dieser Vorschlag wurde indessen aus __ Gründen 
zurückgewiesen, unter andenem aus folgellde,,: (1) die Schwierig­
keit bei der Bestimmung des Rechtssysterns, das eine solche 
Möglichkeit gewahren müßte, da mindestens drei Möglichkeiten 
bestehen, nämlich das Heimatrecht, das Recht des gewOhnlichen 
Aufenlhalts vor dem Verbringen und das Recht des Zufluchts­
staats; (2) die 0bermA6ige EinscIwAnkung, die _ Vorschlag 
für den _ngsbereich des Übereinkommens insbesondere 
im Hinblict< auf das Recht zum persönlichen Umgang bedauten 
würde; (3) die Tetseche, daß das'Recht, über den Aufenthaltsort 
eines Kindes zu entscheiden, nur ein mögliches Element des 
Sorgeoechts ist, das dessen InhaU nicht erschOpft. 

Andererseits darf die diesbezügliche Entscheidung nicht isoliert 
von dar Besbmmung des Mikels 13 Absatz 2 gesehen werden, 
def es den zuständigen Beh6rden erlaub~ die Meinung des 
Kindes zu sei_ Rück~ zu berücksichtigen, wem es ein 
entsprechendes Alter und eine ausreichende Reife erreicht hat; 
diese Regel ermöglicht es den Gerichten od", VerwaHungsbellör­
den. <ie Ansicht zu vertreten, daß die Meinung des Kindes immer 
entscheidet, wenn es um die Rückgabe eines Minderjährigen 
geh~ dar die FAhigkeit ha~ über seinen Aufenthaltsort zu ent­
scheiden. Man kann so zu einer automatischen Anwendung einer 

31) 	 Zum Beispiel: ÜbereInkommen uber das auf UnterhaJtsverpflichtu gegenüber 
Kindern anzuwendende Recht vom 24. 0Id0ber 1956 (Anikal 1): ÜbenMnkommen 
Uber die Anenutnnung und vollstreckung von EntacheO.Ingen ." cIem GebIet der 
UntethaIl:spIIi gegenUb8r Kindam vom 15. April 1958 (Artikel Tl: Übenttnkom­
me-t Uber die ZustAndigkell der EIehönN!n und das anzuwendende Recht auf dem 
GIbI8t des Sctuzes von M.ideijtlAig6i' vom 5. 0kk:Iber 1961 (ArtIkaIl2): LIber­
einkommen Uber die ZustindigKaiI der EIehOrden, das ~ Recht und 
<M Anerkennung von Entscheidungen u cIem GebIeI: der Adoption vom 
15. NI:IYMnber 1Q65 (Artikel 1). 

32) 	 v~. Alb. 00II. Nr. 4 (V0f'8Ch1ag der beIgIscher1 Delegation) und PToIokoII Hr. 4. 
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Kannvorschrift des Übereinkommens kommen. aber ein solches 
Ergebnis erscheint besser als eine aUgemeine Einschränkung des 
Anwendungsbereichs des Übereinkommens. 

b) 	Die Inhaber des Sorgerechts und des Rechts 
zum persOnlichen Umgeng 

79. Die Probleme, die in dieser Hinsicht von dem einen wie dem 
anderen behandelten Recht aufgeworfen werden. unterscheiden 
sich erf1ebIich. Was zunachst das Recht zum persönlichen 
Umgang anbetrifft, so l\8gt es in der Natur der Sache, daß seine 
Inhaber immer natOr1iche Personen sind, deren Bestimmung von 
der Rechtsordnung abhangI. die auf die Ausgestaltung dieses 
Rechts anzuwenden ist. Diese Peroonen gehören grundsätzlich 
zu der engen Familie des Kindes, und es handen sich normaIer­
wetse entweder um den Vater oder um c:fte Mutter. 

so. Auch juristische Personen kOnnen dagagen Inhaber des 
Sorgerechts im Sinn des Ubereinkommens sein. In dieser Hin­
sicht zieht Artiket 3 die Möglichkeit in Betrecht, daß das Sorge­
recht .einer Behörde oder sonstigen Stelle· zusteht, wobei 
bewußt ein unbestimmter und weiter Ausdruck verwandt wird. In 
der Tat wurde im Verlauf der voer:zehnten Tagung ohne .Debatte 
davon ausgagengen. daß der ~ungsbereich des Uberein­
kommens auch Fälle erlaßt. in denen die Person des Kindes einer 
BehOrde anvertraut ist Da es _ andere Stellen äIs Behörden 
gibt, welche die Aufgabe haben, für bestimmte Kinder zu sorgen, 
wurde der verwendete Begriff SO weit ausgedehnt daß er sowohl 
juristische Personen als auch an die staatltche Verwaltung gebun­
dene Stellen einschließt. die keine selbständige Rechtspersön­

lichkeit besitzen. 

c) Die möglichen .Entführer· 

81. Das Übereinkommen enthält keine ausdrückliche Bestim­
mung hierzu. Ungeachtetdesseft können aus der Gesamtheit des 
Wortlauts ZWei Bemerlwngen hergeleitet werden. die diesen 
AspeI<t im Hinblick auf den persönlichen Anwendungsbereich des 
Übereinkommens erhenen. Die erste bezieht sich auf die natürli­
chen Personen, die für das Verbringen oder ZurUckhalten eines 
Kindes verantwortlich sein können. Hierzu behätt das Überein­
kommen den Standpunkt der Sonderkommission bei, namlich 
solche Maßnahmen nicht ausschließlich Enem zuzuschreiben.") 
Da dieldes von einer F ami/ie je nach den verschiedenen kunurel­
len Grundvorstellungen enger oder weiter ist, ist es VOf2IJZiehen, 
sich an eine weite Auffassung zu haften. die es z. B. ermogIicht. 
das Verbringen von Kindern dtrch einen Großvater oder einen 
Adoptiwater als Kindesentziehung im Sinn des Übereinkommens 
zu qualifizteren. 

82. Die zweite Bemerkung bezieht sich auf die Möglichkeit daß 
eine .Behörde oder sonstige Stelle· als .Entführer· tätig wird. In 
dieser Hinsicht ist es schwer vorstellbar I daß irgendeine BehOrde 
mit Gewah oder Ust ein Kind aus einem fremden Staat in das 
eigene Land verbringen kann. Wenn andererseits ein Kind durch 
Gerichts- oder Verwaltungsentscheiung (d. h. im Fäll einer 
zwangsweisen Unterbringung des Kindes) einer solchen Stelle im 
Land seines gewOhnlichen Aufenthalts anvertraut wurde, wird der 
Enemteil, der genend macht, er welle die tatsächliche Ausübung 
eines Sorgerechts für das Kind erhalten, kaum die Möglichkeit 
h_n, sich auf das Übereinkommen zu berufen. Auf Grund der 
Tatsache, daß solche Stellen in der Regel ihre Aufgaben wahr­
nehmen, würde, abgesehen von einer eventuellen Anerkennung 
der enerlichen Gewan, ") ein solcher Anspruch nicht in den Über­
einkommensbereich fallen, da die Sorge im Sinn des Überein­
kommens der betreffenden Stelle zustände. 

33) 	 Eine ~ EII'IdeIung fand Sid't n.ng. in dem oben genannten Dyer­
~ mit dem TItel .Bencht Ober die intetndonaIe EntfOhrung 8Wl8S KIndes 
dw'd'I einen EIernter. 

301) 	 SIehe dazu das Urteil des Internationalen Gerichtshofs vom 28. ~ 1958 Ir'! 
s.ctIen Anwendung des et............ wort 190:2 ZtJ" AageUlg dar Vormund-

IChaft Ober MinderJlhnge. AecU8II des arrtts 1958, S. 55 rr. 

Art i k e I 5 - Zu bestimmten AusdrUcken, 
die das Übereinkommen verwendet 

63. Entsprechend einer fest verankerten Tradition der Haager 
Konferenz definiert des Übereinkommen nicht die Rechtsbegriffe, 
die es gebraucht In diesem Artikei stein es jedoch klar, in wei­
chem Sinn die Begriffe 5o<gerecht und Recht zum persönlichen 
Umgeng gebraucht werden, da eine ungenaue Auslegung ihrer 
Bedeutung die Zielsetzung des Übereinkommens gefährden 
würde. 

84. In bezug auf das Sorgenecht unterstreicht das Übereinkom­
men lediglich, daß es .die Sorge für die Person des Kindes· 
umfeßt und dabei die Möglichkeiten zum Schutz seines Eigen­
tums unberücksichtigt 1äBt. Es handen sich dabei um einen einge­
schränkteren Begriff als denjenigen des .Schutzes von Monder­
jährigen·, ~) obwohl während der Vierzehnten Tagung Versuche 
gemacht wurden, den Gedanken des .Schutzes· einzubringen, 
vor allem um so die Fälle zu erfassen. in denen Kinder Behörden 
oder Stellen anvertraut sind. Da aber alle BemÜhungen geschei­
tert sind, den Begriff des Sorgerechts im Hinblick auf diese 
Situationen naher zu bestimmen, muß es bei der oben gegebenen 
Gattungsbeschreibung ~ben. Das Übereinkommen versucht, 
sie zu präzisieren. indem es als Indiz der ..Sorge", um die es geht, 
das Recht hervorhebt, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen. 
Wenn das Kind indessen, obwohl aus rechtlicher Sicht minderjäh· 
rig. selbst die Fähigkeit het, seinen Aufentha~ zu bestimmen, wird 
der Inhalt des Sorgerechts im Zusammenhang mit anderen Rech· 
ten bestimmt werden müssen, dte seine Person betreffen. 

Obwohl andererseits in diesem Artikei nichts über die Möglichkert 
alleiniger oder gemeinsamer Ausübung der Sorge durch den 
5oogebeoechtigten gesagt wird. ist es oIfensichUich, daß eine 
solche Möglichkeit vorgesehen ist Tatsächlich forderl eine klassi­
sche Regel des Völkervertragsrechts, daß die Begriffe eines 
Vertrages in ihrem Zusammenhang und unter Berücksichtigung 
von Ziel und Zweck des Vertrages ausgelegt werden; ") der Inhan 
des Artikels 3 läßt nun keinen Zweitel daran, daß das Überein­
kommen die gemeinsame Sorge in die Situationen einbezieht, die 
es zu schützen sucht. FestzusteHen, wem eine gemeinsame 
Sorge besteht ist eine Frage. die von Fäll zu Fäll und im Licht des 
Rechts des gewöhnlichen Aufenthans des Kindes entschieden 
_muß. 

85. Zum Recht zum persOnlichen Umgeng weist Buchstabe b 
dieses Artikäls lediglich darauf hiA, daß es das Recht einschließt, 
.das Kind für eine bagrenzte Zeit an einen anderen Ort äls seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort zu bringen·. Es ist offensichHich. daß 
das Übereinkommen nicht samuiche anderen Arten des Rechts 
zum persönlichen Umgang ausschließen will; es will einfach 
unteostJeichen. daß zu di8Ser!j Begriff auch das sogenannte Recht 
der Beherbergung gehört, eine Erscheinungsform des Rechts 
zum persOnlichen Umgeng, \/Or der sich die Person besonders 
fürchtet. welche die Sorge für. das Kind häI. Da diese erlauternde 
Rechtsnorm diesen .anderen Ort· nicht naher quälifiziert, an den 
das Kind verbracht werden daof, mu8 man zu der Schlußfolgerung 
gelangen, daß das Recht zum persönlichen Umgang gemäß dem 
Übereinkommen auch das Recht zum persönlichen Umgang über 
natiOnale Grenzen hinaus einschlieBt. 

88. Es wurde vorgeschlagen, in diesen Artikel eine Definition der 
Gerichte oder Verwanungsbehörden aufzunehmen. auf welche 
die Übereinkommensbestimmungen durchgängig abstellen. ") 
Die Schwierigkeiten, denen man bei der Suche nach einem 
systematischen Standpunkt wie nach einer weiten Formu~erung 
begegnete, die alle Möglichkeiten erlassen solne, führten schliee­
Iich dazu, davon Abstand zu nehmen. Woe bereits unterstrichen 

35) 	 SIehe z. B. das Übere!nItormIen über die ZustardgkeiI: det BehOman und '* 
lf1ZlMMdande RectII: u dem Gebiet des SctUza von MinderjAhrigen vom 
5. Odcber 1961. 

lI) 	 In diesem Sinn Artikel 31 Absatz 1 des w..... 1ÄIereInkommenI über das Recht 
det yOI(.a,ad,tIid.. , vertrage vom 23. Mai 1969. 

31) 	 SIehe Alb. Dok. Nr_ 7 (VcnchIag der Delegation der Vereirnglen Staaten) und 
ProkikoIIa Nr. 4 und 14. 
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wurde. ") ist es klar, daß es sich um Behörden handelt, die nach 
dem innerstaatlichen Recht jedes Vertragsstaats dafür zuständ~ 
sind, über die Sorge oder den Schutz der Kinder zu entscheiden. 
Gerede wegen der UnIerschiede dieser Rechtsordnungen wird im 
übrigen immer von .Gerichten oder VO<Waltungsbellörden· 
gesprochen, um alle auf diesem Gebiet zuständigen Behörden 
ohne Rücksicht auf ihre rechtliche Qualilikatioo in jedem Staal zu 
erfassen. 

KapHe/ 11 - _18 Behörden 

Art i k e I 6 - Errichtung der zentralen Behörden 

87. Die Rotle der zentralen Behörden, die eine Schlüsselstellung 
bei der Anwendung des Übereinkommens einnehmen, wurde 
bereits ausfüMich behandelt. ") 

Hinsichtlich der Staalen, die mehr als eine zentrale Behörde 
bestimmen kOnnen, hat sich der Gedanke durchgesetzt, daß 
hierbei des Vorhandensein mehrerer Gebietskörperschaften auf 
dem Gebiet des Schutzes von M~hrigen den Ausschlag 
geben sotfte. Demzufolge wurde den FAlten der Bundesstaaten 
und Staaten m~ mehreren Rachtssysternen der Fall der Staalen 
hinzugelügt, .die aus autonomen G_tskOrperschaften beste­
hen·, ein Ausdruck, der weit ausgelegt werden mu8. 

Arlikel 7 - Verpflichtungen der zentralen Behörden 

88. Dieser Artikel faßI die Rolle der zentraten Behörden bei der 
Durchtahrung des durch das Übereinkommen geschaffenen 
Syslems zusammen. Der Artikel bestahf aus zwei Absätzen, 
deren erster allgemein gelaBter eine allgemeine Verpflichtung zur 
Zusammenarbeit _egt, während der Zweite in den Buchstaben 
a bis i einige der grundlegenden Aufgeben aufzählt, welche die 
zentralen Behörden wahrnehmen mOssen. Seide sind des Ergeb­
nis eines Kompromisses zwischen denjenigen Detegationen, die 
starke zentrale Behörden mit umf:EEsandeh Zuständigkeiten für 
Maßnahmen und IMieliven wotften, einerseits und den Delegatio­
nen, die in diesen Behörden einfache Verwahungsorgane zur 
Erleichterung der Maßnahmen der Parteien sahen, andererseits. 
Da nun diese verschiedenen Auffassungen weitgehend auf die 
_ichen Unterschiede zurückzufljhren sind, die zwischen den 
bei der Koolerenz vertretenen Systemen bestehen, mußte eine 
flexible LOSUng in der Weise gefunden werden, daß es jeder 
zentralen Behörde ertaubt ist, gemä8 der Rechtsordnung zu han­
deln, in die sich einzuordnen sia berufen ist. Obwohl das Überein­
kommen die Hauptau!geben der zentralen Behörden festlegt, 
überlAllt es jedem Vertragsstaal die Bestimmung der geeigneten 
Mittel zu ihrer Erfüllung. In diesem Sinn ist Obrigens auch der Satz 
zu Beginn des _tzes 2 zu verstehen, in dem es hei8L daß die 
zentraten Behörden ihre aufgezähften Aufgaben .unmittelbar oder 
m~ Hme anderer" erIOlten müssen; es ist daher Sache jeder 
zenlralen Behörde, sich für die eine oder andere Möglichkeit je 
nach ihrem eigenen innerstaatlichen Recht und im Geist der 
atlgemeinen ihr durch Absatz 1 auferlegten Verpflichtung zur 
Zusammenarbeit ZU entscheiden. 

89. Wie eben ausgetahrt, legt die in _tz 1 enthafterte Vor­
schrift die allgemeine Verpflichtung der zentraten Behörden zur 
Zusammenarbeit lest, um sicherzustellen, daß die Zielsetzungen 
des Übereinkommens erreichI werden. Eine solche Zusammenar­
beit muß sich auf zwei Ebenen entwickeln: Zunächst müssen die 
zentralen BehOrden untereinander zusarnrnenarbeiten; darüber 
hinaus müssen sie die Zusammenarbeit zwischen den Behörden 
lördern, die in ihren jeweiligen Staaten IOr die angesprochenen 
Gebiete zuständig sind. Der tatsächliche Erfolg dieser FOrderung 
wird in startcern Maß von der HandlungsIAhigkeit abhängen, die 
das innerstaatliche Recht den zentraten Behörden einräumt. 

90. Die in Absatz 2 detailliert aufgelührten Aufgaben versuchen, 
in gro8en ZOgen den verschiedenen Phasen der Einschaltung der 
zentraten Behörden bei einem typischen Fatl von Kindesentzie­

31) SeeN eben ... 45. 

li) SIehe oben Nr. 43 bts 48 


hung ZU foItgen. Ungeachtet dessen.ist es offensichtlich, daß diesa 
Aufzählung nicht ausschlie6Iich ist; da beispielsweise das Tätig­
werden der zentralen Behörden erforderL daß sia zunächst m~ 
der Sache entweder unmittelbar durch den Antragsteller oder 
durch die zentrate Behörde eines anderen Vertragsstaats befaßt 
werden, muß im Zweiten Fatl die ursprünglich befaßte zentrata 
Behörde den Antrag an die zentrale Behörde des Staates weiter­
~en, in dem der Aufenthaft des Kindes vermutet wird. Eine 
derartige Verpflichtung ist nun in Artikel 7 nicht festgelegt, woIll 
aber später im Zusammenhang ~ Artikel 9. Andarersei1s liegt es 
auch auf der Hand, daß die zentralen Behörden nicht gehaften 
sind, in jedem Einzelfall sämtliche in diesem Artikel aufgezAhften 
Verpflichtungen zu erIOllen; tatsächlich werden die UmstAnde des 
kookrelen EinzeWatls bestimmen, weiche Maßnahmen die zentra­
len Behörden ergreifen müssen. Zum Beispiel darf man nicht 
erwarten, daß eine beliebige zentrale Behörde gehalten ist. den 
Aufenthaft eines Kindes .festzustellen·, wenn der Antragsteller 
genau weiß, wo dieses sich befindet. 

91. Zusätzlich zu der Feststellung des Aufenthafts des Kindes, 
soweit dies erforderlich ist (Buchstabe a), muß die zentrale 
Behörde alle vorläufigen Maßnahmen treffen oder veranlassen, 
die nützlich erscheinen, um .weitere Gefahren von dem Kind oder 
Nachteile von den betrofferten Partaten abzuwenden" (Buchstabe 
b). Die Fassung dieses Unterabsatzes hebt errteut den bereits 
unlerstrichenen Umstand hervor: Die Handlungsfähigkeit dar zen­
tralen Behörden kann von Staat zu Staat verschieden sein. Im 
Kern zielen die vorgesehenen vorläufigen Maßnahmen insbeson­
dere darauf ab, ein erneutes Verbringen des Kindes zu verhin­
dem. 

92. Buchstabe c legt die Verpflichtung der zenlraten Behörden 
fest, eine au8ergerichtliche Lösung des Faltes zu versuchen. 
Nach den Erfahrungen einiger Delegierter ist in der Tat die Artzahl 
der Fälle beträchtlich, die sich tös8n lassen, ohne daß eine 
Anrufung der Gerichte erforderlich wird. Aber auch hier bestimmt 
in den Phasen, die einem möglichen Gerichts· oder Vo<waftungs­
verfahren vorausgehen, die zentrata Behörde die Entwicklung des 
Problems; es ist daher ihre Sache zu entscheiden, in welchem 
Augenblick die Versuche, sei es zur Sieherstellung einer .freiwilli­
gen Rückgabe· des Kindes, sei es zur Erleichterung einer .gütli­
chen Regelung. gescheitert sind. 

93. Buchstabe d bezieht sich auf den Austausch von Auskünften 
Ober die soziata Lage des Kindes. Die Verpflichtung hierzu isl der 
Beurteilung der zentraten Behörden Obertassen, die in jedem 
Einzelfall beteiligt sind. Die EinlOgung der Worte .soweit zweck­
dienlich· zeigt in der Ta~ daß in diesem Punkt keine starre 
Verpftichtung aufertegt werden sotfte: Die Möglichkeit, daß keine 
Informatiooen vorhanden sind, sowie die FurchL daß sia als 
Elemenle einer VerzOgerungstaklik der Parteien verwendeI wer­
den kOnnten, sind einige der ArgumenIe, die diese Haltung ange­
raten 81scheiten lassen. Andarersei1s wurde ein Vorschlag 
zurüc:l<gewiesan, der die Weiterteitung gewisser AuskOnfte devon 
abhängig gemacht hätte, daß sia vertraulich bleiben. ") 

94. Die Verpflichtung der zentraten Behörden zur Auskunftser­
teilung Ober den Inhaft des Rach1s ihrer Staaten im Hinblid< auf 
die Artwendung des Übereinkommens erscheint in Buchstabe e. 
Diesa Verpflichtung umfaBt insbesondere zwei Aspekte: Einer· 
seits kam in dem Fall, daß das Verilringen vor einer Entschei­
dung über die Sorge IOr das Kind geschehen ist, die zentrate 
Behörde des Staates, in dem das Kind seinen gewöhnlichen 
Aufenthaft ha~ lür die Zwecl<e der Artwendung des Übereinkom­
mens eine Bescheinigung über den Inhaft des Rach1s dieses 
Staates vorfegen; andererseits muß die zentrata Behörde die 
Einz.rsonen Ober die Wirfrungsweise des Übereinkommens 
und der zentraten Behörden sowie über die einzuhattenden mögli­
chen Verfahren unterrichten. Dagegen siahf diese Vorschrift nicht 
die _ ..gehe! ide Möglichkeit vor, die zentraten Behörden zu 
verpflichten, in _ Einze4fAllen _atung zu erteilen. 

«:l) 	 Siehe Alb. DdI.. '*. 8 ~ der 0eIiIgIIb0n des v~ KOnigreIc:hsJ und 
~Nr_5 
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95. Wenn es erforderlich ist. um die RücI<gabe des Kindes zu 

erreichen. die Gerichte oder VerwallungsbehOrden des Staates 

einzuschalten. in dem es sich befindet, muß dte zentrale BehOrde 

ein VOt1ahren selbst - soweit dies gemäß ihrem inne<staallichen 

Recht möglich ist - einleiten oder die VOt1ahrenseinieitung er1eich­

tern; diese Verpflichtung __ sich auch auf VOt1ahren. die 
sich fOr die GewAhrleistung der Durchführung oder wi_ 
Ausübung des Rech1s zum ~Iichen Umgang als notwendig 
erweisen (Buchstabe Q. 

96. In diesen Fillien. in denen die zenlrale EIehOrde sich nicht 
unmittelbar an die zustandigen _ in ihrem eigeMn Staat . 

wenden kann. muB sie irrt Sinn des Artikels 25 die Bewilligung von 
Proze8kostenhiHe fOr den Antragsteller veranlassen.oder er1eich­
tern (Buchstabe gl. Hier soll ganz kurz klargeoteiH _. daß 
sich die WOfIe ,soweit erIotder\ich' in diesem Unterabsatz auf die 
maugelnde" wir1schaft1ichen Mittel des Antragstellers beziehen. 
die nach Kriterien des Rech1s des Staates festgestelH _. in 
dem um diese Hine 0<SUChI wird; os wird daher nicht auf abstrakte 
Über1egungen Bezug genommen. ob die Gewahrung von Prozeß. 
kost_He augelucht ist. 

97. Zum AbschluB des in diesem Absatz befolgten VOt1ahrens 

schlieBI Buchstabe h in die Verpfic:htungen der zentralen BehOr­

den das Erwirken im EinzeHall notwendiger und zweckmaBiger 

Verwallungsma8nahmen ein. um die ungeIahrdele Rüdcgabe des 

Kindes zu gewah_en. 


96. An letzter Stelle bestimmt Buchstabe i eine Verpflichtung der 
zentralen _. die nicht unmittelbar die Einzelpersooen 
betrifft. sondern das Übereinkommen selbst: Es handelt sich um 
die Pflicht, ,einander über die WIrkungsweise des Übereinl<om­
mens zu unterrichten und Hindernisse, die seiner ~ 
entgegenstehen. auszuräumen'. Diese Verpflichtung wird auf 
zwei komp\emenIAren ~ bestehen: einenseils auf der Ebene 
der zweiseitigen Beziehungen ZWischen den Vertragsstaaten; 
andererseits. falls _. auf multilateraler Ebene im Sinn 
der Teilna\hme an Kommissionen. die zu diesem Zwed< vom 

Ständigen BOro der Haager Konferenz einberufen _. 


KapItel • - Riickgobe von ~ 

Art i kel 8 - Die AnIragoteItung bei den zentralen _ 

99. GemaB Absatz 1 kam ein Antrag auf RÜCkgabe eines 

Kindes an jede zentrale EIehOrde gerichIeI_. die von da an 

allen Ü_~ unterliegt. Dies zeigt. daß 

es dem Antragsteller freigesleIH ist. sich an die zentrale EIehOrde 

zu wenden. die ihm am geeigI_ 8isctlOint; ungeach\eI des­

sen erwahnl der WOI1\auI aus Gnlnden der Effizienz ausdrüc:kIich 

die zentrale EIehOrde des gewOIrichen Aufanlhalts des Kindes ­
ein Hi~. der jedoch nicht so zu _ ist. eIs bedeute er. 

daS die AntrAge nur ausnahmsweise an andere zentrale BehOr­

den gerichIeI _ dOrfIan. 

100. Da die V~ des Muslerforrnblatts lediglich empfoh­
len wird. war es unumgtnglich. in den WOfIIaut des Übereinkom­
mens die _Ie aufzunehmen. die ein Antrag. der bei _ 

zentralen EIehOrde eingereicht wird. enthalten muB. um zulässig 
zu sein. sowie euch die Schriftstüc:ke. bei denen os freigestelH ist. 
mrt ihnen einen solchen Antrag zu ergänzen oder sie ihm beizulO­
gen. Die Beslandteile. die jeder an eine zentrale EIehOrde gerich­
tele Antrag in diesem ~hang enthalten muB. sind in 
Artikel 8 Absatz 2 auIgefOhrt. Es handaft sich insbesoudate um 
Angaben. welche die kIentifizierung das Kindes und der betroffe­
nen P~ erlauben. sowie um solche. die zur Auffindoog das 
Kindes beitragen können (Buchstaben a. b und dl. In bezug auf 
die Auskunft zum Geburtsdatum des Kindes SleiH das Überein­
kommen klar. daß sie nur erIot_ ist. ,soweit es feslgeslelH 
werden kann'. Diese K\arslellung soll das Va<gehen eines Antrag­
stellers bagünstigen. der darüber keine Angaben mechen kann; er 
wird indessen irnrnet' genaue Angaben über das Mer des Kindes 

machen müssen. da die VOfSChriflen des Artikels 4 des Überein­
kommens zur Ablehnung seines Antrags gemäß Artikel 27 führen 
können. 

Darüber hinaus muB der Antrag .die Gründe. dte der Antragsteller 
für seinen Anspruch auf RücI<gabe _ Kindes geltend macht·. 

enthaHen (Buchstabe cl. Dies ist eine logische Forderung. die im 
üOOgen die Anwendung des Artikels 27 hinsichUich der Möglich­
kort der zentralen BehOrden erlauben wird. offensichUich unbe­
grundete Antrage abzulehnen. Die geHend gemachten Grunde 
müssen sich im Prinzip auf dte betden Elemente rechtltcher und 
tatsäcl1licher Art beziehen. die Artikel 3 enlhM. Da nun das 
rachUiche Element insbesondere auf den InhaH _ Rechts das 
gewOhnlichen Aufenthalts _ Kindes. auf eine Entscheidung 

oder auf eine Vereinbarung gesIiiIzI werden kann. häl\e man 
daran denlten können, in diesem Stadium eine Unterstützung 
durch SchriftstUcke zu fordern. Das Übereinkommen hat indessen 
einen anderen Wag gewahH und ordnet diesen Nachweis unter 
die Schriftstüc:ke ein. bei denen es freigeslelH ist. ob sie einen 
Antrag ergänzen oder ihm beigefügt _. Der Grund hierfür 
ist. daß es geIegeriIIich schwierig sein kann. die fraglichen 
Schriftstüc:ke zu erlangen; darüber hinaus kann hierdurch kost­
bare Zeit für ein ochnetles Auffinden des Kindes verIorengehen. 
Im übrigen können sie in aH den Fällen nebensachlich erscheinen. 
in denen es der zentralen EIehOrde gelingt. die fr_lIige RÜCk­
gabe das Kindes oder eine gütliche Beilegung der AngeIagenhert 
zu erreichen. 

101. In diesem Sinn beziehen sich die beiden ersten Buchsta­
ben _ Absatzes 3 über die Schriftslüc:ke. deren Beifügung zum 
Antrag oder Nachreichung in einem spateren ZeilpunktlreigestelH 
wurde. auf Schriftslüc:ke. die dem Antrag auf RÜCkgabe des 
Kindes zugrunde liegen. Hierzu ist zu unterstreichen. daß die 
Forderung. daß Ausfertigungen von allen En_ungen oder 
Vereinbarungen baglaubigl sein müssen. der Bestimmung in Arti­
kel23 nicht widetsptichl. wonach .im Rahmen dieses Uberein­
komrnens keine Lagalisalion oder ahnliche FOrmlichkort verlangt 
_ darf". Es geht lediglich darum. die Echlheil von Ausfern­
g""-, oder ursprünglich privaten Schriflalüc:ken festzustellen. 
um ihre Überei islimmung mrt den Originalen zu gewaMeisten 
und dadurch ihre Ireie Verwendbarkeit zu sichern. 

Zweitens kam der Nachweis der einschlägigen Rechtsvorschrif­
\on des Staates, in dem das Kind seinen gewöhnlichen AufenlhaH 
hat. 8i _ clurch eine BescheiRigung oder durch eine eides­
_ Erktarung (Affidavit) O<brecht _. d. h. durch 

Schrillslüc:ke. die feiertiche Erldlrungen entheHen. welche die 
VeranIwo<tung ihret VOt1asser festlagen. Der Personenkreis. der 
solche Ertdirungen beibringen kann. wurde im Ubereinkommen 
_ gefa8t. was die Aufgabe _ Antragstellers erleichtert (Buch­
stabe ~. So können sie aufler von den zentralen _ oder 
sonstigen zuständigen __ Staates. in dem sich das 

Kind gewö/1nIich euthAII. von /oder befugten Person ausgesteiH 
sein, z. B. von einem Notar, einem Rechtsanwatt oder von wis~ 
senschaftIichen Instilulen. 

Andererseits soll unterstrichen werden. daß in einer späteren 
Phase. d. h. wenn die Gerichte oder VerwallungsbehOrden des 
Zufluchlslaats aufgerufen sind einzugreWen. diese gemäß Arti­
kel 15 die VOfIage bestimmter Schfiftstücke verlangen können. 
deren Beifügung im Zeitpunkt der AntragsteIlung bei den zentra­
len _ als freigeslelH angesehen wird. 

SchlieBlich läBt das Übereinkommen die Möglichkeit zu. daß dam 
Antrag ,jedes sonstige fOr die Sache erhebliche SchriftstÜCk' 
beigefügt oder er dadurch ergänzt werden kann (Buchstabe g). 
Da im Pnnzip der Antrag von dem Sorg_rachligten gestein wird. 
dem das Kind entzogen wurde. wird dieser auch diese ergAnzen­
den SchriftstUcke beibringen können. Dies hindert nicht daran. 
daß die zentrale Behörde. bei welcher der Antrag ursprünglich 
gesleiH wurde. dem Antrag. wenn er an eine andere zenlrale 
EIehOrde wertergelertet wird. auf Grund der ihr durch Artikel 7 
Absatz 2 Buchstabe d übertragenen Aufgabe insbesondere Aus­
künfte über die sozialen Verhältnisse _ Kindes beifügen kann ­
fafls ihr solche vor1iegen und sie sie rur natzlich hätt. 
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Art i k e I 9 - Übemlittlung des Antrags en die zentrale BehOrde 
des Staales, in dem sich das Kind befindet 

102. Eine unmittelbare Folge des Rechts des Antragstellers, 
sich an die zentrale Behörde seiner Wahl zu wenden. ist die ihr 
obliegende V81Pflichtung, den Antrag der zentralen BehOrde des 
Staates zu übe""itteln, in bezug auf den sie Grund zu der 
Annahme hat, daß sich das Kind dort befindet; eine Verpflichtung, 
die auch besteht. wenn die zentrale Behörde, die YOf'I Eriner 
Angelegenheit durch eine andere zentrale BehOrde erfahren hat, 
zu dem Schluß kommt. daß sich das Kind in einem weiteren land 
befindet. Es handan sich dabei um eine Aufgabe, die den in 
Artikel 7 entworfenen Rahmen erg~ da sie in unmittelbarem 
Zusammenhang mft der Verpflichtung zur Zusammen~rbeit zwi­
schen den zentralen Behörden steht, die Absatz 1 des genannten 
Artikels fesllegt 

Wenn auch der Sinn des Artikels 9 klar ist. so isl doch seine 
Fassung nichl sehr glücklich. Oie .ersuchende zentrale Behörde·, 
auf die sich dieser Artikel beZieht. gibt es nur, wenn der gemäß 
Artikel 8 gestaUte Antrag im Sinn des Artikels 9 selbst an eine 
andere zentrale Behörde übe""ittelt worden ist. Oie Verpflich­
tung, eine ..ersuchende zentrale Behörde" zu unterrichten. 
besteht daher nur, wenn der Antrag einer dritten zentralen 
Behörde übemlittelt worden ist, weil das Kind sich nicht im Staat 
der zweiten mit der Sache befaßten zentralen Behörde befand. 
Dagegen obliegt die Verpflichtung, einen Antrag gemäß diesem 
Artikel zu übemlitteln, jeder zentralen BehOrde unabhängig voo 
der Tatsache, ob sie in dieser Sache unmittelbar oder über eine 
andere zentrale BehOrde angerufen wurde, weil diese Bestim­
mung dahingehend ausgeiegt werden muß, daß sie für beide Fälle 
gehen soll, die sie erfassen will. 

A rI i k eil 0 - Die freiwillige Rückgabe des Kindes 

103. Der Verpflichtung der zentralen BehOrden nach Artikel 7 
Absatz 2 BuchsIabe C, .alle geeigneten MaBnahmen zu 1refIen, 
um die freiwillige Rückgabe des Kindes sicherZustellen·, wird in 
diesem Artikel Vorrang eingerAumt. was das Interesse daren 
hervorhebt. daß dieser Weg gewilhh wird. Im Wortlaut des Über­
einkommens wurde der Satzteil gestrichen, der im Vorentwuff 
diese Bestimmung einleftete und die darin entI1&hene Verpflich­
tung zeitlich einordnete (.vor Einleitung jedes Gerichts- oder 
Verwahungsverfahrens·). Der Grund hierfür war, daß es sich in 
einigen Rechtssysternen als schwierig erwies hinzunehmen, daß 
eine Offentliche BehOrde wie die zenlreie BehOrde tätig werden 
kOnnte, bevor ein Antrag bei den zUSlilndigen BehOrden gastelh 
worden war; der Gesamtinhan der Überelnkommensbestimmung 
hi_rt die zentralen BehOrden der anderen Staaten nicht daren, 
in dieser Welse vorzugehen. Andererseits _ es sich hier in 
doppeltem Sinn niemals um eine starre Verpflichtung: Einerseits 
kOnnen die Bemühungen um eine freiwillige Rückgabe des Kin­
des nech dar Befassung der Gerichte oder Verwahungsbehörden 
fortgesetzt werden, wenn sie vorher begonnen worden waren; 
andererseits muß, soweit die Initiative zur Rückgabe des Kindes 
nichl auf diese Behörden übergeht. die zentrale Behörde ent­
scheiden, ob die Versuche gescheftert sind, das genannle Ziel zu 
erre;Chen. 

Oie in diesem Artikel vorgeselhenen Maßnahmen sollen im übri­
gen die Bemühungen der zentralen BehOrden nicht beeinträchti­
gen, gemäß Artikel 7 Absatz 2 BuchsIabe b ein _eres Verb<in­
gen des Kindes zu verhindern. 

Artikel lt - Die Artwendung 
der schnellslrnöglichen Verfahren 
durch die Gerichte oder Verwahungsbehörden 

104. Oie Bedeutung des Zeittaktors auf dem gesamten G_ 
zeigt sich in diesem Artikel erneut. Wenn Artikel 2 des Überein­
kommens den Vertragsstaaten die Verpflichtung auferlegt, ihre 
schnellslrnöglichen Verfahren anzuwenden, so gibt Absatz 1 die­
ses Artikels ~iese Verpflichtung im Hinblick auf die Behörden des 
Staates wieder, in den das Kind verbracht worden ist und die über 
dessen Rückgabe entschefden müssen. Oie betrachtete Ver· 

pflichtung hat zwei Aspekte: einerseits die Arlwendung der 
schnellsten Verfahren. die ihr Rechtssystem kennt; andererseits 
die, soweit irgend möglich, vorrangige Bearbeitung der betreffen­
den Anlrilge. 

105. In dem Wunsch, die innerstaallichen Behörden zu veran­
!essen, den durch internationale Kindesentziehungen enlslehen­
den Problemen höchste Dringlichkeft einzuräumen, legt Absatz 2 
eine nicht verbindliche FMst von 6 Wochen fest, nach deren Ablauf 
der AntragsteUer oder die zentrale Behörde des ersuchten Staa· 
les um eine Er1därung über die Gründe für die VerzOgerung 
ersuchen kann. Darüber hinaus hat die zentrale Bahörde des 
ersuchten Staates nach Eingang der Antwort eine erneute Ver­
pflichtung zur Unlerrichtung, sei es gegenüber der zentralen 
Behörde des ersuchenden Staales oder gegenüber dem Antrag­
steiler. wenn er steh unmrttelbar an sie gewandt hat. Zusammen­
gefaBt läßt sich die Bedeutung dieser Bestimmung nfehl daran 
messen, daß sie es erm6gltcht. die durch sie auferlegten Ver­
pflichtungen geltend zu machen, sondem an der Tatsache seibsI, 
daß sie die Aufmerksamkeft der zuständigen Behörden auf die 
entscheidende Bedeutung des Zeitfaktors in den betreffenden 
Situationen lenkt und daß sie die maximale Frist bis zum Erlaß 
einer Entschetdung in dieser Hinsicht festlegt. 

Ar I i k e I 12 und 18 - Verpflichtung zur Rückgabe des Kindes 

106. otese betden Artikel können zusammen untersucht wer­
den. denn trotz ihrer unterschiedlichen Natur haben sie in gewis­
ser Weise ergänzenden Charakter. 

Artikel 12 bildet einen wesen~ichen Teil des Übereinkommens, 
weil er die Situationen näher ertäutert, in denen die Gerichte oder 
Verwahungsbehörden des Staales, in dem sich das Kind befindet, 
verpflichlet sind, seine Rückgabe anzUOfdnen. Aus diesem Grund 
erscheint es angezeig1. erneut zu unlerstrelchen, daß die unfrei­
willige Rückgabe eines Kindes nach dem Übereinkommen von 
einer Entscheidung der insoweit zuständigen Behörden im 
ersuchlen Staat abhängt; die Verpflichtung zur Rückgabe, mft der 
sich dieser Artikel befaßt. obliegt daher diesen Behörden. In 
dieser Hinsicht unterscheidet der Artikel zwei Möglichkeften: Die 
ersle belrifft die Verpflichtung der Behörden, wenn sie innerhalb 
der Frist eines Jahres nach dem widerrechIlichen Verbringen oder 
Zurückhanen eines Kindes angerufen worden sind; die zweite 
bezieh! sich auf die an diese Verpflichtung geknüpflen Bedingun­
gen, wenn der Antrag nach Ablauf der genannlen Frist gesleln 
wird. 

107. In Absatz 1 enlhält der Artikel eine einzigartige Lösung für 
das Problem, das sich bei der Bestimmung der Frist ergibt, 
während der die betreffenden BehOrden die sofortige Rückgabe 
des Kindes anordnen müssen. Es handan sich um ein wichtiges 
Problem; soweit die Rückgabe dJ!s Kindes in seinem Interesse 
geschehen soll, ist es nämlich sicher, daß dann, wenn das Kind 
sich in eine neue Umgebung eingelebt ha~ seine Rückgabe erst 
erfolgen soIhe, nachdem das 50Igetechl sachlich geprOfl worden 
ist - wornjt man sich außerhalb des Übereinkommenszwecks 
befindet. Nun haben die Schwierigkeften, denen jeder Versuch 
begegne~ das Kriterium der Inlegration des Kindes in Forrn einer 
objektiven Norm zu fassen, zur Festlegung einer FMsI geführt, die 
vielleich1 willkürlich ist, die aber doch die mft den geMngslen 
Nachteilen verbundene Antwort auf die zu diesem Punkl ausge­
drückten Sorgen darSlem. 

108. Bei dem angenommenen LOsungsweg war eine Reihe von 
Fragen zu beh~n: erstens der Zeitpunkt. in dem dte Frist zu 
laufen beginnl; zweitens die länge der FMsI; drittens der Zeitpunkl 
des Ablaufs der FMst. Hinsichtlich des ersten PunkIes, d. h. der 
Bestimmung des Zeitpunkts, in dem die FMst zu laufen beginnt, 
bezieh! sich der Artikel auf das widernechlliche Verbringen oder 
Zurückhahen des Kindes; die Konkretisierung des maßgeblichen 
Zei1punkts im FaD des Zurückhahens soIhe so verSIanden werden, 
daß es auf den Zeitpunkl ankommt, in dem das Kind dem 5oIge­
berechtig1en hätte zurückgegeben werden müssen oder in dem 
sich der Inhaber der Sorge geweigert hat, einer Verlängerung des 
Verbleibens des Kindes an einem anderen Ort als dem seines 
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gewöhnlichen Aufenlhalls zuzustimmen. Zweitens bedeutet die 
Festlegung einer einz;gen Frist von einem Jahr, wenn man von 
den Schwierigkeiten beim Auffinden des Kindes absieht, eine 
wesentliche Verbesserung gegenüber dem in Artikel 11 des Va<­
entwurfs der Sonderi«:wnmission YOIgesehellen System. In der 
Tat wurde die ""-'dung des Übereinkommens damit kIarg&­
steltt, indem die ~ igkeiten beim Nachweis mOglicher Pr0­
bleme im Zusammenhang mit dem Auffinden des Kindes beseitigt 
wurden. Drittens beMIt da< Artiket hinsichtliell des Endzeilpunkts 
denjenigen da< Einreicl1ung des Antrags anstelle des Tages da< 
Entscheidung bei, so daß eine mOgliche Verzögerung bei da< 
Tatigkeit da< zustandigen BehOrden die Belange da< P..­
nicht beeintrachtigt, die durch das Übereinkommen gescI1ützt_. 
Zusammenfassend müssen immer dann, wenn die gerade unter­
suchten Umstände in einem Einzettall zusammentreffen, die 
Gerichte oder VerwaltungsOOhOrden die sofO<tige ROCkgabe des 
Kindes anordnen, es sei denn, sie stellen das Bestehen einer da< 
im ObereinkO<nmen selbst YO<g8Sehenen Ausnahmen fest. 

109. Absatz 2 kO<nmt dem wahrend da< gesamten Vorarbei­
. ten "I star1< empfundenen Bedürfnis entgegen, die Folgen der 
Festlegung einer starren Frist abzumildem, nach da<en Ablauf 
eine Berufung auf das ÜbereinkO<nmen niellt mehr mOgliell wl!re. 
Die schließlich angenO<nmene LOsung ") erweitert den Anwen­
dungsbefeicl1 des Übereink<Xnmens erhebIieIl, indem für eine 
unbestimmte Frist eine wirkliche Verpflichtung zur ROCkgabe des 
Kindes aufrschterhalten wird. In Jedem Fall kann nicht außer acht 
gelassen werden, daß eine solche Verpflichtung anischt, wenn 
nachgewiesen werden kann, daß .das Kind sicI1 in seine neue 
Umgebung eingelebl hat·. Aus da< Bestimmung geht nicht hefVor, 
wer diesen Umstand nachweiSen muß; es erscheint jedoch 
logisch anzunehmen, daß dies Sache des Entführers oder da< 
Person ist, die sicI1 da< ROCkgabe des Kindes widersetzt, wobei 
gleichzeitig ggf. der Beurteilungsspielraum da< innerstaaUichen 
Behörden in dieser Hinsicht erhalten bleibt. Auf jeden Fall erotfnet 
da< Nachweis oder die Feststellung, daß das Kind in seiner neuen 
Umgebung verwurzelt ist, die MCglichkeit eines langeren Vertah­
rens als das in Absatz 1 vOIgasehell8. SchIie6lich spricht das 
ÜbereinkO<nmen sowohl aus den genannten Gründen als auch 
auf Grund da< Tatsache, daß die ROCkgabe naturgernae immer 
viel spater als ein Jahr nach dem Verbringen ertoIgen wird, in 
diesem Zusammenhang nicht von einer .soIortigen. ROCkgabe, 
sondern lediglich voo ROCkgabe. 

110. Die Bestimmung des Ortes, woI1in das Kind zunlckzuge­
ben ist, ist ein Problem, das den beiden untersuchten Situationen 
gemeinsam ist. Das Übereinkommen hat in dieser Hinsicht einen 
Vorschlag nicht Obernommen, nimliell festzulegen, daß die ROCk­
gabe des Kindes immer an den S1aaI seines g'-'nlichen Auf­
enlhalls vor seinem Verbringen ~ soll. Einer da< maß­
gebIicI1en Gründe für den Gedanken, das Kind zurOCkzugeben, ist 
sicher die Sorge zu ""'"-., daß die .nawrtiche· Zustandigkeit 
der Gerichte des Staates seines Aufenthatts durch eine TaUieIlkeit 
umgangen wird; ungeachtet dessen hätte die Aufnahme einer 
solchen PrAzisierung in den Wortlaut des ÜbereinkO<nmens seine 
Anwendung in unzwec:kmAlliger Weise eingeengt. Tatsächlich 
darf nicht vergessen _, daß beim Kampf gegen internatio­
nale Kindesentführungen gerade das Rscht da< Kinder gescI1ützt 
werden soll, nicht aus einer bestimmten Umgebung herausgeris­
sen zu werden. die manchmal grundlegend familiärer Art ist. 
Wenn nun da< Antragsteller nicI1t mehr im Staat des gewöhnlichen 
Aufenthatts vor dem Verbringen lebt, kOnnte die ROCkgabe des 
Kindes an diesen Slaat schwer zu lOsende prakbsche Probleme 
mrt sich bringen. Das Schweigen des ÜbereinkO<nmens hierzu 
muß daher so verstanden werden, daß es den Behörden des 
ZuflucI1tsslaats eriaubt ist, das Kind ohne ROCksicI1t darauf, wo 
der Antragsteller seinen derzeitigen Aufenthalt hat, unmittelbar an 
diesen zurückzugeben. 

.'J Siehe 8encht der SonOerkornrnIss. "-.92. 


.02) Siehe Alb. 00II;, Nr, 25 (Vorschlag der DeIegaOOn der ~ Deutschland) 

SOWIe P'rotokoIIe Nr 1 und 10. 

111. Artikel 12 Absatz 3 führt einen ganz logischen Gedanken 
ein, dem proze8ökonomische Überlegungen zugrunde liegen, 
wonach die BehOrden, die in einer Sache entscheiden, das Ver­
fahren aussetzen oder den Antrag zurückweisen können. wenn 
sie Grund zu der Annahme haben. daß das Kind in einen anderen 
S1aaI verbracht worden ist. Die Umstände, aus denen die Behör­
den zu einer scMchen Überz&ugl.W'lQ kommen kOnnen. sind in 
diesem Artikel nicht aufgeführt; sie hängen daher VO<n innerstaat­
lichen Rscht des betreffenden Staates ab. 

112. Schlie8liell weist Artikel 18 darauf hin, daß dieses Kapitel in 
keiner Weise die befaßten Gerichte oder VerwaltungsbehOrden 
daran hindert, jederzeit die ROCkgabe des Kindes anzuordnen. 
Diese Bestimmung, da< Artikel 15 des Vorentwurfs zugrunde liegt 
und die keinerfei VerpIIicI1tung auferlegt, unterstreicht den nicht 
ausschließlichen, kO<nplementären Charakter des ÜbereinkO<n­
mens. fn da< Tat ermachtigt sie die zuständigen Behörden, die 
ROCkgabe des Kindes unter BeAJfung auf andere, für dieses Ziel 
günstigere Bestimmungen anzuordnen. Dies kann vor allem in 
den Situationen ~, die in Artikel 12 Absatz 2 vorgesehen 
sind. d. h. wenn dte Behörde. weil sie nach Ablauf eines Jahres 
seit dem Verbringen des Kindes angerufen worden ist, die ROCk­
gabe ablehnen kann, falls das Kind sich in seine neue soziale und 
familiare Umgebung eingelebt hat. 

Artikel 13 und 20 - Mögliche Ausnahmen 
von da< ROCkgabe des Kindes 

113. Im ersten Teil dieses Berichts sind ausfüMich die Rschtler­
tigung, da< U~ng und die Tragweite da< Ausnahmen kO<nmen­
bert worden, die in den behandetten Artikeln enth8tten sind. ") 
Hter werden nur noch einige Über1egungen zu ihrer WOrUichen 
Bedeutung anzustellen sein. Allgemein erscheint es angezetgt, 
den Umstand hervorzuheben, daß die Ausnahmen in den beiden 
fraglicl1en Artikeln nicht in dem Sinn automatisch anzuwenden 
sind, daß sie unvermeidliell zur NichtrOCkgabe des Kindes führen; 
im Gegenteit liegt es in der Natur dieser Ausnahmen selbst, daß 
sie den Richtern die Mögliellkeit geben - ohne ihnen die Verpfliell­
tung aufzuertegen -, die ROCkgabe unter gewissen Voraussetzun­
gen abzulehnen. 

114. In bezug auf Artiket13 hebt da< Einleilungsteil des Absat­
zes 1 hervor, daß die _last für die in den Buchstaben a und 
b aufgeführten Umstände demjenigen auferlegt ist, der sicI1 der 
R~ des Kindes widersetzt, d. h. einer Person, Behörde 
oder sonstigen Stelle, die nicht unbedingt mit dem Entführer 
Obereinsbmmen muß. Sicheriicl1 beschränkt sicI1 diese LOsung 
darauf, einen allgemeinen Aschtsgrundsatz zu prAzisieren, 
wonach de<jenige, da< sicI1 auf eine Tatsache (oder ein Ascht) 
beruft. diese nachweisen muß; mit der Entscheidung für diese 
Sicht woIUs aber das ÜbereinkO<nmen die Lage da< Person, der 
das Kind entzogen wurde. im -Verhältnis zu dem Entführer in ein 
Gleichgewicht bringen, da< im Prinzip den für ihn gOnstigsten 
Gerichtsstand wählen koonte. 

115. Die in Buchstabe a entha~enen Ausnahmen sind auf Grund 
des Umstandes vorgesehen, daß das Verhatten da< Person, die 
angeblich das Sorgersch1 hat, Anlaß gibt, daren zu zweifeln, ob 
ein widerrechtliches Verbringen oder Zurückhalten im Sinn des 
Übereinkommens vortiegt. Einerseits handeft es sich um Situatio­
nen, in denen de<jenige, da< die Sorge für die Person des Kindes 
hatte, das Sorgerscht zur Zeit des Verbringens oder ZurückhaI­
rens nicht tatsächlich ausübte. Das Übereinkommen enthätt keine 
Definition dessen, was unter .tatsächlicher AusObung· der Sorge 
zu verstehen ist, aber diese Vorschrift bezteht sich ausdrücklich 
auf die Sorge für die Person des Kindes; wenn man also ihren 
Wornaut mit demjenigen da< Definition des Sorgerechts in Arti­
kel 5 vergleicht, kann man feststellen, daß die SO<ge tatsachlich 
ausgeübt wird, wenn da< Sorgeberschtig1e sicI1 um die Bedürf­
nisse der Person des Kindes kümmert. serbat wenn aus glaubwOr­
dtgen Gründen (Krankheit. Stucbenaufenthalt usw.) im konkreten 
Einzelfall das Kind und der Sorgeberechtigte nicht zusammen 

<13) SIehe oben Nr. 28 bes 35. 
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wohnen. Hieraus ergib! sich, daß die Enlscheidung darüber, ob 
die Sorge _Iich ausgeübt wird oder nicl1t, YOIT1 Richter nach 
den Umstanden jedes _ Einzotlalls getroIIen _ 
muß. 

Wenn m8l1 diesen Buchstaben mit der Definition des widerrechtli­
chen Verbringens oder Zurüdd1altens in Artikel 3 vergleic/1I, muß 
m8I1 im übrigen zu dem Schluß kommen, daß der Nachweis der 
nicht tatsAcl1lichen AusObung des Sorgerechts keine Ausnahme 
von der Verpflichtung zur Rückgabe des Kindes darstellt, wem 
der Sorgeberechbgte, dem das Kind entzogen _ ist, ger_ 
wegen der Handlung des Entführers sein RachI _Iich nicht 
ausgeübt hat. In der Tat gin die Begrenzung der geschützten 
Situationen in Artikel 3 fUr das gesamte Übereinkornn*1, und 
m8I1 kann keinen seiner Artikel so auslegen, daß er" in W_­
spruch zu dieser Begrenzung steht 

Andererseits k811n das Verhallen des Sorgeberechtigten auch 
dazu fUhren, daß die Handlung des Entführers anders gesehen 
wird, und zwar in dem Fall, daß er dem Verllringen, dem er sich 
jetzt widersetzt, zugestimmt oder es nachtraglich genehmigt hat. 
Diese PrAzisierung ermOglichte es, jeden Hinweis auf die Aus­
übung des Sorgerechts .in gutem Glauben' zu streichen und 
zugleich zu verhindern, daß das Ü_ommen als InOglicl1es 
Mittel fUr einen .H..-t" zwischen den Parteien benutzt _ 
konnte. 

116. Oie Ausnahmen unter Buchstabe b beziehen sich auf 
Situationen. in denen die intemationale Entführung eines Kindes 
talsächlich stattgefunden ha~ wo jedoch die Rückgabe des Kin­
des seinem WoIll widerspräche, wie es in diesem Unterabsatz 
verstanden wird. Jeder der in dieser Bestimmung verwendeten 
Begriffe ist das Ergebnis eines schwierigen Kompromisses, der 
wAhrend der Beratungen der Sonderkommission erreicht und 
unverandert auhechterhallen _ ist; demzufolge kann aus 
der Ablehnung von Vorschlagen wahrend der Voerzehntan 
Tagung zur Aufnahme einer ausdlllcklichen Bestimmung, daß 
m8I1 sich auf diese Ausnahme nicht berufen kann, wenn die 
Rückgalba des Kindes seine wirtsdlaftlichen oder Bildungsaus­
slchlen schmalem würde, ~) nicht a contrario auf eine extensive 
Auslegung geschlossen _. 

117. Der bereits vorgenommenen Kommentierung des zweiten 
Absatzes dieses Artikels (insbesondere oben Nr. 31) ist nichts 
hinzuzufügen. 

Absatz 3 enthM eine VOIlig andersartige Vorschriff; es hande~ 
sich in der Tat um eine verfahrensrechtiiche Bestimmung, die 
darauf zielt, einerseits ein Gegengewicht zu der Bewe 's'ast einzu­
fUhren, die der Person auferlegt ~ die sich der Rückgalba des· 
Kindes widersetzt, und andererseits den Nutzen der Ausküriffe zu 
verbessern, doe von den Behörden des Staates gegeben _ 
sind, in dem das Kind seinen gewOhnlichen Auf~ hat. Derar­
tige Ausküriffe, die enlweder von der zentralen Behörde oder von 
jeder anderen zustandigen Behörde stammen können, konnen 
besonders wertvoll sein, um es den ersuchten Behörden zu 
erlauben, das Voo1iegen von UmstInden festzuslellen, die den 
Ausnahmen in den beiden ersten _tzen dieses Artikels 
zugrunde liegen. 

11 ß. Oie in Artikel 20 anerkannta Möglichkeit, ein Kind nicht 
zurückzugeben, wenn diese Rückgabe .nach den im ersuchten 
Staat ge~enden Grundwerten über den Schutz der Menschen­
rechte und Grundheihei1en unzurassig ist", wurde bezeichnender­
weise im ietzten Artikel des Kapilels eingeordnet; m8I1 woI~e 
demH deutlich hervorheben, daß die Anwendung dieser Bestim­
mung immer Ausnahmecharaktar haben muß. Zum Inha~ dieser 
Bestimmung k811n m8I1 sich auf zwei BemerIrungen beschranken: 
Erstens bezieht sich diese Norm, auch wenn ihre WOrtIiche Fas­
sung starlt an die Terminologie internationaler Texte auf dem 
Gebiet des Schutzes der Menschenrechta erinnert, nicht auf 
Entwicklungen, die auf internationaler Ebene erreicht _ 
sind; vielmehr bezieht sia sich lediglich auf die im Recht des 

oN) 	 SIehe Am. 0.::.. Nr. 12 (VcnchIag der Delegation der vereinigten Staaten) 00:1 
Nr.42 (VcnchIag der gnec:hIschen 0eIega1J0n) sowie ~ Hf. 8. 

ersuchten staates anerI<annten Grundsatze, sei es auf dem Weg 
über das allgemeine VOIkerrech\ und das VOIkerwrtragsr~ sei 
es im Wege des innerstaatlichen RachIs. Um die Rückgabe eines 
Kindes auf der Grundlage dieses Artikels ablehnen zu können 
wird es deher ",Ioiderlich sein, daß die YOIT1 ersuchten staai 
anerI<annten einschIAgigen Grundwerte dies nicht zulassen; es 
reicht nicht aus, daß die Rückgabe mit diesen Grundwerten 
~ oder sogar offensichtlich unvereinbar ist. Z_ens 
darf die Berufung auf solche w_ keineswegs haufiger oder 
leichter zuge/assa1_ als zur Regelung rein innerstaatlicher 
AngeIegeo .'leilall. Das Gegenteil ware _ fOr sich genommen 
disluiiliuiereud, d. h. stünde in Widerspruch zu einem der in den 
innerstaatlichen RachIen am hlufigsten anerkanntan Grund­
werte. Eine Untersuchung der Rechtsprechung der verschiede­
nen Under zeigt nun, daß die Anwendung der Gesetzgebung 
über die Menschenrechte und GnJndfreihei1en durch den Richter 
mit einer SorgI~ geschieht, die auch hinsichtliclt der internationa­
len SHuationen beibehalten _ muß, auf die das Übereinkom­
men absteift. 

Art i k e I 14 - Er1eichterung des Nachweises 
des ausländischen Rechts 

119. Da das ÜbereinI<omrnen den widerrechHichen Charakler 
eines VerbringenS von Kindern davon abhangig mech~ daß es 
unter Verletzung eines nach dem RachI des Staates, in dem das 
Kind seinen gewOhnlichen Aufenthalt ha~ tatsAcl1lich ausgeübten 
Sorgerechts erfolgt ist. ist es offensichtiich, daß die BehOrden des 
~en Staates dieseS RachI bei der Enlscheidung über die 
Rückgabe des Kindes berücksichtigen müssen. In diesem Sinn 
konnta die in Artikel 13 des Vorentwurfs ") enthalteroe Bestim­
mung, wonach diese BehOrden das Recht des gewOhnlichen 
AufenthaHs des Kindes .berücksichtigen sollen", als überflüssig 
angesehen werden. Eine solche Bestimmung unterstrich jedoch 
einerseits deutlich, daß es nicht um die Anwendung eines Rechts 
gtng, sondern darum, es als InstnJment zur Bewertung des Ver­
haltens der Parteien zu vet _ Iden; andererseits würde es, soweit 
es auf En1SCheidungen anwendbar w"" die dem verletzten S0rge­
recht zugrunde liegen konntan, das Ubereinkommen als eine Art 
Spezialgesetz erscheinen lassen, durch das die angesprochenen 
Entscheidungen .. dem ersuchten Staat eine indi..- Wirkung 
hauen, die nicht devon abhangig gemacht _ konnta, daß die 
Vollstreckbarkeit oder eine beliebige ..-e Form der Anerken­
nung der auslandischen Enlscheidung ertangt _ ist. 

Da sich der ersta Aspak1 notwendigerweise aus ..-en Überein­
kommen_mmungoen ergibt, befallt sich der aktuelle Inh~ des 
Artikels 14 ru mH dem ZWeiten. Der Artikel "'scheint deher als 
eine _live Bestimmung über den Nachweis des Rechts des 
Staates, in dem das Kind seinen gewOhnlichen Aufenthalt hat, 
nach der die _ BehOrden .das im Staal des gewOhnlichen 
Auf-..ns des Kindes geHende l'Iecht und die get ictItIichen oder 
behördlichen Entscheidungen, gleichviel ob sia dort fOrmIich aner­
kannt sind oder ~ unmittelbar berilcksichIige _; debei 

brauchen sia die besondenan Verfahren zum Nachweis dieses 
Rechts oder zur Anerkennung ausIandischer Entscheidungen, die 
sonst einzu~ waren, nicht zu beech\en". Welche praktischa 
Bedeutung diese Vorschriff für die Herbeiführung scltnelier Ent­
scheidungen hat. die fUr die wirksame Arbeit mH dem Überein­
kommen von grundsatzlicher Bedeutung sind, braucht nicht 
besonders hervorgehoben zu werden. 

Artikel 15 - Möglichkeit, die BehOrden des Staales des 
gewOhnlichen Aufenthafts des Kindes um eine 
Enlscheidung oder sonstige Bescheinigung zu 
ersuchen 

120. Dieser Artikel geht auf die Schwierigkeiten ein, denen die 
zustandigen BehOrden des ersuchten Staates sich bei der Ent­
~ung über einen Antrag auf Rückgabe eines Kindes gegen­
ubersehen können, wenn sie nicht wissen, welche Anwendung 
das RachI des Staates des gewOhnlichen Aufenthafts des Kindes 
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auf den konkreten Einzelfall findet. In einem solchen Fall können 
die betrelfenden BehOrden .vom Antragsteller die Vo<1age _ 
Entscheidung oder sonstigen Bescheinigung der BehOrden des 
Staates des gewOhnlichen Aufenthalts des Kindes· verlangen. 
HierZu sind nur zwei Bemerkungen zu """"*'. Oie erste betrifft 
den nicht zwingenden Charakter des Verlangens, in dem Sinn, 
daß die Rückg_ des Kindes nicht von seiner Erfüllung abhängig 
gemacIrt _ kam; eine solche Schlußfolgerung drAngt sich in 
der Tat sowohl nach dem WOI1Iaut des Artikels (der von .verIan­
gen. - im SiM von .beantragen· - ood nicht von .fordem· 
spricht) als auch mH Rücksicht auf die MOgIichkeit auf, welche 
diesalbe Bestimmung jIn8I1<8nrII. daß es unmOglieh sein kam, die 
begehrten Unterlagen im Staat des gewOhnlichen AufenthaHs des 
Kindes zu erhalten. Zu dem letzten Punkt wird die den zentralen 
BehOrden in dem Artikel aufer1egte Verpflichtung, den Antragstel­
ler beim Erwirken _ Entscheidung oder Bescheinigung zu 

unlerslOlzen, seine ~ erleichtern, da nach Artikel 8 M>­
sstz 3 Buchstabe f die zentrale BehOrda eine Bescheinigung über 
das für sie maßgebliche Recht auf dem _ der Sorge beschaf­
fen kann. Zweitens mu8 der Inhalt der Entscheidung oder 
Bescheinigung sich auf den im Sinn des Übereinkommens wider­
rechtlichen Charakter des VerblnlQ8t1s oder Zurückhattens bezie­
hen; das _01 nach unserer Auffassung, daß die eine oder 
andere sich ZU den beiden in Artikel 3 feslgelegten Elementen 
Au8em ood daher _Ien rruB, daß das Verbringen nach dem 
Recht des Staates des gewO/1_ Aufenthalts des Kindes eine 
Verletzung des _Iich ausgeilblen ood prima facie rechtma­
Bigen Sorgerechts darstellte. 

Artikel 16 - Verbot einer Sachentscheidung 
über das Sorgerecht 

121. Um die Verwirklichung der Ziele des Übereinkommens 
hinsichUich der R~ des Kindes zu erleichtern, versucht 
dieser Artikel zu vermeiden, daß im Zufluchtsstaat eine Sachent­
scI1eidung über das Soogeteclt getroffen wird. Zu diesem Zweck 
untersagt er den zustandigen BehOrdan diesas Staates, hierüber 
zu entscheiden, ..., ihowl milgeleift worden ist, daß das Kind im 
$iM des Übereinkommens widerrechtlich verbrecht oder zurück­
gehalten worden ist. Dieses Verbot besteht nicht mehr, wenn 
dargelegt ist, daß das Kind nach dem Übereinkommen nicht 
zurückzugeben est, oder wenn nach angemessenem Zeitablauf 
kein Antrag in AnMndung des Übereinkommens gesteift worden 
ist. Die beiden Umstande, welche die in diesem Artikel festgelegte 
Verpflichtung beenden können, _ sich sehr, sowohl 

in bezug auf ihre Rechlfe<tigung wie auf ihre Folgen. In der Tat ist 
es vollkommen logisch vorzusehen, daß die Verpflichtung ...-. 
sobald festgestelft ist, daß die Vor~ für eine Rück­
~ des Kindes nicht erfüIft sind, 81_weil sich die P"'-' 
güUich geeinigt ~ oder weil eine der Ausnahmen nach Mi­
kel13 ood 20 zu beurteilen ist; überdies wird in solchen Fallen die 
Sachentscheidung über das Soogerecht die Angelegenheit end­
gültig regeln. 

Da andererseits die .Mitteilung·, die das Verbot einer Sachent­
scI1eidung rechtlertigen kam, sich ....- aus einem unmittel­
bar vom Antragsteller eingereichten Antrag auf R~ des 
Kindes oder aus einem amUichen Schreiben der zentralen 
BehOrda __ Staates ergibt, ist es _ \IOI'SIellbar, daß 
die Falle, in denen der Mitteilung kein Antrag folgt, nicht in die 
erste Katagorie fallen sollen. Wenn solche Situationen bestehen, 
kann im übrigen die Ungenauigkeit des Ausdrucks .81Ig8mBssene 
Frist· dazu führen, daß eine EntscI1eidung vor Ablauf der in 
Artikel 12 Absatz 1 festgelegten Jahresfrist getroffen wird; in 
einem solchen Fall würde nun die Entscheidung neben der Ver­
pftichtung auf Rück~ des Kindes nach dem Ü_kommen 
bestehen, woraus sich ein Problem ergibt, das in Artikel 17 
behandelt wird. 

Ar ti k e I 17 - VO<Iiegen einer Sorgerechtsentscheidung 
im ersuchten Staat 

122. Die Entstehungsgeschichte dieses Artikels zeigt klar den 
mH ihm verfolgten Zweck: Oie Erste Kommission hat zunächst 

eine Bestimmung angenommen. die der Anwendung des lJber4 

einkornmens den absoluten Vorrang einräumte, wobei die Ver­
pftichtung Z\J( Rück~ des Kindes jeder sonstigen im ersuchten 
Staat erlassenen oder anerkennungsfahigen Entscheidung über 
das Soogetechl vorgehen solfte. Gleichzeitig akzeptierte sie die 
MOglichkeil eines VorbeheIfs, der es erlaubt hatte, die R~ 
abzulehnen, ~ diese sich als mH _ im Zuftuchtsstaat vor 

dem • Veobi "1g8i1. besteIienden Entscheidung unvereinbar erwie­
sen hatte. ") Der aktuelle worUaut ist daher das Ergebnis eines 
Kompromisses mit dem Ziel, einen Vorbehalt tm Übereinkommen 
zu vermeiden, olme das Ma8 seiner AnnehmberkeH durch die 
Staaten zu verringern. "1 In diesem Sinn wurde dte ursprüngliche 
Bestimmung neu gefaBt, wobei unterstrichen wurde, daß allein 
das Vorliegen _ EntscI1eidung kein Hindernis für die Rück­
g_ des Kindes sein soll, ood dem Richter die MOglichkeit 
eingerauml wurde, die Gründe dieser EntscI1eidung bei seiner 
Entscheidung über den Antrag auf R~ zu berücksichtigen. 

123. Oie in diesem Artikel niedergelegte LOsung entspricht 
genau der Zielsetzung des Ü~, die möglichen Ent­
führer zu entmutigen, die ihre Handlung weder auf eine vor dem 
Verboolg8i1 er1assene, aber nie vollstreckte .tote· Entscheidung 
noch auf eine nachher erwirkte EntscI1eidung stützen kOnnen, die 
in den meisten Fallen wegen Betrugs in ihrer WirksamkeH besin­
trachtigt ist, Oie zuständige BehOrda des ersuchten Staates wird 
daher den Antrag auf R~ des Kindes als Beweis dafür 
anzusehen ~, daß ein neues Element aufgetreten ist, das sie 
verpIIichtet, eine EntscI1eidung in Frage zu stellen, die nicht 
wirksam oder auf der Grundlage von Zustandigkeitsmi8brauch 
erlassen ist oder schließlich die nicht die Verteidigungsrechte aller 
betroffenen P"'-' beachtet. Da im übrigen die Entscheidung 
über die Rück~ des Kindes die Sachentscheidung über das 
Sorgerecht nicht betrifft, beschränken sich die Gründe der Ent­
scI1eidung, die in Betrecht gezogen werden kOnnen, auf den 
Beneich, der die .Anwendung des Übereinkommens· betrifft. Die 
Situation, die durch eine EntscI1eidung der BehOrden des Staates 
des gewOhnlichen Aufenthalts des Kindes vor seinem "Verbrin­
gen. gescI1effen worden ist, welche dem .Entführer" das S0rge­
recht eirviluml, ware normaIefweise durch die Anwendung des 
Artikels 3 des Übereinkommens zu lOsen, weil das Bestehen des 
gellend gemachten Sorgereichts nach dem Recht des genannten 
Staates beurteift _ muB. 

Artikel 19 - Tragweite der EntscI1eidungen über die Rück­
~ des Kindes 

124. Diese Bestimmung dIiJckt den Gedanken aus, dar dem 
gesamten Übereinkommen zugrunde liegt; ta_lieh hat sich 
dieser Bericht bereits wiederholt sowohl mH seiner Bagründung 
wie mH seiner Kornmentierung betaßt. Der Artikel beschrankt sich 
darauf, die Tragweite der R~ des Kindes genau zu bestim­
men, die das Übereinkomn'Mln zu gewahrteisten sucht; eine Rück­
~, die, damH sie .unmitteibar" oder .schneII· erfolgen kann, 
der Sachentscheidung über das Sorget echt nicht vorgreHen darf 
und die gerade zu verhilldem sucht, daß eine spAtere Entschei­
dung über dieses Recht durch einseitige Veranderung der 
Umstande durch eine der P...-, besinftuBt werden kam. 

K.ptaIIV - Recht zum perw6n11chen Umgang 

Artikel 21 

125. Vor allem muB anerkannt _, daß das Übereinkom­

men nicht versucht, das Recht zum persOnlichen Umgang 
erschöpfend zu regeln, was zweifellos über den Rahmen dar 
Übereinkommensziele hinausgegangen ware. Auch wenn die 

<te, 	 MI. Oe*. ,... 53 Amatz 2 (VorscHag der [)eIagaIion _ Yereiniglen KOnigfeiChs), 
Nr.32 Miket XG (V0I'KftIag der De6egI6:In der 'iedcclaiiidlll) !.I'Id Nr. 19 (Vor· 
KtUg der ....Ii&ct... DeIegamon) ... PI'c*IId ,... 12­

47) 	 SiaM MI. Dc*. Nr. n (VcnchIag des Vorsitz........ l.II'IterItUtZt von der Berichtef· 
ltaIterin und den "Hag •• der BuiId6sa , .... 0eutachIand. AusnIienI. 
Kanades. ---. FII"II'I6a'IdI, Frankreicha. 1r\and8, '*v~ KOn9'echII 
und der Sc:twwetz) und ProtokoII .... 17. 

57 



Drucksache 11/5314 Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

Aulrneri<samkeit, die dem Recht zum persOnlichen Umgang 
gewidmet wird. in der Tat der lJberzeugu"lg entspricht. daß es die 
nonnaIe Folge des Sorgetechts sein muß. reichte es für die 
Z_ des ÜbereinIrommens .... die Zusammenarbeit zwi­
schen den zentralen _den zur Dun:hIilhrung und zum Schutz 
der tatsachlichen AusOtu1g dieses Rechts zu gewährleisten. Wie 
groß die Übereinstimmung in dieser Hinsicht war. geht im übrigen 
am besten aus der _ kurzen Zeit hetVor. welche die 
Erste Kommission diesem Recht gew_ hat. 

126. WI8 ger_ ausgeführt. bildet die Zusammenarbeit der 
zentralen Behörden die G'I'ndlage des gesamten Arükels. Ein 
Vorschlag. einen neuen Absatz aufzunehmen. wonach die Behöt­
den und das Racht des Staates des gewOhnlichen lMenthalts 
des Kindes auf dem GebiM des Rechts zum persOnlichen 
Umgang ausschließlich zustandig sein soI~en. wurde mrt gro6er 
Mehrllert zurückgewiesen. ") Die Durchführung und Gewährlei­
stung der tatsächlichen Ausübung des Rechts zum persOnlichen 
Umgang werden somit im Übereinkommen immer als eine 
wesentliche Aufgabe der zentralen BehOrden angesehen. f>b. 
satz 1 enthä~ in diesem Sinn zwei wichtige Punkte: einerseits die 
Freiheit der Einzelpersonen. sich an die zentrale BehOrde ihrer 
Wahl zu wenden; andererseits kann Zweck der AntragsteIlung 
bei der zentralen BehOrde en_ die Durchführung eines 
Rechts zum persOnlichen Umgang sein. d. h. seine Begründung. 
oder die Gewährleistung der Ausübung eines schon bestimmten 
Rechts zum persOnlichen Umgang. Nun wird man häufig auf 
rechtliche Verfahren zurückgreifen müssen, vor allem wenn der 
Antrag auf Durchführung des ge~ gemachten Rachts gerichtet 
ist oder wenn der Sorgebeiechligle sich seiner AuSÜbung_­
setzt; zu diesem Zweck sieht AbsaIz 3 ..... daS die zentralen 
BehOrden die Einleitung solcher Verlahren unmittelbar oder mrt 
Hme anderer _ oder unterIIIützen können. 

127. Die in Absatz 2 angeschnittenan Probleme sind ganz ande­
rer Art. Es handelt sich darum. die ungestilr1e Ausübung des 
Rechts zum persOnlichen Umgang si::herzustellen. ohne daS sie 
das So<gerecht getAhrdet. In diesem Sinn enthält diese Bestim­
mung wichtige Elemente für das Emlichen dieses Ziels. In den 
Mittelpunkt der _rten LOsung ioI einmal mehr die Zusam­
menarbeit zwischen zentralen _ zu stellen. eine Zusam­
menarbeit, die darauf ausgerichtet /si, sowohl die Ausübung des 
Rechts zum persOnlichen Umgang zu erleichtem als auch die 
Erfüllung aller Bedingungen zu gewAhrIeisIen. _ die Aus­
übung dieses Rechts unterliegt. 

Unter den konkreten Mitteln zur SichersteIIung der Ausübung des 
Rechts zum persOnlichen Umgang enthalt Artikel 21 nur eines, 
wenn er darauf hinweist, daS die zentrale BehOrde versuchen 
muß••soweit wie möglich alle Hindemisse auszuräumen. die der 
Ausübung dieses Rechts OI'lgteget,stene,,·; Hindemisse. die lns­
besondere iec:hllicher Art sein oder sich aus eventueIkH' straf~ 
rechtlicher Verantwortiichkert ergeben können. Alles übrige wird 
der Zusarnr'*'8rbeit zwischen zentralen BehOrden übertassen. 
die für die beste Methode gehalten wird. um zu erreichen. daS die 
Bedingungen beachtet _. die bei der Ausübung des Rechts 
zum persOnlichen Umgang aufer1egt _. Allein diese Beach­
tung gibt dem Sorgebei echligten in der Tat die Garantie. daß eine 
solche Ausübung seinen eigenen Rechten nicht abtraglich ist. 

128. Zu der Frage. wie die zentralen _der, diese Zusam­
menarbeit durchführen. um die .gutglaubige· Ausübung des 
Rechts zum persOnlicllen Umgang sicherzustellen. führt das 
Übereinkommen keine Beispiele an. denn sie hätten eng ausge­
legt _ können. Man kann andieutungsweise erwähnen. wie 
es der Bericht zum Vorentwurf ta~ ") daS es zweckmäßig ist zu 
vermeiden. daß das Kind im Paß der Person erscheint. die das 
Rechl zum persOnlicllen Umgang Innehat, und daS es im Fall 
eines .grenzüberschr8rtenden· Besuchs angezeigt wAre. daS 
diese Person sich gegenüber der zentralen BehOrde des Staates 
des gewOhnlichen Aufenthalts des Kindes verpflichtet. es zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zurückZugeben und dabei den Ort 

oie) &ehe Art). Ook. Nr. 31 (Vc:qchIag derdlni:lchen 0eIegab0n) und ~ Nr_ 13. 

*8) SI8he Bencht der SoncIentor'nmIs. Nr. 110. 

oder die Orte anzugeben. an _ sie mrt dem Kind zu wohnen 
-.;gt. Eine Abschrift einer solchen EltdArung würde dann 
sowoht der zentralen BehOrde des Staates des gewOhnlichen 
Aufenthalts des Umgangsberechti als auch derjenigen des 
Staates übermittelt, in dem er sich nach seiner EiI<1Arung mrt dem 
Kind aufhaI\an will. Dies wUrde es erlauben. jederzert den Ort zu 
kennen. wo sich das Kind befindet, und unmitteIlar nach Ablauf 
der festgelegten Frist das V_ren zu seiner Rückgabe einzulei­
len. ~Iich kann keine dieser Maßnahmen allein 
sicherstellen. daS das Recht zum persOnlichen Umgang 0rd­
nungsgemäß ausgeübt wird; in jedem Fan wird aber in diesem 
Bericht nicht _ hinausgegangen _ können: Die k0n­

kreten Maßnahmen. welche die betreffenden zentralen Behörden 
ergreifen können. _ von den Umstanden jedes konkreten 
Einzelfalls und der Handlungsfähigkert abhängen. die jeder zen­
tralen BehOrde zuerkannt wird. 

KapItel V - Aligamellte ae.Ummungen 

129. Dieses Kapitel enthält eine Reihe von Vorschriften. die 
sich. je nach der Materie. mrt der sie sich befassen. unterscheiden 
und auBerhaJb der ~ Kapitel zu behandeln waren. Es 
geht einerseits um gewisse gemeinsame V_rensvorschriften 
sowohl für Verlahren zur Rückgabe des Kindes als auch zur 
Durchführung des Rechts zum persOnlichen Umgang; anderer­
serts lJm die Regelung der Probleme. die sich aus der Anwendung 
des Ubereinkommens in Staaten mrt mehr als einem Rechts­
system ergeben. sowie um seine Beziehungen zu anderen Über­
einkommen und _ zeittichen Anwend~. 

Artikel 22 - SicherI1eitsIei für V_renskosten 

130. Enlspiecho"d der klaren Tendenz zugtm&en der Beseiti­
gung für AusIander diSkriminierender verfahrensrechUicher Maß. 
nahmen durch ÜbereinlaJnfte erklAr1 äl8S8 Bestimmung. daS im 
Rahmen des Übereinkommens keine Sicherheitsleisng oder 
Hinterlegung. gleich welcher Bezeichnung. auferieg1_ dM. 
Zu dem Text sind zwei kurze Kommentierungen zu geben. Die 
erste betrifIt den persOnlichen Anwendungsberei des angeord­
neten Verbals: Die zu diesem Punkt gewäh~ LOsung ist sehr 
großzügig. wie es ein Übereinkommen forderte. das auf dem 
Grundgedanken des Schutzes der Kinder aufgebaut /si, ") Zwei­
tens sind die Sicherheitsleistung und Hinterlegung. von _ 
AusIander freigesteltt sind. solche. die in den Rechtssystemen 
unter verschiedenen Bezeichnungen gewäh_en sollen. daS 
Ausländer den InhaU von Entscheidungen Ober die Zahlung von 
Kosten und Auslagen beachten. die sich aus einem Verlahren 
ergeben. Folgeric:hlig bestimmt der Artikel. daS die Regel nur in 
bezug auf .gOtichttiche oder beI1öodliche V_ren· gilt, .die 
unter dieses Übereinkommen fallen·. wobei eine _ Formel.venn_ wird. die dahin gehend hätte ausgelegt _ kön­

nen. daß sie berspieIsweise auf V_ren ~ wAre. die 
unmittelbar zu einer Sachen1scheidung zum So<gerecht führen 
sollen. Andererseits ist aus den vorangegangenen Ausführungen 
klar zu schlIeBen. daS das Fordern lTlOgIicher anderer Sicherhoits­
leistungen oder Hintertegungen nicht untersagt /si, .... allem von 
Sicherlieitsleistungen. die auferfegt _. um die ordnungs­
gemäße Ausübung des Rechts zum persOnlk:hen Umgang zu 
garantieren. 

Art i k e I 23 - Befreiung von der Legalisation 

131. Dieser Artikel wiederholt Wort für Wort den Text des ent­
sprechei Iden Artikels des VorenIwurfs, der sich darauf 
beschrAnkte. in einer gesonderten Vorsdvift einen Geclenken 
aUSZlJ!lnki<en. der in allen H_ Übereinkommen _en ist 
und die Ubermittlung von Schriftstücken zwischen VerIragsataa­
ten betrifIt. Aus der werten Fassung ergibt sich. daS er nicht nur 
die .diplomatischen Legalisationen·. sondern auch jede andere 

50) &ehe die ~ FCIf'ITIUIieI'oo in Artikel 14 cIes ~ÜbereinkOrmIenS zur 
E~ des ~ Zugangs zu den Garic:hlen-..... ÜbereI'Ikom­
1n8fl. das ....... wnVwend der V~ Tagu'1g der Konferenz .~ ..... ,w••• 

...oe. 
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Forderung dieser Art verbtelet; Indessen ~eibt die mögliche FOf­
derung nach BestätIQung der Echthert von Abschnften oder pnva­
len Schriftstücken nach dem mnerstaathdlen Recht der betreffen­
den Behörden außerhalb dieser Vorschrift 

Ar t I k e I 24 - Ubersetzung von Schnflstücken 

132 In bezug auf die In den Beziehungen ZWIschen zentralen 
BahOrden zu verwendenden Sptachen hat das Uberainkommen 
die LOsung des Vonentwurls beibehalten, wonach die Schnft­
stücke on ihrer Ursprungssprache übermittelt ~ und ""'" 
Ubersetzung in ..ne d<jr AiillSSpraChen des ersuchten suiates 
oder, falls die Beschaffung ..ner solchen Ubersetzung SICh als 
sch-..g erweist, ..na Übersalzung on die _ oder 
&rIQlischa Sprache betzufügen ..... ") Hierzu laBt Im übrigen das 
Uber..nkommen die MOglichkeil zu, emen Vorbehan nach AFti­
kel 42 zu machen, wonach ..n Vertragsstaat der Ve<Wendung 
..ner der Ersatzsprachen wtdetspoachen kann, der Vorbehan 
kann selbslversländlich nocIrt den Gebrauch _ Sptachen 
ausschließen. Schließlich lSt ..nerseiIs zu unterslretChen, daß das 
~ System etn System von ~ 
sem will, das durch andera Übereinkommen __~ 
kann, die zwischen den Vertragsstaaten J8de Forderung nach 
UbersetzUng ausschließen: andererseits bezieht es SICh nur auf 
Mitteilungen zwischen zentralen BehOrden Anträge oder sonstige 
Schnflstücka, die an Innerstaatliche Genchte oder Verweltungs­
behörden gerichtet ~, mÜ968l'1 daher den Regeln entspre­
chen, die das Recht J8des Staates auf dem GebIet der Uber­
setzung aufstein. 

Artikel 25 - Prozeßkosten- 1ßt Beratungshilfe 

133 Die Vorschrift zu diesem P\Jnkt erweitert den Anwendungs­
beretch der ProzeBkostenhiHe In zweifecher HinSICht ..nerseiIs 
durch die EinbeZIehung neben den AngehOngen der Vertrags­
staaten auch von Personen, ä.. 11_ gewOhnlichen Aufenthan "' 
diesen Staaten halben, als mOgliche Nutzn..ßer, andererseits 
durch die Ausdehnung der Hilfe auf die Beratungshilfe, ..n 
Aspekt, der von den verschtedenen staatlichen Systemen der 
Prozeßkostenhilfe nICht Immer erfaßt 1St 52) 

Art I k el 26 - Kosten bat der Anwendung des Uber ..nkommens 

134. Dem In Absatz t ausgedrückten Grundsatz, wonach J8de 
zentrale BahOrde ihre __ Kosten trAgt, die bat der Anwen­
dung des Uber..nkommens entstehen, begegnete ketn Wtdet­
spruch Er besagt hauplsAchlich. daß ""'" zentrale BahOrde die 
Erstattung dieser Kosten meht von 81ner anderen zentralen 
BahOrde verlangen kann Um welche Kosten es SICh h .... _, 
hängt j8doch von den tatsächlichen DienstletShlngen der ..nzel­
nen zentralen Behörde ab. die $Mt In Uberelnstimmung mit den ihr 
durch das InnerstaaUiche Recht des betreftenden Staates überlra­
genen MOglichkeilen wahrnImmt 

135. Dagegen bezieht SICh Absatz 2 auf ..nen der strit1lgsten 
Punkte wahrend der VterZehnten Tagung, ..n Punkt, der schltell­
IlCh durch dte Ubemahme des Vorbehans In Absatz 3 dl .... 
selben Artikels entschteden wurde Tatsächlich konnte die Kontro­
verse ZWischen den Delegattonen. dte StCherstellen wottten, daß 
der Antragsteller von sämtlichen Kosten bat der Anwendung des 
Ubere,"kommens Ir ..gesteln wurde ( ..nschließlich der Befr..ung 
von den mehl unter das System der Prozeßkosten- und Bera­
tungshllie fallenden Kosten, d .. SICh aus ..nern mOglichen Vertah­
ran ergeben, oder gegebenenfalls von den Kosten, d .. durch dte 
Be1..ligung e,"es Rechtsanwans entstehen), und den Delegatio­
nen, d.. fur die gegent ..r1Q8, m Vonentwurf ~) enthan.... LOSung 
waren, nur durch die Aufnahme 8Ines Vorbehalts zugunsten der 
letzteren beende! ~ Der Grund hterfur Ist, dar deswegen 

5' I 	 EI08 1eI""- andere Osung!Sl In Artikel 7 des obet1 _AIYlIer ,l.JbereInIuJm 
'TIl!II'IS ZU' Er1eIctrterung des lI'ItematIOr'Ia Zugangs zu der' Genctrten" entha/Ier1 

~. 	 &ehe 11" ahnItchem Swr das ober........ ....tleretnkomm zur Ertecturung 
des 1I1I8M8tJOI'I8ler Zugangs Zlo der AI'lChter" 

$.3\ 	 Artlkel 22 Absatz 2 8uchsIabe • des V'CII'rIlWu1s der ~ 

weil dte versctlledenen KriterteR Ihre Grundlage In der Struktur der 
betroffenen Rechtssysterne hatten, f8der Versuch, eIner EInstel­
lung gegenüber der anderen absoluten Vorrang etnzuräumen. 
automatJsch zum Ausschluß ....... gewtssen Zahl voo Staaten von 
dem Uberetnkommen geführt häne', etn solches ErgebnIS 
wünschte aber ntemand ") Es bestand j8doch vOllige Uber..n­
stJmmung hlnsochUich der lrTI ietzten Satz des Absatzes 2 enthane­
neo RageI, weIiche die zentralen Behörden ermachbgl, _die 
Erstattung der Auslagen zu verlangen, die durch die Rückgabe 
dI!s Kindes entstanden SInd oder entstehen' 

136 Absatz 4 verkOrpert ..ne Vorschrift von ganz anderer An, 
nach der die zuständigen tnnerstaaUichen Behörden dem .Entfüh­
rer" oder demf801Q8O, der ä.. Ausubung des Rechts zum persOnll­
chem Umgang verhtndert, die Erstattung gewtSS8I' Kosten auferle­
gen kOnnen, die dem Antragsteller selbst oder fur Setne Rechnung 
entstanden SInd, ,dazu gehören msbesondere die R ..sekosten, 
alle Kosten oder Auslagen für das Auffinden des KIndes, Kosten 
der Rechtsvertretung des Antragstellers und Kosten für die Rück­
gabe des KIndes- Da es SfCh aber um erne anfache Kannbestlm­
mung handelt. dte den konkreten 8eurtellungssptelraum der 
Gerichte In j8dem Einzelfall anert<ennt, schetnt Ihre Bedeutung vor 
allem symbolischer An zu Setn, nämlich di8f&nIQe ..nes ovenluel­
Ien Abschreckungselements vor ..nern Verhanen, das der Zielset­
zung des Übereinkommens zUWldenäuft 

Artikel 27 - Möglichkeit, emen Antrag zuruckzuw9lsen 

137. Der gesunde Menschenverstand legt es nahe, daß dIe 
zentrelen BahOrdIen nicht gezwungen werden kOrtnen, Anträge 
anzunehmen, die außerhalb des Anwendungsberetchs des Uber 
..nkommens liegen oder offenSlChUich unbegrundet SInd In dIe­
sen Fanen bestehl die ..nzIQe Verpflichtung der zentralen BehOr 
den dann, .dem Antragsteller oder gegelbenenfalls der zentralen 
BahOrde, die ihnen den Antrag ubermittelt hat, umgehend Ihre 
Gründe" mitzuteilen Das bedeutet, daß ..n Antrag sowohl von 
der zentralen BahOrde, an die SICh der Antragsteller unmittelbar 
gewandt hat, als auch von e,"er zentralen Behörde abgelehnt 
werden kann, an die SICh ursprunglICh ane andere zentrale 
BahOrde gewandt hat 

Art I k el 26 - Von der zentralen BahOrde verlangte Vollmacht 

138 Die In diesem Artikel enthan .... Vorschrift 1St nur ..n werte­
res 8etspIeI für die Einstellung des Uberetnkommens In bezug auf 
die OrgantsalKln und die Zustilndlgkeilen der zentralen BehOrden 
Weil man _ will, von den Staaten ..ne Änderung ihres 
Rechts zu verlangen, um das Uberetnkommen annehmen zu 
können, ZI8hI es die Tatsache In Betracht, daß nach dem Recht 
versctlledener Mitgliedstaaten der Konferenz dtEI zentrale==';:I=':";'::i=:I:=:~;;~~ 
die dem Antrag betgefugt Setn können (Fußnote zu IX), ..nen 
H",wetS auf ä.. •Vollmacht fur dIE! zentrale Behörde fur den 
Antragsteller tabg zu werden" an eIne Vollmacht, dIe daher 
Immer, wenn eine zentrale Behörde SIe verlangt, den In Artikel 8 
aufgefuhrten Angaben und Anlagen SOWIe den In Artikel 21 
gesteinen Anträgen batzufugen Ist 

Art I k e I 29 - Unmlttefbare Inanspruchnahme der zuständige,., 
Innerstaatlichen Behörden 

139 Das Uberetnkommen versucht mehl, etn ausschheßllches 
System ZWISChen den Vertragsstaaten etnzunchten. UrT' die Ruck 
gabe der Kinder zu erMrken Es versteht SK:h VJ8lmehr als zusatz 
bei... Instrument bat der AbsICht, der' Personen zu hellen, deren 
Sorgerecht oder Recht zum persOnlichen Umgang verletzt war 
den 1St DIese Personen habef'" daher die Wahl entweder die 
zentralen Behörden anzurufen - d h die Im UberelnkQfTlrrlen 
vorgesehenen Mechanismen zu gebrauchen . oder defI Weg zu 

~ 	 SIehe ArtI )o.r 'W' 5' .md 6' fVorschIage der ~ leIegatlOfl .JIlCI'" 5'" 
..rd 67 v<neNlge der leIegiitIonBf"' der .er~ St.aatef' Io..anactas..n:l Ger 
"Mdertande SOWIe die P-otOlUJlle .... ;' ..rd '4 
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wählen. sich unmittelbar an die zustAndigen BeI10rden auf dem 
Gebiet der Sorge und des Rechts zum persönlichen Umgang in 
dem Staat zu wenden, in dem sich das Kind befi~. Im zweiten 
Fall, wenn also die _enden Pet"'" "'" sich dafür entscheiden, 
sich unmitlelbar an die fraglichen BeI10rden zu ~, haben sie 
eine zweite WahlmOglichkeit, n4mlich ihren Antrag .in An-.. 
dung des Übereink"","*," oder unabhängig davon" zu stellen. 
Im letzten Fall sind die _deli selbetVerstAndlich nicht _­
pftichtel, die Ü~ anztJMnden, es sei 
dienn, der Staat hat sie in sein innersIaatIiche Recht Obemom­
men, i.-n er insoweit Artikel 2 des Übereinkommens gefolgt ist. 

A r ti k e I 30 - ZuIAssigkeit von Schriftstiicken 

140. Durch diese Vorschrift wollte das Übereinkommen das 
Problem lOsen, das in einigen Milglledstaaten der Konferenz 
hinsichtlich der Zutassigkeit von Schriftstiicken besteht. Es han­
delt sich daher einfach darum, die Zulassung von Antrllgen, die 
unmitlelbar oder Ober eine zentrale Behörde eingereicht werden, 
durch die Gerichte oder VerwaIIungsbehOr der Vertragsstaa­
ten zu erleichtern, Iemer diejenige von Schriftstücken, die von dien 
zenfralen BeI10rden beigeliigl oder vorgelegt werdien _. 
Dieser Artikel darf daher nicht so auogeleg! werdien, ats enIhieIte 
er eine Regel Ober die Beweiskral\, die diesen Schriftstücken 
zuzusprechen ist: dieses Problem liegt völlig auBerhaIb des 
Anwendungsbereichs des Übeleinkommens. ") 

Art i k e I 3t bis 33 - Anwendung des Übereinkommens 
im Hinblick auf Staaten mn mehr ats 
einem Rechlssystem 

t 41. Diese drei Artikel regeln die Anwendung des Überein­
kommens im Hinbück auf Staaten mit nicht vereinheitlichten 
Rachtssysternen. Nach dem Vorbild der neueren von der ~ 
Konferenz ausgearbeiteten Übereinkommen wird Zwischen dien 
Staaten, die mehrere Rachtssysterne in verschiedenen Gebiets­
elnhBnen haben, und den Staaten unterschledien, die mehrere 
Rechtssysterne haben, welche auf verschlediene Personenkreise 
anzuwenden sind. Genauer werden die erziellen LOsungen von 
dienjenigen in dien Übereinkommen inspiriert, die während der 
Dreizehnten Tagung der Konferenz ausgearbeitet worden sind. ") 

Im Hinblick auf die erste Gruppe von Staaten bestimmt Artikel 31, 
wie eInersens die Verweisung auf dien gewöhnlichen Aufenthalt 
des Kindes und ande<ersens die Verweisung auf das Recht des 
Staales eines solchen Aufenthalts zu verstehen ist. 

Hinsichtlich der zweiten Gruppe von Staaten Oberlast Artikel 32 
die Bestimmung des Rechts, das zu berOcksichtigen ist, den In 
jedem Staat geHenden Regeln. 

Schließlich ist zum InhaH -. _ Artikel zu unterstreichen, 
daß sich das Interesse an ihnen nicht auf dte unmittelbar ange­
sprochenen Staaten beschränkt; in der Tat sind die fraglichen 
Normen von jedem Vertragsstaat in seinen Beziehungen mn 
ihnen in Betracht zu ziehen, beispielsweise immer dann, wenn ein 
Kind von etnem dteser Staaten in einen anderen Staat mit einem 
einheitlichen oder nicht vereinheitUchten Rechtssystern verbracht 
wird. 

142. Ande<ersens bestimmt Artikel 33 die Fälle, in danen die 
Staaten mn mehreren Rechtssysternen verpflichtet sind, das 
Übereinkommen anzuwenden. indem er die Situationen 8US4 

schließt, in denen ein Staat mit einheitlichem Rechtssystem ntcht 
gehaHen wAre, es zu tun. Kurz gesagt beschränkt sich dieser 
Artikel auf die Erklärung, daB das Übereinkommen nur auf die 
internationalen Beziehungen anztJMnden ist, und qualifiziert 
gleichzeitig als interne Beziehungen alle solchen, die sich inner­
halb eines Staates abspielen, gleich ob er mehrere Rechts­
systeme hat oder nicht. 

55) 	 SIehe ArbkeI 28 des Vorentwurfs. Ml. Dok. Nr. 49 (Vorschlag der Delegation der 
v~ Stamen) und PfoIoId Nr. 1,. 

5$) 	 SIehe ;..........odet6 den BerictII: von von ~ Uber das ~ Uber 


das tIAA die EhegüIIerstarode 8I"iWeI'dlar8 Aechl. Ades et cIocument!i da Ia Tl'6t­
ZI8me 86SSi0n. Band 11. S, 374 rr. 

Art i k e I 34 - Beziehungen zu anderen Übereinkommen 

143. Dieser Artikel ist im ersten Tell dieses Berichts kommentiert 
worden (Nr. 39 und 40). 

Artikel 35 - Der zeitliche Anwend~eich 
des Übereinkommens 

144. Zu der Frage, ob das Übereinkommen auf Entführungen 
anztJMnden ist, die Zwischen zwei Vertragsstaaten vor seinem 
Inkrafttreten gescheIW1 sind, oder nur auf solche, die nach die­
sem ZeitpunkI sIaItgefunden haben, wurdien während der V .... ­
zehnten Tagung "'_18 lf>sungen vorgeschlagen. Oie 
erste war ohne Zweifel sm großzügigsten, da sie die Anwendung 
des ~ auf jede .EnHührung" unabhängig vom 
ZeItpunkt ihrer Vornahme vorsah. ") Dieser Entscheidung foigte 
jedoch spAter die Annahme der MOglichkeit Nr jeden Verbags­
staat,. eine Erklärung abzugeben, um dien Anwendungsbereich 
des Ubereinkommens auf .Entführungen" zu beschränken, die 
nach seinem _ in diesem Staat stattgefunden 
haben. ") Oie SItuation blieb daher weitgehend offen, wobei unge­
achtet dessen jedem Staat die MOglichkBn zuerkannt war, dien 
~ des Übereinkommens einzuschränken, 
wenn er dies für erforderlich hiell. Es ist Idar, daß die Wirkung 
solcher Erklän.ngen im Rahmen eines Übereinkommens mn ein­
deutig bilateraler Anwendung einige techllisc:he Probleme auf­
wart. Um diesen zu begegnen, sprach sich die Erste Kommission 
schließlich für die der zuerst angenommenen LOsung entgegen­
gesetzte aus, d. h. die restriktivste LOsung. Diese erscheint in 
Artikel 35, wonach das Übereinkommen Zwischen dien Vertrags­
staaten .nur auf ein widerrechUiches Verbringen oder Zurückhal­
ten" Anwendung findet, .das sich nach seinem Inkrafttreten in 
diesen Staaten ereignet hat·.") Andererseits ergibt sich aus der 
Gesamtheit der Übereinkommensbestimmungen (und vor allem 
aus Artikel 12 Absatz 2), daß es keine Beschränkung für die 
Einlenung des Verfahrens gibt, solange das Kind das AHer von 
16 Jahren noch nicht erreicht ha~ Artikel •. Der Eingang des 
Antrags nach Ablauf der in Artikel 12 Absatz 1 vorgesehenen 
Jahresfrist lindert in der Tat die Verpflichtung zur ROCkg_ nur 
geringfügig, indem anerkannt wird, daß die Pflicht nicht besteh~ 
wenn dargeiegt ist, daß das Kind sich in seine neue Umgebung 
elngeIebi hat 

145. Oie Bestimmung hat ohne Zweifel den Vorzug, klar zu sein. 
Es kann jedoch nicht außer acht gelassen werden, daß ihre 
Anwendung die bat echligten Erwartungen der betroffenen Perso­
nen enHäuschen muß. Da sie aber letzten Endes eine Einschrän­
kung der Verpflichtung zur ROCkg_ des Kindes darstelH, hindert 
nichts daran, daß zwei oder mehr Staaten untereinander verein· 
baren, gemäß Artikel 36 von ihr abzuweichen, d. h. daß sie 
Einvernehmen darUber erzielen, das Übereinkommen rückwir­
kend anztJMnden. 

Oie Vorschrift betrifft im übrigen nur die Überelnkommensbestim­
mungen, die sich mn der Rückgabe des Kindes befassen. Tat­
sächlich kann die Überelnkommensregelung des Rechts zum 
persönlichen Umgang der Natur der Sache nach nur hinsichtlich 
einer V.. weiget ung seiner Ausübung geHend gemacht werden, 
die nach Inkrafttreten des Übereinkommens geschehen ist oder 
fortdauert. 

Ar ti k 01 36 - MOglichkBn, durch Vereinbarung die 
Einschränkungen für die ROCkg_ des Kindes 
zu begrenzen 

146. In Übereinstimmung mn den allgemeinen Grundsätzen des 
Übereinkommens und auf der Grundlage der Ertahrung mn ende­

!o7) 	 SIehe Alb. Dok. Nr. 53 (VcnchIag der Delegation des Yer&II'IIQt8I'I Königniichs) 
lOWie Pn:ik*oI ~. 13. 

58) 	 &ehe Alb. Dok. Nr, 68 (Voradllag der 0eIegab0n~) SOWIe ProtokoI Nr. 15. 

58) 	 Siehe M:I. Doll.. Nr. 81 (Vorschlag d&& PrisIdeneen mit l.JnterstütnII' der ON­
galIonen o.m..ct.. der ~ 0reWchIand. der SdM6IZ und des 
v~ KOnigreIchs) SOiIIWI6 ""**01 Nr.18. Ein mündIIc:t'Ier Yoradllag der 
Benchterstatlerin. das lbntnkonYnen ~ Situatiorwi zu erstrecken, die im LauIe 
des JarweI VOI ......-n Inkrafttraten entstanden SInd, 1INfde nd'iI .96'101....... 
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ren Ubereinkommen der Haager Konferenz ") läBt dieser Artikel 
die Möglichkeit zu, daß zwei oder mehr Vertragsstaaten überein· 
kommen. untereinander von solchen Vorschrtften des Uberetn· 
kommens abzuweichen. die Einschränkungen für die Rückgabe 
der Kinder bedeuten kOnnen. vor allem die in Artikel 13 und 20 
vorgesehenen. Dies zeigt einerseits den kompromiBhaften Cha­
rakter einlQ8r Übereinkommensbestimmungen und die Möglich­
keit. für das Hauptziel des Uberetnkommens günstigere Kriterien 
In den BezHlhungen zwischen Staaten anzunehmen, die ähnlicl1e 
Rochtsaulfassungen haben, und andererseits, wie wiederholt im 
Verlauf diesas Berichts hervorgehoben, daß das Ubereinkommen 
keinerlei Anspruch auf Ausschließlichkeit in seinem ""-'dungs­
bereich erhebt. Wenn nun solche zusAtztichen UberErinkUnfie 
zustande kommen. muß eine negative Wirkung verrmeden war­
den, die einige der Delegationen befürchteten: Dei- Umstand, daß 
auBerhaJb des geographisch beschränkten ""-'dungsbereichs 
solcher Ubereinkünfte die Vertragsstaaten versucht sein kOnnten, 
den In diesem Ubereinkommen enthaltenen EinschrAnkungen 
eine SO weite Auslegung zu geben, daß seine Tragweita 
geschwactrt würde. ") 

147. Oie In den Artikeln 37 bis 45 des Ubereinkommens enthal­
tenen SchluBbestimmungen __ in Uberelnstimmung mit den 
während der letzten Tagungen der Haager Konferenz hierzu 
angenommOinen Vorschritten tormuliert. Es ist daher nicht not­
wendig, ausfüMich darauf einZugehen, und einige kurze Bemer­
kungen werden dazu ausreichen 

Die erste betrifft die Anpassung der SchtuBbestimmungen an die 
Entscheidung hinsichHich der bedingten Öffnung des Ubereln­
kommens für Staaten, die nicht Mitglieder der Konferenz waren 
Da dieser Punkt bereits fnlher behandelt worden ist, ") genügt es, 
hier zu unterstreichen, daß der halb geschlossene Charakter des 
Uberetnkommens sech aus dem Mechanismus der Annahme­
erklärung durch die VertragsstBaten ergibt und nicht aus dem 
Bestehen Irgendelner Beschränkung In bezug auf die Staaten, die 
ihm beitreten kOnnen (Artikel 38) 

146 Hinsichtlich des .Grades" der Annahme des Uberelnkom­
mans durch die Staaten, die aus ZWOI oder mehr GeIbHltsOInheiten 
bestehen, In denen tUr dte In dem Uberetnkommen behandetten 
Angelegenheiten unterschHldlicl1e Rechtssysterna geften, SHlht 
Anikel40 vor, daß Sie - bei der Unterzeichnung, der Ratilikabon, 
der Annahme, der GerHlhmtgung _r dem Bettritt - erklären 

80) t. B _ ~ Uber den ZMIproze8 vom 1 MIrz 1954 

e, J s.etMt zu dieeem ArtIkel MI. Do6I: NI" 70 (V~ der b8IgI:sc::hen. fnnz<Iaschen 
und ~ DeIeglIbon) und 80 (Vorschlag der Oeiegabon der Ver811"119 
ten StaaIen) ... PIUoIde Nr 15 und 18 


152) SIehe Oben NI" 42 


können, daß das Uberemkommen auf alle Gebletselnheden oder 
nur auf eine oder mehrere davon erstreckt Wird Diese Erklänmg 
kann durch eine neue umtassendare Er1<lärung )Oderz'" geändert 
_ Eine Anderung der Er1<lärung mit dem Ziel, die Anwen­
dung des Übereinkommens emzuschränken müßte dabei als 
leilwetse Kündigung lfI1 Sinn des Artikels 44 Absatz 3 angesehen 
W8fden 

Noch Artikel 39 gm dieselbe LOsung tur die Hoheitsgebiete, deren 
IntemabOnale BeZiehUngen von bestimmten Staaten wahrgenom­
men _: _I solche Siluabonen als logiSChe Folge der 
fortschreitenden ""-'dung des Grundsatzes der Selbstbestim­
mung der Völker In Zukunft wegfallen sollten, hielt die Konferenz 
es für wünschenswert, eine Klausel beizubehalten, die SICh noch 
als nützlich erwetsen kann. 

149. Schließlich sottte noch etwas zu Artikel 41 gesagt werden 
eUler völlig neuen Bestimmung In emem Haager Übereinkommen 
SIe wurde, ebenso übrigens wte In dem anderen auf der Vierzehn­
ten Tagung angenommenen Uberelnkommen, nämlich dem Uber­
emkommen zur Er1etchlerung des Intemationalen Zugangs zu den 
Gerichten, auf ausdrücklichen Wunsch der australischen Delega­
tion aufgenommen 

Das Ziel dieses Artikels 1St es klarzustellen, daß die Ratifikation 
des Überetnkommens durch emen Staat ketnen Einfluß auf die 
Klterna Gliederung der Behörden diesas Staates 1ft der Verteilung 
der vollziehenden, rechlspiechetl'ten und gesa1zgebenden 
Gewalt hat 

DIes mag selbstverständlich ersci1OInen, und In diesem SInn Ist 
auch die InterventJon des Leiters der kanadischen Delegat"., 
während der Debatten der Vl8r1en Komml8SK)fl zu verstehen, In 
deren Verlauf beschlossen wurde, diese Bestimmung In OOlde 
Uberetnkommen aufzunehmen (Siehe Protokoll Nr 4 der Ptenar­
sitzung), die kanadische Delegabon, wellche die Meinung einer 
grollen Anzahl voo Delegabonen offen ausdruckte, sah die Auf­
nahme dieses Artikels Ifl dte betden Uberelnkommen als 
unzweckma&g an Artikel 41 wurde trotzdem angenommen, welt 
gehend deshalb, um die australische OeIegabOn zufnedenzustel 
k!n. für die das Fehlen etner solchen Bestimmung etne unüoor 
Wlndlicl1e Vertassungsschwlengk ... zur Folge zu haben sch"," 

150 In bezug auf das Problem der Vorbeha~e läBt das Uberem­
kommen nur die)8fllgen zu, dte In den Artikeln 24 und 26 vorgese 
hen SInd KOIn anderer Vorbehalt 1St zuläsSIg Artikel 42 enthM 
andererseits die ublicl1e BestImmung, daß ein Staat .)Oderze" 
einen von Ihm angebrachten Vorbehalt zurucknehmen kann· 

151. SchlieBtich Ist noch l1T1 Zusammenhang eines Uberelnkom­
mOInS _ diesem die Bedeutung der NotiIiZlerungsverpflichtung 
zu unterstreichen, dHl das MinlStenum tur Auswärtige Angelegen­
heiten des KÖnigreichs der Niederlande ubernommen hat (Artikel 
45), und zwar vor allem auf Grund der Rolle, welche die Er1<lärun 
gen zur Annahme eventuell6r Beithtte spoeIen 

Madnd, April 1981 

Ehsa P6rez-Vera 
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